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Grundsicherung für Arbeitsuchende
Sozialgesetzbuch (SGB II)
Fragen und Antworten

Diese Pub li ka ti on wird im Rah men der Öf fent lich keits ar beit des Bun des mi nis te ri ums für Ar beit und So zia les kos ten los
 heraus ge ge ben. Sie darf weder von Par tei en noch von Wahl be wer bern oder Wahl hel fern wäh rend eines Wahl kamp fes
zum Zwe cke der Wahl wer bung ver wen det wer den. Dies gilt für Eu ro pa-, Bun des tags-, Land tags- und Kom mu nal wah len.
Miss bräuch lich ist ins be son de re die Ver tei lung auf Wahl ver  anstal tun gen, an In for ma ti ons stän den der Par tei en sowie das
Ein le gen, Auf dru cken oder Auf kle ben par tei po li ti scher In for ma tio nen oder Wer be mit tel. Un ter sagt ist gleich falls die
Wei ter ga be an Drit te zum Zwe cke der Wahl wer bung. Un ab hän gig davon, wann, auf  welchem Weg und in wel cher
 Anzahl diese Pub li ka ti on dem Emp fän ger zu ge gan gen ist, darf sie auch ohne zeit li chen Bezug zu einer be vor ste hen den
Wahl nicht in einer Weise ver wen det wer den, die als Par tei nah me der Bun des re gie rung zu guns ten ein zel ner po li ti scher
Grup pen ver stan den  werden könn te. Außerdem ist diese kostenlose Publikation  – gleichgültig wann, auf welchem Weg
und in welcher Anzahl diese Publikation dem Empfänger zugegangen ist – nicht zum Weiterverkauf bestimmt.
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Einleitung 5

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

unser soziales Netz ist eine der kostbarsten Errungen schaften, die wir haben. Es
fängt Menschen in Not auf  und gibt ihnen neue Lebens- und Arbeitsperspektiven.

Zwei große Reformschritte in der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind mittler-
weile abgeschlossen: Wir haben mit der Organisationsreform bessere Strukturen
 für die Betreuung von Langzeitarbeitslosen geschaffen. Mit  der Neuregelung des
Leistungsrechts haben wir bei der Errechnung des Regelbedarfs mehr Transparenz
erzielt und wir haben in der Substanz viel bewegt, vor allem mit dem neuen Bil-
dungspaket.

Bedürftige Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Bildung und gesellschaft -
liche Teilhabe. Mit dem Bildungspaket lösen wir dieses Recht ein, damit sie beim
Lernen die Erfahrung der Befähigung machen - jedes Kind kann was - und damit sie
zusammen mit den Gleichaltrigen ihre sozialen und emotionalen Kompetenzen
entwickeln - Kinder brauchen andere Kinder.

Nur mit dem Zugang zur Bildung kommen Kinder aus der Chancenarmut heraus. 
Es geht um ganz konkrete Dinge: dass die Kinder Lernförderung und das notwen -
dige Schulmaterial erhalten, dass sie ein warmes Mittagessen in der Schule oder
Kita bekommen, dass sie an Schulausflügen teilnehmen und dass sie im Sportverein
oder der Musikschule mit dabei sind. 

Wir wollen aber nicht nur den Kindern und Jugendlichen helfen, wir wollen auch
die Situation der arbeitslosen Erwachsenen und ihrer Familien verbessern. Unser
erstes Ziel ist: Menschen in Arbeit zu bringen. So wie für die Kinder und Jugend -
lichen die Bildung die beste Chance für ein selbstbestimmtes Leben bietet, so ist es
die Arbeit für die Erwachsenen.

Zugleich garantieren wir als Gesellschaft allen Menschen, dass selbst im Fall einer
längeren Zeit ohne Erwerbstätigkeit für das menschenwürdige Existenzminimum
gesorgt ist: dass die Wohnung bezahlt wird und alles, was zum täglichen Leben
dazu gehört.

Einleitung
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Die Grundsicherung für Arbeitsuchende leistet genau das: Wir bieten Hilfen, um
schnell aus der Arbeitslosigkeit heraus zu kommen. Und wir unterstützen die Ar-
beitslosen und ihre Familien finanziell. Wer Leistungen des Staates, also der Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler, bekommt, der muss umgekehrt aktiv daran mitwir-
ken, dass er oder sie möglichst schnell wieder auf eigenen Beinen stehen kann. Das
ist im Interesse der Gesellschaft, aber auch im Interesse der Betroffenen selbst. Fördern
und Fordern sind die Grundprinzipien, an denen wir uns orientieren.

Dabei bieten Staat und Kommunen den Betroffenen eine breite Palette an Hilfsan-
geboten: Es gibt die Arbeitsvermittlung, Berufsberatung sowie Aus- und Weiter -
bildung genauso wie passgenaue Unterstützung in besonderen Problemlagen: zum
Beispiel Schuldner- und Suchtberatung, psychosoziale Betreuung und Hilfe bei der
Suche nach einer Kinderbetreuung.

Diese Broschüre zeigt, welche Rechte und Pflichten Leistungsempfängerinnen und
-empfänger haben und welche Möglichkeiten und Hilfen die Grundsicherung für
Arbeitsuchende bietet. Wer hat welche Ansprüche? An wen wenden Sie sich, falls
Sie  Unterstützung brauchen? Welche Unterlagen benötigen Sie? Hier finden Sie die
Antworten auf die meist gestellten Fragen.
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Ar beits ge le gen hei ten

Im Rahmen von Arbeitsgelegenheiten (häufig irreführenderweise "Ein-Euro-Jobs"
genannt) können Arbeiten gefördert werden, die zusätzlich und wettbewerbs -
neutral sind und im öffentlichen Interesse liegen.

Über die Förderung entscheiden die regional zuständigen Jobcenter entsprechend
der individuellen Erfordernisse der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten.

Die Arbeiten begründen kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeitsrechts, Teilneh-
mer erhalten zusätzlich zum Arbeitslosengeld II eine angemessene Entschädigung
für Mehraufwendungen. Die Mehraufwandsentschädigung wird nicht auf das Ar-
beitslosengeld II angerechnet.

Be darf

Der Be darf einer Be darfs ge mein schaft er mit telt sich aus der Summe der maßgeben-
den Re gel bedarfe der Mit glie der der Ge mein schaft, plus even tu el ler Mehr be dar fe,
plus Kos ten der Un ter kunft und Hei zung. Dabei wird das Ein kom men und Ver mö -
gen des An trag stel lers sowie das der Part nerin oder des Part ners be rück sich tigt, so -
weit es die Frei be trä ge über steigt. Das Ein kom men und Ver mö gen der Kin der wird
nur für ihren ei ge nen Be darf, je doch nicht für den Be darf der El tern be rück sich tigt.
Bei den min der jäh ri gen, un ver hei ra teten Kin dern sowie den je ni gen, die das 25. Le -
bens jah res noch nicht voll en det haben und im Haus halt der El tern leben, wird bei
der Fest stel lung des Be darfs neben dem ei ge nen Ein kommen und Ver mö gen auch
das der El tern be rück sich tigt. Aus nah me: Das Kind ist schwan ger oder er zieht selbst
ein Kind unter sechs Jah ren.

Bedarfsgemeinschaft

Von einer Bedarfsgemeinschaft gehen die Träger der Grundsicherung für Arbeit -
suchende aus, wenn der Antragsteller mit einem Partner und/oder Kindern, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zusammenlebt.

Wichtige Begriffe



8 Wichtige Begriffe

Die Geldleistungen für die einzelnen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft ermitteln
sich aus den:

maßgebendem Regelbedarf, der jedem einzelnen Mitglied zusteht,

eventuellen Mehrbedarfen

angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung und

Bildungs- und Teilhabeleistungen für Kinder und Jugendliche

Verfügt ein erwachsenes Mitglied der Gemeinschaft über Einkommen oder Vermö-
gen, muss es für die anderen einstehen. Ausgenommen von dieser Regel ist das Ein-
kommen und  Vermögen von Kindern. Es wird in der Regel nur berücksichtigt, um
den Bedarf des Kindes zu decken, aber nicht den Bedarf der Eltern.

Jeder erwerbsfähige Leistungsberechtigte der Bedarfsgemeinschaft ist verpflichtet,
nach Arbeit zu suchen, um die Abhängigkeit von staatlichen Leistungen zu verrin-
gern. 

Wer gehört zur Bedarfsgemeinschaft? Wer nicht? Woraus ermittelt sich der Bedarf
der Gemeinschaft?

Zur Bedarfsgemeinschaft gehören

der oder die erwerbsfähige Leistungsberechtigte,

der Ehepartner, der eingetragene Lebenspartner oder eine Person, die mit dem
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einem gemeinsamen Haushalt so  
zusammenlebt, dass nach verständiger Würdigung der wechselseitige Wille
anzunehmen ist, Verantwortung füreinander zu tragen und füreinander einzu-
stehen,
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die im Haushalt lebenden eigenen Kinder und die Kinder des Partners, solange
sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und unverheiratet sind und
kein ausreichendes eigenes bedarfsdeckendes Einkommen oder Vermögen
haben,

die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines
unverheirateten, erwerbsfähigen Kindes, das das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, und der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils. 

Zur Bedarfsgemeinschaft gehören nicht

Kinder, die ihren Lebensunterhalt aus eigenem Einkommen oder Vermögen
bestreiten können,

verheiratete Kinder und Kinder, die bereits 25 Jahre alt sind, auch wenn sie mit
den Eltern unter einem Dach wohnen,

dauerhaft getrennt lebende (Ehe-)Partner.

Berufliche Weiterbildung

Die Förderung einer beruflichen Weiterbildung soll die Vermittlungschancen des
Arbeitslosen deutlich verbessern. Berücksichtigt werden sollen dabei eigene Fähig-
keiten, insbesondere der bisherige berufliche Werdegang und Vorkenntnisse, aber
auch persönliche Voraussetzungen wie körperliche und geistige Eignung. Unter
 Berücksichtigung dieser Faktoren entscheidet der zuständige SGB II Leistungsträger
nach Beratung, inwieweit der Abbau von Qualifikationsdefiziten zur beruflichen Ein-
gliederung führen kann.

Hierbei kommt der Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes und der Mobilitäts -
bereitschaft eine hohe Bedeutung zu. Ziel ist es, dass der Arbeitslose nach Abschluss
der Weiterbildung mit hoher Wahrscheinlichkeit wieder dauerhaft in den ersten
Arbeitsmarkt eingegliedert werden kann.
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Bescheid

Die Entscheidung über den Antrag auf Arbeitslosengeld II wird per Post zugestellt.
Ein Bescheid informiert über Höhe und Dauer der Leistungen.

Er informiert zusätzlich darüber, auf welches Konto die Leistungen gezahlt werden,
bei welcher Kranken- und Pflegekasse die Antragsteller versichert sind. Aus den
 beigefügten Berechnungsbögen kann man entnehmen, wie sich die Beträge im
 Einzelnen zusammensetzen und ob und in welcher Höhe Einkommen und Vermögen
berücksichtigt wurde.

Widerspruch

Sind Sie mit dem Bescheid nicht einverstanden, können Sie binnen eines Monats
nach der Bekanntgabe Widerspruch bei dem im Bescheid genannten Träger einlegen.
Bekannt gegeben ist der Bescheid, wenn Sie ihn per Post erhalten haben. Dies ist
grundsätzlich der dritte Tag nach Versendung (siehe Poststempel).

Be triebs ren te

Be trieb li che Al ters ver sor gun gen blei ben bei der Ver mö gens an rech nung außer
Betracht, wenn sie aus schließ lich ar beit ge ber fi nan ziert sind und ein Zu griff auf
diese vor Ein tritt des Ver sorgungs fal les aus ge schlos sen ist (§ 2 Be trAVG).

>> siehe Frage 30 „Ich habe An recht auf eine Be triebs ren te. Spielt das bei mei nem  
An trag auf Ar beits lo sen geld II eine Rolle?“
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Bildungsgutschein im Rahmen der Weiterbildungsförderung

Der Bildungsgutschein weist u. a. das Bildungsziel, die zum Erreichen des Bildungs-
ziels erforderliche Dauer, den regionalen Geltungsbereich und die Gültigkeitsdauer
von längstens drei Monaten, in der der Bildungsgutschein eingelöst werden muss,
aus. Unter den im Bildungsgutschein festgelegten Bedingungen kann der Bildungs-
interessent den Bildungsgutschein bei einem für die Weiterbildungsförderung zu-
gelassenen Träger seiner Wahl einlösen. Aber auch die Maßnahme muss für die
Weiterbildungsförderung zugelassen sein.

Bildungs- und Teilhabeleistungen

Zusätzlich zu den maßgebenden Regelbedarfen für Kinder und Jugendliche werden
seit dem 01.01.2011 die neuen Bildungs- und Teilhabeleistungen – das sogenannte
 Bildungspaket – erbracht.

Das neue Bildungspaket umfasst folgende Leistungen:

tatsächliche Kosten für ein- und mehrtägige Klassen- und Kitafahrten,

Leistungen für den Schulbedarf i.H.v. 70 Euro zum 1. August und 30 Euro zum
 1. Februar eines jeden Jahres,

Kosten für die Schülerbeförderung, soweit sie erforderlich sind und nicht  
be reits von Dritten getragen werden,

Leistungen für eine schulnahe Lernförderung unter bestimmten  
Voraussetzun gen,

Mehrkosten für ein gemeinschaftliches Schul- oder Kitamittagessen und

ein monatliches Teilhabebudget im Wert von bis zu 10 Euro für soziale Teilhabe
bis zum 18. Lebensjahr.
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Diese Leistungen werden auch für Kinder zur Verfügung gestellt, für die ein Kinder-
zuschlag oder Wohngeld gewährt wird.

Ein glie de rung Ju gend li cher

Die Eingliederung junger Menschen in Aus bil dung und Ar beit ist von be son de rer
 Bedeutung. Er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte unter 25 Jah ren sind un ver züg lich
nach An trag stel lung in Ausbildung oder Arbeit zu ver mitteln. Jeder junge Mensch
hat einen  persön li chen An sprech part ner. Ein besonders günstiger  Betreuungs -
schlüssel von 1 : 75 ermöglicht eine intensive Unterstützung des jungen Menschen
bei der Ein gliederung in Arbeit. So kann der persönliche Ansprechpartner bei der
Bewältigung von persönlichen Problemen helfen, gemeinsam mit dem jungen
Menschen individuelle Eingliederungsstrategien ent wi ckeln und die sen Pro zess
auch in ten siv und ziel ori en tiert be glei ten. Im   Beratungs ge spräch wird ge mein sam
mit dem jungen Menschen das Eingliederungs ziel fest ge legt. Es ori en tiert sich an
den Stär ken und Potenialen sowie an den In te res sen des jungen Menschen und an
den Be dingun gen und Mög lich kei ten des Aus bil dungs- und Ar beits markts. Grund -
sätz lich sind junge Men schen ohne Be rufs ab schluss  vorran gig in Aus bil dung oder
be ruf  li che Qua li fi zie rung zu ver mit teln. Wer noch kei nen Be rufs ab schluss hat, ist
vor ran gig in eine Aus bil dung zu ver mit teln. Eine be trieb li che Be rufs aus bil dung
kann bei Vor lie gen einer Lern be ein träch ti gung oder so zia len Be nach tei li gung
durch aus bil dungs be glei  tende Hil fen un ter stützt wer den. Ge för dert wer den kön -
nen auch  Ein stiegs qua li fi zie rungen, au ßer be trieb liche Be rufs aus bil dun gen oder
– ge för dert durch den  Träger der Ar beits förde rung – be rufs vor be rei ten de Bil dungs -
maß nah men, einschließlich des Rechtsanspruchs auf das Nachholen des Haupt-
schulabschlusses. Junge Menschen mit Mig ra ti ons hinter grund können zusätzlich
mit den Angeboten zur Spachförderung des Bundeamtes für  Migration und Flücht-
linge gefördert  werden. Selbstverständlich stehen auch alle übrigen Eingliede-
rungsleistungen nach dem SGB II für junge Menschen zur Verfügung. Mit dem Ver-
mittlungsbudget kann z.B. die Anbahnung oder Aufnahme einer Berufsausbildung
gefördert  werden. Nicht bei allen jun gen Men schen ist so fort eine Aus bil dungs-
oder Ar beits auf nah me mög lich. Ge ge be nen falls steht – je nach Schwe re der Ver -
mitt lungs hemm nis se – die so zia le In teg ra ti on im Vor der grund. Dies reicht von der
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Si cherstel lung der Kin der be treu ung für Al lein er zie hen de bis hin zur Lö sung schwe rer
per sön  li cher und sozia ler  Prob le me. Hierfür kann eine individuelle Betreuung
durch einen Fallmanager  erfolgen. Zur weiteren Unterstützung können spezifische
soziale  Eingliederungsleistungen (z.B. Sucht- und Schuldnerberatung) erbracht
werden. Die einzelnen Eingliederungsschritte werden mit dem jungen Menschen
genau besprochen. Abschließend werden sie in der  Eingliederungs vereinbarung
festgeschrieben. Lehnt ein junger Mensch ohne wichtigen Grund die Angebote ab,
wird nach dem Grundsatz des Förderns und Forderns das Arbeitslosengeld II gemin-
dert bzw. vollständig gestrichen.

Ein glie de rungs leis tun gen

Das vor ran gi ge Ziel der Grund si che rung für Ar beit su chen de be steht darin, er werbs -
fä hi ge Leistungsberechtigte in das Er werbs le ben einzugliedern. Der Ein satz der
 Arbeits kraft zur Er zie lung von Ein kom men steht hier bei im Mit tel punkt der Bemü-
hun gen, die vo rü ber ge hen de Not la ge zu be en den bzw. zu ver rin gern.

Um dieses Ziel zu unterstützen, stehen eine Vielzahl von verschiedenen Eingliede-
rungsleistungen nach dem SGB II zur Verfügung, so u.a. 

Leistungen aus dem Vermittlungsbudget zur Förderung der Anbahnung oder
Aufnahme einer Beschäftigung, 

Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, 

die Förderung der beruflichen Weiterbildung einschließlich des Nachholens
des Hauptschulabschlusses, 

Leistungen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben, 

Leistungen an Arbeitgeber (Eingliederungszuschuss), 

Förderung der beruflichen Weiterbildung beschäftigter Arbeitnehmer, 
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Förderung der Berufswahl und Berufsausbildung, 

kommunale Eingliederungsleistungen (z. B. Kinderbetreuung, Sucht- und
Schuldnerberatung), 

Einstiegsgeld, 

Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen, 

Arbeitsgelegenheiten, 

Förderung von Arbeitsverhältnissen.

Eingliederungsvereinbarung

Im Gespräch macht sich der persönliche Ansprechpartner ein Bild über die indivi-
duelle Situation, Kenntnisse und Wünsche eines Arbeitsuchenden. Gemeinsam
werden  Fähigkeiten und Stärken erarbeitet. Dort wo Unterstützungsbedarf bei der
Eingliederung in den Arbeitsmarkt besteht, erarbeiten persönlicher Ansprechpart-
ner und Arbeitsuchender Lösungsansätze und vereinbaren geeignete Maßnahmen,
um  Lücken zu schließen und Probleme aus dem Weg zu räumen. 

Die Eingliederungsvereinbarung ist das zentrale Instrument zur Unterstützung der
gemeinsamen Eingliederungsbemühungen von persönlichem Ansprechpartner
und Hilfesuchendem. Der Grundgedanke ist hierbei, den Eingliederungsprozess
grundsätzlich auf der Basis gemeinsam vereinbarter Ziele und gegenseitiger Rechte
und Pflichten aufzubauen. Dazu werden in der Eingliederungsvereinbarung die
Rechte und Pflichten des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten verbindlich fest -
gelegt. So wird beispielsweise festgelegt, welche eigenen Aktivitäten der Leistungs-
berechtigte bei der Arbeitsuche unternehmen muss und welche unterstützenden
Eingliederungsleistungen das Jobcenter dabei erbringt. 
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Der persönliche Ansprechpartner überprüft regelmäßig gemeinsam mit dem
 Leistungsberechtigten die Fortschritte. So stellt er schnell fest, welche Bemühungen
 Erfolg versprechen und welche Aktivitäten nicht zum Ziel führen.

Miss ach tet der Ar beit su chen de seine in der Ein glie de rungs ver ein ba rung fest -
gelegten Pflich ten, muss er mit einer Kürz ung der Geld leis tung rech nen.

>>  siehe Frage 43 „Welche Sanktionen können den Leistungsbezieher über 25 Jahre bei
Pflichtverletzungen treffen?“

>> siehe Frage 44 „Wenn ich als junger Mensch ein Arbeitsangebot ablehne, was
 passiert dann?“

Einkommen - was zählt?

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die über ein Einkommen verfügen, brauchen
weniger finanzielle Unterstützung vom Staat. Das Einkommen wird daher bei der
Berechnung des Arbeitslosengeldes II berücksichtigt; allerdings nicht in vollem
Umfang, um Anreize zur Aufnahme einer Beschäftigung zu setzen.

Einkommen, das bei der Berechnung berücksichtigt wird:

Einkommen aus nicht selbstständiger Arbeit,

Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit, Gewerbebetrieb sowie Land- und
Forstwirtschaft (Freibeträge errechnen sich – entsprechend § 15 SGB IV – aus
dem erwirtschafteten Überschuss > Gewinn vor Steuern),

Einkommen aus Vermietung und Verpachtung (wenn es sich nicht um die
 Untervermietung der selbst bewohnten Wohnung zur Reduzierung der Unter-
kunftskosten im Sinne des § 22 SGB II handelt),

Kapitaleinkünfte,
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Unterhaltszahlungen,

Kindergeld (kann die leistungsberechtigte Person nachweisen, dass sie das
Geld an ihr volljähriges Kind überwiesen hat, wird es nicht angerechnet.
 Bedingung ist, dass das Kind nicht mehr im gleichen Haushalt lebt.),

Krankengeld,

Einkommen eines Inhaftierten (ohne Hausgeld/Taschengeld),

Leistungen nach dem Wehrsold-, Bundesfreiwilligendienstgesetz und Unter-
haltssicherungsgesetz,

einmalige Einnahmen (einmalige Einnahmen, wie z.B. eine einmalige Lohn-
zahlung aus einer befristeten Tätigkeit oder Steuerrückerstattungen oder
Weihnachtsgeld werden auf mehrere Monate aufgeteilt und nur die Teilsummen
angerechnet).

Einkommen, das bei der Berechnung nicht berücksichtigt wird:

Leistungen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II),

Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG),

Grundrenten, die in entsprechender Anwendung des BVG gewährt werden  
(z. B. - Hinterbliebenen-, Verletztenrente oder Blindengeld),

Entschädigungen, die wegen eines Schadens geleistet werden, der kein
 Vermögensschaden ist (z. B. Schmerzensgeld),

Einnahmen bis zu 10 Euro monatlich,

bei Soldaten der Auslandsverwendungszuschlag und der Leistungszuschlag,
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nicht steuerpflichtige Einnahmen einer Pflegeperson für Leistungen der
Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung,

Einnahmen aus Erwerbstätigkeit von unter 15jährigen Sozialgeldempfängern
soweit sie 100 Euro monatlich nicht übersteigen. Die Regelung betrifft Kinder
von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die bereits geringfügig erwerbs -
tätig sind, d.h. etwa Aushilfs- oder Ferienjobs ausüben,

Die Eigenheimzulage, soweit sie nachweislich zur Finanzierung einer selbst
 bewohnten Immobilie verwendet wird, die den angemessenen Wohnraum
nicht übersteigt.

Einkommen, das bei der Berechnung in der Regel nicht berücksichtigt wird:

Zweckbestimmte Einnahmen, die einem anderem Zweck als das Arbeitslosen-
geld II/Sozialgeld dienen:

• Aufwandsentschädigungen für kommunale Tätigkeiten  
(z. B. als ehrenamtlicher Stadtrat oder Schöffe bei Gericht) oder

• sonstige ehrenamtliche Tätigkeiten,
• Mobilitätshilfen,
• vermögenswirksame Leistungen des Arbeitgebers oder Ähnliches.

Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege (z. B. von der Arbeiterwohlfahrt,
Caritas, Diakonisches Werk, Deutsches Rotes Kreuz, Paritätischer Wohlfahrts-
verband, Personen der freien Wohlfahrtspflege, Kirchen und Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts sowie die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden).

Zuwendungen Dritter, die einem anderen Zweck als die Leistungen nach dem
SGB II dienen.
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Einmalige Einnahmen / Saisonarbeit

Mitunter  haben Arbeitslosengeld II-Empfänger nicht immer die Möglichkeit regel-
mäßig durch eine dauerhafte Beschäftigung ein Einkommen zu erzielen, sondern
nehmen einen befristeten Job an. Sie verdienen dann in einem überschaubaren
Zeitraum so viel, dass ihr zuständiges Jobcenter eigentlich die Geldleistung vermin-
dern oder gar einstellen müsste. Denn wer genug Geld zum Lebensunterhalt verdient,
braucht weniger staatliche Unterstützung.

Das würde aber einen hohen Verwaltungsaufwand bedeuten. Daher werden ein-
malige Einnahmen (wie z.B. eine einmalige Lohnzahlung aus einer befristeten
 Tätigkeit aber auch Steuerrückerstattungen oder Weihnachtsgeld) auf mehrere
Monate aufgeteilt und nur die Teilsummen angerechnet. Damit bleibt der
Leistungs anspruch und Sozialversicherungsschutz erhalten und der Verwaltungs-
aufwand in einem vernünftigen Rahmen.

Einkommen aus Erwerbstätigkeit

Nicht wenige erwerbsfähige Leistungsberechtigte gehen einer u.a. geringfügigen
Beschäftigung nach, um nicht den Kontakt zum Arbeitsmarkt zu verlieren. Das ist
auch ausdrücklich gewünscht. Die Regelungen der Grundsicherung für  Arbeit -
suchende fördern die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit: Mit Mini-, Midi- und Teil-
zeitjobs sind Arbeitslosengeld II-Bezieher in der Lage,  einen Teil des Lebensunter-
halts selbst zu verdienen und demgemäß ihre Hilfebedürftigkeit zu verringern. 
Die leistungsrechtlichen Regelungen zur Berücksichtigung von Einkommen aus
 Erwerbstätigkeit stellen  sicher, dass derjenige mehr Haushaltseinkommen zur
 Verfügung hat, als derjenige, der keiner Arbeit nachgeht.
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Ein ma li ge Leis tun gen

Auf An trag kön nen die Trä ger der Grund si che rung ein ma li ge Leis tun gen ge wäh ren.
Mög lich sind Zah lun gen bei spiels wei se, wenn ein Haus halt zu grün den ist oder die
Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt erforderlich ist. Im Ein zel fall
 können für be son ders un ab weis ba re Be dar fe auch Dar le hen ge währt wer den.

Einstiegsgeld

Wer arbeitet, soll mehr Geld in der Tasche haben als jemand, der ausschließlich Leis-
tungen bezieht. Dies ist bereits durch die Freibeträge bei Erwerbstätigkeit gewähr-
leistet. Wer aber arbeitslos ist und eine Arbeit aufnimmt, die weniger oder unwesent-
lich mehr bringt als das Arbeitslosengeld II, oder wer sich selbständig macht, kann
zusätzlich einen Job-Zuschuss in Form des Einstiegsgeldes erhalten.

Das Einstiegsgeld schafft einen zusätzlichen Anreiz für Arbeitsuchende, auch eine
gering entlohnte Arbeit anzunehmen oder sich selbstständig zu machen. Bedin-
gung für den Zuschuss ist die Aussicht auf Erfolg. Das heißt: Die Annahme eines
 gering entlohnten Jobs oder die Gründung eines eigenen Unternehmens muss die
Chance bieten, auf Dauer von Hilfeleistungen unabhängig zu werden. Deswegen ist
die Beendigung der Arbeitslosigkeit eine Anspruchsvoraussetzung.

Was die Höhe des Einstiegsgeldes angeht, hat der persönliche Ansprechpartner
einen gewissen Spielraum. Er berücksichtigt, wie lange ein Arbeitsuchender bereits
arbeitslos ist und wie sich seine Bedarfsgemeinschaft zusammensetzt, also z.B. ob er
Familie hat. Der Zuschuss kann für höchstens 24 Monate gewährt werden. Ein
Rechtsanspruch darauf besteht nicht.

Das Einstiegsgeld ist die Chance für Empfänger von ALG II auf Selbstständigkeit. Ein
Gründungszuschuss nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch steht ihnen nicht zu.
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Er werbs fä hig keit 

Jeder Mensch zwi schen 15 und unter 65 bzw. 67 Jah ren gilt als er werbs fä hig, wenn
er in der Lage ist, täg lich min des tens drei Stun den unter den üblichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstätig zu sein. Bei der Fest stel lung der Er werbs-
fä hig keit wird auch prog nos ti ziert, wie sich der Ge sund heits zu stand im nächs ten
hal ben Jahr ent wi ckeln wird. Siehe hier zu auch „Ge set zes text“ §§ 7a und 8 SGB II.   

Fall ma na ge ment 

Ein we sent li ches In stru ment zur Un ter stüt zung der Ein glie de rungs be mü hun gen ist
das Fall ma na ge ment. Als be schäf ti gungs ori en tier tes Fall ma na ge ment ist es der
 geeig ne te An satz, um Lang zeit ar beits lo se mit schwer wie gen den per sön li chen und
so zia len Prob le men er folg reich in den Ar beits markt zu in teg rie ren. Es ist Auf ga be
des Fall ma na ge ments, die vor han de nen Prob le me, die häu fig einer In teg ra ti on in
den Ar beits markt ent ge gen ste hen, zu lösen und damit den Weg in das Er werbs -
leben zu ebnen. Der Fall ma na ger über nimmt dabei viel fäl ti ge spe zi fi sche Be treu -
ungs-, Be ra tungs- und Steu e rungs auf ga ben. Im Rah men eines be son ders in ten si ven
Be treu ungs ver hält nis ses küm mert sich der Fall ma na ger z.B. darum, dass er werbs -
fähi ge Hil fe be dürf ti ge mit Dro gen- oder Sucht prob le men die not wen di gen the ra -
peu ti schen Hil fen er hal ten.

Freibeträge bei Erwerbseinkommen

Damit derjenige, der arbeitet, mehr Geld in der Tasche behält als derjenige, der
nicht arbeitet, gibt es Freibeträge.

Ein Grundfreibetrag von 100 Euro gilt für alle Einkommen aus Erwerbstätigkeit. Das
heißt: Jeder Arbeitslosengeld II- oder Sozialgeld-Bezieher kann anrechnungsfrei 
100 Euro verdienen, ohne dass seine Leistung gekürzt wird.  Bei einem Bruttoein-
kommen, das zwischen 100 Euro und 1000 Euro liegt, bleiben dem Arbeitslosengeld-
II-Empfänger zusätzlich 20 Prozent (also maximal 180 Euro). Damit erhöht sich das
Haushaltseinkommen um maximal 280 Euro und sie tragen mit eigenem Einkom-
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men zur Sicherung des Lebensunterhalts bei. Liegt das Einkommen über 1000 Euro,
dann sind 10 Prozent des übersteigenden Betrages zusätzlich anrechnungsfrei.
 Allerdings werden ab einem Bruttoeinkommen von 1200 Euro (für Leistungs -
berechtigte ohne Kind) bzw. einem Bruttoeinkommen von 1500 Euro (für Leistungs-
berechtigte mit Kindern) keine zusätzlichen Freibeträge mehr berück sichtigt.

Beispielsweise ergäben sich bei 900 Euro Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit
ein Freibetrag von: 100 Euro (Grundfreibetrag) plus 160 Euro (20 Prozent von  
weiteren 800 Euro) also insgesamt 260 Euro. Dieser Betrag wird vom erzielten
 Nettoeinkommen abgezogen und damit nicht bei der Feststellung der Höhe des
Arbeitslosen geldes II berücksichtigt. Um diesen Betrag erhöht sich das Haushalts-
einkommen, das sich aus Erwerbseinkommen und ergänzendem Arbeitslosen -
geld II zusammensetzt.

Übungsleiterpauschale

Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Tätigkeiten und Übungsleiter wer-
den vergleichbar der steuerlichen Freistellung bis 175 Euro monatlich nicht auf  das
Arbeitslosengeld II angerechnet. Der ansonsten bei Einkünften fest gelegte Grund-
freibetrag für Absetzungen in Höhe von 100 Euro monatlich erhöht sich in diesen
Fällen auf 175 Euro.

Neuer Absetzbetrag für Bundesfreiwillige, die Arbeitslosengeld II
erhalten

Bei Personen, die an einem Bundesfreiwilligendienst oder einem Jugendfrei -
willigen dienst teilnehmen und ergänzend Arbeitslosengeld II beziehen, bleibt
künftig von ihrem Taschengeld ein pauschalierter Betrag in Höhe von 175 Euro
 monatlich anrechnungsfrei, ohne dass sie dafür Ausgaben (für Versicherungen und
Werbungs kosten) nachweisen müssen. Bislang war nur ein Betrag von 60 Euro
vom Taschengeld anrechnungsfrei; darüber hinaus konnten aber auf Nachweis
 Werbungskosten und Versicherungsbeiträge abgesetzt werden. Es ist sicher -
gestellt, dass durch die neue Regelung kein Freiwilliger schlechtergestellt wird als
nach der bisherigen Regelung.
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Geldleistung: ALG II

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die trotz intensiver Bemühungen keinen Arbeits-
platz finden können oder mit ihrer Erwerbstätigkeit ein nicht bedarfsdeckendes
Einkommen erzielen, haben bei Hilfebedürftigkeit Anspruch auf Leistungen zur
 Sicherung des Lebensunterhalts als Arbeitslosengeld II, das auch als ergänzende
(aufstockende) Leistung zum Einkommen zu gewähren ist. Hilfebedürftig ist, wer
seinen Lebensunterhalt, und den Lebensunterhalt der mit ihm in Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und
Mitteln vor allem durch die Aufnahme einer zumutbaren Arbeit, aus dem zu berück-
sichtigem Einkommen oder Vermögen sichern kann und die erforderliche Hilfe
nicht von anderen insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozial-
leistungen erhält.

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende verfolgt einen haushaltsbezogenen Ansatz.
Das bedeutet, dass neben dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten auch die mit
ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden nicht erwerbsfähigen Angehörigen bei
Hilfebedürftigkeit Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts entweder als
 Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld erhalten. Beide Leistungen, die in ihren Grund-
bestandteilen einander entsprechen, werden monatlich im Voraus als pauschalier-
te Geldleistung erbracht und in der Regel für jeweils sechs Monate bewilligt.

Bestandteile der Geldleistungen und Sozialversicherungsbeiträge

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte und ihre Angehörigen erhalten Geldleistun-
gen zur Deckung des Regelbedarf. Diese sichern den Lebensunterhalt. Aber das ist
nicht alles. Das Arbeits losengeld II enthält Zahlungen für Miete und Heizung.
Zudem werden Beiträge und Zuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung über-
nommen. Hinzu kommen gegebenenfalls Mehrbedarfe, die für besondere Lebens-
lagen wie Alleinerziehung, Schwangerschaft oder Behinderung gewährt werden.
Darüber hinaus sind einmalige Leistungen für abweichende Bedarfslagen wie Erst-
ausstattung bei Schwangerschaft und Geburt eines Kindes oder Erstbezug einer
Wohnung möglich.
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Gemeinsame Einrichtungen

In einer gemeinsamen Einrichtung nehmen der kommunale Träger, also Kreis und
kreisfreie Stadt, und die Agentur für Arbeit die Aufgaben der Grundsicherung für
Arbeitsuchende gemeinsam wahr. Die Leistungen werden aus einer Hand erbracht.

Die Agenturen für Arbeit sind fachlich verantwortlich für alle übrigen Leistungen
der Grund sicherung für Arbeitsuchende:

arbeitsmarktbezogene Eingliederung (Beratung, Vermittlung, Förderung von
Maßnahmen zur Integration in Arbeit)

Sicherung des Lebensunterhaltes (ALG II, Sozialgeld, Mehrbedarf)

Zahlung von Beiträgen und Zuschüssen zur Kranken- und Pflegeversicherung.

Die kommunalen Träger sind dabei fachlich verantwortlich für folgende Leistungen:

Unterkunft und Heizung

Kinderbetreuung

Schuldner- und Suchtberatung

psychosoziale Betreuung, soweit sie zur Eingliederung in das Erwerbsleben
 erforderlich ist

Erstausstattung mit Bekleidung und Wohnung

Bildungs- und Teilhabeleistungen.
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Geschütztes Vermögen

Grundsätzlich ist vorhandenes Vermögen für den eigenen Lebensunterhalt einzu-
setzen, bevor Arbeitslosengeld II beansprucht werden kann. Bis zu bestimmten
Obergrenzen gibt es aber Freibeträge. Sie schützen vor allem die Rücklagen, die der
Altersvorsorge dienen. Zudem ist das Vermögen von Kindern durch einen eigenen
Freibetrag geschützt.

>> Siehe Stichwort „Rücklagen für das Alter“

Ob Wertgegenstände als Vermögen berücksichtigt werden, hängt davon ab, ob
deren Verwertung wirtschaftlich sinnvoll wäre. Würde der Verlust bei einem
 Verkauf mehr als 10% des Substanzwertes betragen, wäre das unwirtschaftlich.
 Vermögensgegenstände, die für die Aufnahme oder Fortsetzung einer Berufsaus -
bildung oder der Erwerbstätigkeit unentbehrlich sind, bleiben unangetastet.

Grundfreibetrag

Für Vermögen jeder Art räumt der Gesetzgeber einen Grundfreibetrag bis zu  
150 Euro je Lebensjahr ein. Für jeden volljährigen Leistungsberechtigten und seinen
 Partner gilt ein Freibetrag von mindestens 3.100 Euro und maximal jeweils  
9.750 Euro.

Höherer Grundfreibetrag für Ältere

Hilfebedürftige, die bis zum 1. Januar 1948 geboren sind, profitieren von deutlich
höheren Vermögensfreibeträgen. Der Vermögensgrundfreibetrag beträgt 520 Euro
je Lebensjahr, summiert sich aber auf höchstens 33.800 Euro.

Grundfreibetrag für Kinder

Für Minderjährige gilt ein Freibetrag von 3.100 Euro. Damit bleiben im Regelfall
auch Ausbildungsversicherungen geschützt. Darüber hinausgehendes Vermögen
müssen die Kinder nur verwenden, um ihren eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten,
nicht den ihrer Eltern. Hinzu kommt ein Freibetrag für notwendige Anschaffungen.
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Freibetrag für notwendige Anschaffungen

Jedem Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft steht ein Freibetrag für notwendige
 Anschaffungen zu. Er beträgt 750 Euro. Eine Familie aus zwei Erwachsenen und
zwei Kindern kommt so auf einen Freibetrag von insgesamt 3.000 Euro für notwen-
dige Anschaffungen.

Haushaltsgemeinschaft

Zur Haushaltsgemeinschaft eines Antragstellers gehören alle Personen, mit denen
er sich Wohnraum teilt und mit denen er gemeinsam wirtschaftet. Dazu  zählen Ver-
wandte und Schwäger sowie die eigenen Kinder, wenn sie das 25. Lebensjahr voll -
endet haben oder ihren Lebensunterhalt aus eigenem Einkommen oder Vermögen
bestreiten können. Eine Haushaltsgemeinschaft kann aber auch aus mehreren
 Bedarfsgemeinschaften bestehen. Nicht zur Gemeinschaft gehören  Untermieter.
Die Grundsicherungsträger  legen bei der Berechnung der Geldleistung eine antei -
lige Miete zugrunde (Kosten der Unterkunft durch Zahl der Gemeinschaftsmit -
glieder). Außerdem gehen sie davon aus, dass Verwandte in einer Haushaltsgemein-
schaft sich gegenseitig unterstützen. Das bedeutet, dass ihr Einkommen bei der
Berechnung des Arbeitslosengeldes II berücksichtigt wird, soweit sie leistungsfähig
sind. Allerdings gelten bei der Prüfung der Leistungsfähigkeit besondere Maßgaben.

Ein Angehöriger kann einen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer Haus-
haltsgemeinschaft nur unterstützen, wenn er selbst über ausreichend Mittel
 verfügt. Deshalb errechnen die Träger des Arbeitslosengeldes II zunächst, wie viel
 finanzielle Hilfe dieses Haushaltsmitglied leisten kann. Für das Vermögen eines
Haushaltsmitglieds gelten die gleichen Freibeträge wie für den Hilfebedürftigen
selbst.



26 Wichtige Begriffe

Hilfebedürftigkeit

Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt und den Lebensunterhalt der mit
ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend 

aus eigenen Kräften und Mitteln,

vor allem nicht durch Aufnahme einer zumutbaren Arbeit,

aus dem zu berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen sichern kann und
die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von Angehörigen oder
von Trägern anderer Sozialleistungen erhält.

Jobcenter

Die gemeinsamen Einrichtungen und die zugelassenen kommunalen Träger
 führen die Bezeichnung Jobcenter.

Kinderzuschlag

Der Kin der zu schlag wird an El tern ge zahlt, die zwar mit ihren Ein künf ten ihren
 eige nen Un ter halt be strei ten kön nen, nicht aber den ihrer im Haus halt le ben den
un ver hei ra te ten Kin der, die noch nicht das 25. Le bens jahr voll en det haben. Sie
wären ohne Kin der zu schlag auf Ar beits lo sen geld II an ge wie sen, mit dem Kin der -
zuschlag kann die Fa mi lie von ihren ei ge nen Ein künf ten leben.

Der Kin der zu schlag kann mo nat lich bis zu 140 Euro je Kind be tra gen. Zu sam men
mit dem Kin der geld von mo nat lich mindestens 184 Euro und ge ge be nen falls  zu sätz -
lich Wohn geld deckt er den durch schnitt li chen Be darf von Kin dern. 
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Mehr be darf

Schwan ge re und Al lein er zie hen de haben einen An spruch auf so ge nann te Mehr -
bedar fe, zu sätz lich zum maßgebenden Regelbedarf. Schwan ge re ab der 13. Schwan -
ger schafts wo che er hal ten 17 Pro zent zu sätz lich zum maß ge ben den Re gel bedarf  
bis zur Ent bin dung. Bei Al lein er zie hen den ist die Höhe der zu sätz li chen Leis tun gen
ab hän gig vom Alter und von der An zahl der Kin der. Ihnen wird ma xi mal ein Mehr -
be darfs zu schlag von 60 Pro zent des maß ge ben den Re gelbedarfs  gezahlt. Mehr be -
darfs zu schlä ge gibt es auch für Men schen mit Be hin de rung oder bei einem me di zi -
ni schen Be darf an kos ten auf wän di ger Er näh rung. Nicht er werbs fähige Per so nen 
ab Vollendung des 15. Lebensjahres er hal ten einen Mehr be darf von 17 Pro zent des
maß ge ben den Regelbedarfs, wenn sie einen Schwer be hin der ten aus weis mit dem
Merk zei chen G haben. 

Miete und Heizung

Die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende  übernehmen die angemesse-
nen Kosten für Miete und Heizung für die gesamte Bedarfsgemeinschaft. Dazu
 gehören auch die Kosten für Kaltwasser und Warmwasserversorgung. Um Miet-
schulden zu begleichen, können Leistungsberechtigte ein Darlehen erhalten, wenn
sonst der Verlust der Wohnung droht. Sofern Mietrückstände oder Energiekosten-
rückstände bestehen, die zu einer außerordentlichen Kündigung des Mietverhält-
nisses berechtigen und die zweckentsprechende Verwendung der Aufwendungen
für Unterkunft und Heizung durch die leistungsberechtigte Person nicht sicher -
gestellt ist, soll die Miete direkt an den Vermieter oder den Energieversorger gezahlt
werden.  
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Für die Übernahme der Kosten besteht eine grundsätzliche Bedingung: Der Wohn-
raum muss angemessen sein. Was die Jobcenter als angemessen einstufen, ist regional
unterschiedlich. In der Regel gelten 45 bis 50 m2 für eine Person,  60 m2 bzw.  zwei
Zimmer für zwei Personen, 75 m2 bzw. drei Zimmer für drei Personen und 85 bis  
90 m2 beziehungs weise vier Zimmer für vier Personen als  angemessen. Eine Eigen-
tumswohnung oder ein eigenes Haus sind bis 130 m2 auf jeden Fall angemessen.
Neben der Wohnfläche werden darüber hinaus das örtliche Mietniveau und die
Möglichkeiten des örtlichen Wohnungsmarktes berücksichtigt.

Nur selten müssen Arbeitslosengeld II-Empfänger umziehen. Lässt es sich nicht
 vermeiden, haben sie bis zu sechs Monate Zeit. Die Kosten des Umzugs und die
 Mietkaution werden erstattet, wenn der Umzug vom Jobcenter veranlasst wird.
Verstreicht die Frist von sechs Monaten, entscheidet das Jobcenter, ob es nur noch
den angemessenen Anteil der Kosten überweist.

Op ti ons kom mu ne>> siehe „Zu ge las se ne kom mu na le Trä ger“

Pflichten

Wer hilfebedürftig ist, weil er keine Arbeit findet, kann mit der Unterstützung  
der Gemeinschaft rechnen. Im Gegenzug muss er alles unternehmen, um seinen
 Lebensunterhalt wieder selbst zu verdienen. Das ist sozial gerecht.

Empfänger von Arbeitslosengeld II müssen jedes zumutbare Job-Angebot anneh-
men. Zumutbar ist auch eine Erwerbtätigkeit, die im Hinblick auf die Ausbildung
als geringerwertig anzusehen ist. Allerdings schützt der Gesetzgeber Arbeitsuchen-
de  vor sittenwidrigen Arbeitsbedingungen oder Lohnangeboten. Sittenwidrig ist
ein Lohn, der mindestens 30 Prozent unter Tarif oder der ortsüblichen Entlohnung
liegt. 
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Wenn in der Region keine Beschäftigung zu finden ist, kann die Grundsicherungs-
stelle den Umzug nahe legen. Selbstverständlich berücksichtigen die Mitarbeiter
die familiäre Situation. Junge alleinstehende Arbeitslose müssen mobiler sein als
Arbeitslose mit Familie.

Findet ein Arbeitsuchender keine reguläre Vollzeitstelle, bieten Mini-, Midi- und
Teilzeitjobs die Gelegenheit, immerhin einen Teil des Lebensunterhalts selbst zu
verdienen. Dieses Einkommen trägt dazu bei, die Abhängigkeit von staatlicher
 Unterstützung zu vermindern. Freibeträge sorgen dafür, dass derjenige, der arbei-
tet, mehr Geld in der Tasche hat als derjenige, der nicht arbeitet.

Qualifizierung und Weiterbildung

Heute besteht eine Berufslaufbahn oft aus vielen Stationen. Einzelne Ausbildungen
sind aufgrund der zunehmenden Teamorientierung und der Projektarbeit immer
weniger das zentrale Einstellungskriterium. 

Im modernen Berufsalltag finden die Stärken unterschiedlichster Begabungen und
Qualifikationen Eingang in die Arbeit. Anpassungsfähigkeit und der Wille, Neues
zu erlernen, sind dabei Grundvoraussetzungen.

Pkw

Arbeitsuchende sollen flexibel bleiben. Sie dürfen daher ein angemessenes Auto
 besitzen. Je nach Alter und Schätzwert entscheidet der persönliche Ansprechpartner
im Jobcenter, welches Auto angemessen ist. Bis zu einem Richtwert von 7.500 Euro
Verkaufswert abzgl. Kreditverbindlichkeiten wird hierbei regelmäßig davon aus -
gegangen, dass das Auto angemessen ist. Auch die Partnerin oder der Partner dürfen
ein Auto besitzen, wenn sie erwerbsfähig sind.
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Pro fi ling

Ein Pro fi ling ist eine um fas sen de Be stands auf nah me aller per sön li chen Ei gen schaf -
ten einer oder eines Ar beit su chen den, die po si ti ven oder ne ga ti ven Ein fluss auf  die
Chan cen bei der Job su che haben. Ein Be ra ter er mit telt ge mein sam mit dem Ar beit -
su chen den, wo die per sön li chen Stär ken und Schwä chen und wo die Prob le me
liegen. Dabei wer den neben der be ruf li chen Qua li fi ka ti on auch au ßer be ruf li che
Merk ma le ge prüft, wel che die Mög lich keit einer Ar beits auf nah me ent schei dend
mit be stim men. Dazu ge hö ren unter an de rem Ge sund heits zu stand, Mo ti va ti on,
Auf tre ten, Mo bi li tät und fa mi liä re Bin dun gen. Das Er geb nis gibt Klar heit da rü ber,
wie hoch das Ri si ko einer län ge ren Ar beits lo sig keit ist und mit wel chen un ter stüt -
zen den Maß nah men der Ar beit su chen de seine Chan cen ver bes sern kann.

Regelbedarf

Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts  umfasst insbesondere Ernäh-
rung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung
und Erzeugung von Warmwasser entfallenen Anteile sowie Bedarfe zur Teilnahme
am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (das sog. sozio-kulturelle
Existenzminimum). Der Regelbedarf wird als monatlicher Pauschalbetrag berück-
sichtigt, über deren Einsatz der Leistungsberechtigte eigenverantwortlich ent -
scheidet. Neben regelmäßig anfallenden Bedarfen u.a. für Lebensmittel sind auch
unregelmäßig anfallende Bedarfe für Bekleidung aus dem Regelbedarf zu decken.
Die Höhe der maßgebenden Regelbedarfe ist der Tabelle auf Seite 72 zu entnehmen.

Rück griff ge gen über Ver wand ten

Einen Un ter halts rück griff ge gen über El tern und Kin dern gibt es in der Grund si che r -
ung für Ar beit su chen de grund sätz lich nicht. Das heißt:

El tern wer den vom Trä ger der Grund si che rung wegen der Zah lung von Ar beits  -
lo sen geld II oder So zi al geld an ihre voll jäh ri gen Kin der nicht zu Un ter halts zahlun -
gen he ran ge zo gen. Aus nah men gel ten aber
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für Un ter halts an sprü che min der jäh ri ger Hil fe be dürf ti ger und von Leistungs-
berechtigten, die das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det und die Erst aus bil -
dung noch nicht ab ge schlos sen haben, ge gen über ihren El tern sowie dann,

wenn der er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte den Un ter halts an spruch selbst
geltend macht.

Voll jäh ri ge Kin der, deren El tern Ar beits lo sen geld II er hal ten,  wer den nicht zu  
Un ter halts zah lun gen he ran ge zo gen. 

Ein Un ter halts rück griff ist im Übrigen grund sätz lich mög lich

ge gen über dem von der oder dem Leistungsberechtigten ge schie de nen oder
getrennt le ben den Ehe gat ten,

wegen des Un ter halts an spruchs der Mut ter aus An lass der Ge burt.

Rücklagen für das Alter

Die staatliche Rente, Betriebsrenten, die staatlich geförderte Altersvorsorge (Riester-
Rente) und die Erträge daraus bleiben unangetastet. Weiteres Vermögen, das der
Altersvorsorge dient, ist bis zu einer Höhe von 750 Euro je vollendetem Lebensjahr
für den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und seinen Partner anrechnungs-
frei. Der maximale Freibetrag beträgt jeweils 48.750  Euro. Bedingung ist aber, dass
das Vermögen vor dem Eintritt in den Ruhestand auf Grund einer vertraglichen
Vereinbarung nicht verwertbar ist.

Sank tio nen

Wer eine Ar beit, eine Aus bil dung oder eine Ein gliede rungs maß nah me ohne wich -
tigen Grund ab lehnt, ob wohl sie zu mut bar ist, muss mit Kürz un gen des Ar beits -
losen gel des II rech nen. Das gilt für alle Ar beit su chen den, die von den Leis tun gen
der Grund si che rung leben.
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Wei gert sich ein/e Ar beits lo sen geld II-Emp fän ger/in, eine zu mut ba re Ar beit an zuneh -
men oder die in der Ein glie de rungs ver ein ba rung vereinbarten Eigenbemühungen
zu unternehmen, wird das Arbeitslosengeld II in einer ersten Stufe um einen Betrag
in Höhe von 30 Prozent des Regelbedarfs abgesenkt. Kommt es in ner halb eines  
Jah res zu einer zwei ten Pflicht ver let zung, erfolgt eine Min de rung um 60 Pro zent.
Bei einer drit ten Pflicht  ver let zung in ner halb eines Jah res ent fällt der Leis tungs-
 an spruch voll stän di g, ein schließ lich der Kos ten für Un ter kunft und Hei zung. 

Bei jun gen Men schen unter 25 Jah ren entfällt das Arbeitslosengeld II be reits bei
einer wiederholten Pflicht ver let zung in ner halb eines Jah res voll stän dig. Leis tun -
gen zur Ein glie de rung in Ar beit kön nen wei ter hin  er bracht wer den.

Bei einer Absenkung des Arbeitslosgengeldes II um mehr als 30 Prozent des maßge-
benden Regelbedarfs kann das Jobcenter zur Sicherung des Existenzminimums
 (ergänzende) Sachleistungen – z.B. durch Ausgabe von Lebensmittelgutscheinen –
erbringen. Es soll ergänzende Sachleistungen erbringen, wenn minderjährige Kinder
in der Bedarfsgemeinschaft leben. Zusätzlich können die Stromkosten übernom-
men werden.

>>  siehe Frage 43 „Wel che Sank tio nen kön nen den Leis tungs be zie her über 25 Jahre bei
Pflicht ver let zun gen tref fen?“

So zi al geld

Im Ge gen satz zu Ar beits lo sen geld II, wel ches Leistungsberechtigte er hal ten, die  
er werbs fä hig sind, steht So zi al geld Men schen zu, die nicht er werbs fä hig sind und in
einer Be darfs ge mein schaft mit einem Er werbs fä hi gen leben. Die Leis tun gen des  
So zi al gel des ent spre chen denen des Ar beits lo sen gel des II.

Nicht Er werbs fä hi ge, die kei ner Be darfs ge mein schaft mit einem Er werbs fä hi gen
an ge hö ren, kön nen So zi al hil fe nach SGB XII be an tra gen.

>> siehe Frage 49 „Was ist der Un ter schied zwi schen Ar beits lo sen geld II und 
So zi al geld?“



Wichtige Begriffe 33

Sozialversicherung

Mit der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden alle erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten in die Kranken- und Pflegeversicherung einbezogen. Die Versiche-
rungspflicht zur Kranken- und Pflegeversicherung tritt jedoch nicht ein, sofern für
den Bezieher von Arbeitslosengeld II eine Familienversicherung besteht.

Die Grundsicherungsträger zahlen die Beiträge für die gesetzliche Kranken- und
Pflegeversicherung. Zudem sind Arbeitslosengeld II-Empfänger auf dem Weg zum
Jobcenter oder zum Bewerbungsgespräch unfallversichert, wenn das Jobcenter sie
zur Vorsprache aufgefordert hat.

Eine Sonderregelung besteht für Personen, die allein aufgrund der Beiträge zur
 Kranken- und Pflegeversicherung hilfebedürftig würden. Für sie übernimmt das
 Jobcenter die Beiträge in dem zur Vermeidung der Hilfebedürftigkeit notwendigen
Umfang.

Wer Sozialgeld bezieht, ist in der Regel in der Kranken- und Pflegeversicherung
 familienversichert.

Andere Regelungen gelten für Empfänger von einmaligen Leistungen und von
 Darlehen statt Arbeitslosengeld II.

>> Siehe Frage 65 „Ich bin selbstständig und Privat versichert. Gibt es einen 
Zuschuss zur Krankenversicherung?“
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Umzug

Nur sel ten müs sen Ar beits lo sen geld II-Emp fän ger um zie hen, weil die Woh nung
nicht an ge mes sen ist. Lässt es sich nicht ver mei den, haben sie bis zu sechs Mo na te
Zeit. Die Kos ten des Um zugs und die Miet kau ti on können bei vorheriger Zusiche-
rung durch den örtlich zuständigen kommunalen Träger als Bedarf anerkannt
 werden. Ver streicht die Frist von sechs Mo na ten, ent schei det das Jobcenter, ob es
nur noch den an ge mes se nen An teil der Kos ten über weist.

>> siehe Frage 73 „Was muss ich bei einem Umzug be ach ten?“

Ur laub bei Ar beits lo sen geld II-Bezug

Grund sätz lich gilt: Wer sich ohne Zu stim mung sei nes per sön li chen An sprech -
partners au ßer halb des zeit- und orts na hen Be reichs sei nes Wohn or tes auf hält, hat
kei nen An spruch mehr auf Leis tun gen nach dem SGB II. Mit vor he ri ger Zu stim -
mung ist je doch eine Ab we sen heit von drei Wo chen im Jahr mög lich. Die per sönli -
chen An sprech part ner prü fen, ob die Ge neh mi gung der beruf li chen Ein glie de rung
ent ge gen steht.

>> siehe Frage 8 „Ich be zie he Ar beits lo sen geld II. Kann ich in Ur laub fah ren?“

Wohnung und Haus

Ein selbst bewohntes Haus oder eine Eigentumswohnung bis etwa 130 m2 gelten als
angemessen. Grundstücke dürfen in der Stadt in der Regel bis zirka 500 m2, auf dem
Land bis zirka 800 m2 groß sein. Alle Angaben sind Richtwerte. Die Träger des ALG II
beachten immer auch den Einzelfall. Immobilien und Grundstücke, deren Verkauf
nur mit großem Verlust möglich wäre, darf der Antragsteller behalten.Bezahlt ein
Leistungsberechtigter Raten für Wohneigentum, übernimmt der Staat die Schuld-
zinsen in angemessenem Umfang sowie die Grundsteuer, öffentlichen Abgaben
und Nebenkosten. Die Tilgungsraten selbst zahlt der Staat jedoch nicht.



Wichtige Begriffe 35

Zu mut ba re Ar beit

Arbeit ist besser als "Stütze". Wer eine zumutbare Arbeit, eine Ausbildung oder eine
Eingliederungsmaßnahme ablehnt, muss mit Kürzung des  Arbeitslosengeldes II
rechnen. Was aber heißt "zumutbar"?

Leistungsberechtigte müssen jede Chance nutzen, ihren Lebensunterhalt oder
 wenigstens einen Teil davon wieder selbst zu verdienen. Arbeit ist grundsätzlich
 zumutbar, wenn der Leistungsberechtigte dazu geistig, seelisch und körperlich in
der Lage ist. Niemand darf einen Job ablehnen, weil er nicht der Ausbildung ent-
spricht, der Arbeitsort weiter entfernt ist als der frühere oder weil die Bedingungen
subjektiv ungünstig scheinen. Auch eine Entlohnung unterhalb des Tariflohns oder
des ortsüblichen Entgelts ist nicht von vornherein Grund zur Ablehnung. Nicht
 zumutbar sind aber Arbeiten, die gegen die guten Sitten verstoßen, z.B. weil die
 Bezahlung mehr als 30 % unter dem ortsüblichen Entgelt liegt.

Nicht zumutbar sind auch Tätigkeiten, die die Rückkehr in den früher ausgeübten
Beruf wesentlich erschweren, die Pflege eines Angehörigen behindern oder die
 Erziehung eines Kindes gefährden. Nicht gefährdet ist die Erziehung von Kindern
ab drei  Jahren, die in einer Tageseinrichtung oder auf sonstige Weise betreut werden.

>> siehe Frage 39 „Muss ich jede Ar beit an neh men, die mir an ge bo ten wird? Was ist
 zumut bar?“

Zugelassene kommunale Träger (Optionskommune)

Als Ausnahme zur gemeinsamen Einrichtung nehmen einzelne Kommunen die
Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende als zugelassener kommunaler
Träger (Optionskommune) in alleiniger Verantwortung wahr.
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All ge mei nes | Ver fah ren

1.  Wer erbringt die Leistungen der Grund si che rung für  
Ar beit su chen de?

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden vom örtlichen
 Jobcenter erbracht. Es ist Ansprechpartner für die Leistungsberechtigten, zahlt die
Leistungen aus und erbringt die notwendigen Hilfen.

Im Jobcenter arbeiten in der Regel die örtliche Agentur für Arbeit und die Kommune
zusammen, die beiden Behörden, die für die Leistungen letztlich verantwortlich
sind. Die Arbeitsagenturen verantworten die Zahlungen der Regelbedarfe sowie
eventuell erforderliche Mehrbedarfe zur  Sicherung des Lebensunterhalts und die
Eingliederungsleistungen. Den Kommunen obliegt die Verantwortung für die
 angemessenen Leistungen für Unterkunft und Heizung sowie besondere einmalige
Leistungen wie die Erstausstattung der Wohnung. Daneben sind sie verantwortlich
für die Erbringung der zusätzlichen Bildungs- und Teilhabeleistungen (Bildungs -
paket) und flankierenden Eingliederungsleistungen. 

Das Jobcenter zahlt die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Form des
Arbeitslosengeldes II (Regelbedarf sowie evt. erforderliche Mehrbedarfe einschließ-
lich der angemessenen Leistungen für die Unterkunft) grundsätzlich in einem
 monatlichen Gesamtbetrag aus. 

Als Ausnahme zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung nehmen einige Kreise
bzw. kreisfreie Städte die Aufgaben in alleiniger  kommunaler Verantwortung wahr
(sog. zugelassene kommunale Träger).
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2. Wer küm mert sich darum, dass ich in Ar beit ver mit telt werde?

Die Ar beits ver mitt lung ist Aufgabe des Jobcenters. Wenn die Bun des agen tur für  
Ar beit be son de re Dienst stel len ein ge rich tet hat (z. B. die internationale Personal-
agentur ZAV) oder für ein zel ne Be rufs grup pen zu sätz li che Ver mitt lungs dienst leis -
tun gen agen tur über grei fend an ge boten wer den (z. B. Fach ver mitt lung für das
Hotel- und Gast stät ten ge wer be), kön nen Sie sich auch an diese zur Ver mitt lung
wen den. 

Die Aus bil dungs ver mitt lung für hil fe be dürf ti ge Ju gend li che ist eine Pflicht leis tung
der Jobcenter. Das Jobcenter kann aber die ört li che Ar beit sa gen tur mit deren Zu stim -
mung mit der Aus bil dungs ver mitt lung be auf tra gen.

>> § 16 SGB II und § 22 Absatz 4 SGB III
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Baden-Württemberg
Landkreis Biberach
Bodenseekreis
Enzkreis
Landkreis Ludwigsburg
Ortenaukreis
Ostalbkreis
Stadt Pforzheim
Landkreis Ravensburg
Landeshauptstadt Stuttgart
Landkreis Tuttlingen
Landkreis Waldshut

Bayern
Landkreis Ansbach
Stadt Erlangen
Landkreis Günzburg
Stadt Ingolstadt
Stadt Kaufbeuren
Landkreis Miesbach
Landkreis München
Landkreis Oberallgäu
Stadt Schweinfurt
Landkreis Würzburg

Brandenburg
Landkreis Havelland
Landkreis Oberhavel
Landkreis Oder-Spree
Landkreis Ostprignitz-Ruppin
Landkreis Potsdam-Mittelmark
Landkreis Spree-Neiße
Landkreis Uckermark

Hessen
Kreis Bergstraße
Landkreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Fulda
Kreis Groß-Gerau
Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Hochtaunuskreis
Lahn-Dill-Kreis
Main-Kinzig-Kreis
Main-Taunus-Kreis
Landkreis Marburg-Biedenkopf
Odenwaldkreis
Kreis Offenbach
Stadt Offenbach am Main
Rheingau-Taunus-Kreis
Vogelsbergkreis
Landeshauptstadt Wiesbaden

Mecklenburg-
Vorpommern
Landkreis Mecklenburgische Seenplatte1)

Landkreis Vorpommern-Greifswald
Landkreis Vorpommern-Rügen2)

Niedersachsen
Landkreis Ammerland
Landkreis Aurich
Landkreis Emsland
Landkreis Friesland
Landkreis Göttingen
Landkreis Grafschaft Bentheim
Landkreis Leer
Landkreis Oldenburg
Landkreis Osnabrück
Landkreis Osterholz
Landkreis Osterode am Harz
Landkreis Peine
Landkreis Rotenburg (Wümme)
Landkreis Schaumburg
Landkreis Heidekreis3)

Landkreis Verden
Landkreis Wittmund

Nordrhein-Westfalen
Kreis Borken
Kreis Coesfeld
Kreis Düren
Ennepe-Ruhr-Kreis
Stadt Essen
Kreis Gütersloh
Stadt Hamm
Hochsauerlandkreis
Kreis Kleve
Kreis Lippe
Kreis Minden-Lübbecke
Stadt Mülheim a. d. Ruhr
Stadt Münster
Kreis Recklinghausen
Kreis Steinfurt
Stadt Solingen
Kreis Warendorf
Stadt Wuppertal

Rheinland-Pfalz
Landkreis Kusel
Landkreis Mainz-Bingen
Landkreis Mayen-Koblenz
Landkreis Südwestpfalz
Landkreis Vulkaneifel

Saarland
Landkreis Saarlouis
Saarpfalz-Kreis
Landkreis St. Wendel

Sachsen4)

Landkreis Bautzen
Erzgebirgskreis
Landkreis Görlitz
Landkreis Leipzig
Landkreis Meißen
Landkreis Mittelsachsen

Sachsen-Anhalt
Altmarkkreis Salzwedel
Landkreis Anhalt-Bitterfeld
Burgenlandkreis
Landkreis Harz
Saalekreis
Salzlandkreis

Schleswig-Holstein
Kreis Nordfriesland
Kreis Schleswig-Flensburg

Thüringen
Landkreis Greiz
Landkreis Eichsfeld
Stadt Jena
Landkreis Schmalkalden-Meiningen

1) bis 4): Änderungen ab dem
1. Januar 2013:

1) bis dahin Landkreis Mecklenburg-Strelitz
(Anpassung an Kreisgebietsreform)

2) bis dahin Landkreis Ostvorpommern
(Anpassung an Kreisgebietsreform)

3) bis dahin Landkreis Soltau-Fallingbostel
(Namensänderung)

4) Widerruf der Zulassung des Landkreis
Mittelsachsen für das Gebiet des
ehemaligen Landkreis Döbeln zum
1.1.2013

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat 108 Kommunen zur 
alleinigen Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende
zugelassen. Die Kommunen nehmen im Rahmen der Zulassung Aufgaben der
Bundesagentur für Arbeit eigenverantwortlich wahr:
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3. Bekomme ich Arbeitslosengeld II, wenn mein Arbeitslosengeld
nicht zum Lebensunterhalt reicht?

Ja, wenn Sie trotz An spru ches auf das Ar beits lo sen geld  noch hil fe be dürf tig sind  
– in die sem Fall kön nen Sie  ergänzende Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes als auf sto cken des Ar beits lo sen geld II be an tra gen. 

>> § 9 SGB II

4. Was passiert, wenn das Arbeitslosengeld endet?

Wenn Ihr Anspruch auf das Arbeitslosengeld ausläuft, ohne dass Sie eine neue
 Arbeit gefunden haben, erhalten Sie, wenn Sie hilfebedürftig sind, Leistungen der
Grundsicherung für Arbeitsuchende, das Arbeitslosengeld II.

5. Muss ich alle sechs Mo na te einen neuen An trag stel len?

Grundsätzlich ja. Wenn aber keine Ver än de rung in Ihren Ver hält nis sen zu  
er war ten ist, kann die Frist ver längert wer den. Das ist der Fall bei

Be zie hern von Leis tun gen nach § 65 Absatz 4 SGB II 
(sog. „58er-Re ge lung“), 

Be zie hern, bei denen kein Ein kom men an ge rech net wird, 

äl te ren Ar beit su chen den in Arbeitsgelegenheiten und

Leis tungs be zie hern, denen die Ar beits auf nah me auf ab seh ba re Zeit nicht  
zu mut bar ist (u. a. bei Pfle ge von An ge hö ri gen). 
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Bei Ju gend li chen unter 25 Jah ren kommt eine Ver län ge rung nur in Aus nah me -
fällen in Betracht. 

>> § 41 SGB II

6. Mein An trag wurde ab ge lehnt. Kann ich Wi der spruch ein le gen?

Ja, gegen den Be scheid ist Wi der spruch mög lich. Wo und in ner halb wel cher Frist
steht auf Ihrem Be scheid. Bei Ab leh nung des Wi der spruchs kön nen Sie vor dem
Sozi al ge richt kla gen.

>> §§ 83 ff. So zi al ge richts ge setz

7. Habe ich An spruch da rauf, dass mein min der jäh ri ges Kind
be treut wird?

Einen An spruch haben Sie nicht. Ihr per sön li cher An sprech part ner kann Ihnen aber
bei der Suche nach einer Be treu ung für Ihr Kind hel fen. Die zugelassenen kommu-
nalen Träger sollen darauf einwirken, dass erwerbsfähigen Erziehenden vorrangig
ein Platz zur Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird.

>> § 10 SGB II

8. Ich be zie he Ar beits lo sen geld II. Kann ich in Ur laub fah ren?

Grund sätz lich gilt: Wer sich ohne Zu stim mung sei nes per sön li chen An sprech partners
außerhalb des zeit- und orts na hen Be reichs sei nes Wohn or tes auf hält, hat kei nen
An spruch mehr auf Leis tun gen nach dem SGB II. 
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Mit vor he ri ger Zu stim mung ist je doch eine Ab we sen heit von drei Wo chen im Jahr
mög lich. Die per sön li chen An sprech part ner prü fen, ob die Ge neh mi gung der
beruf li chen Ein glie de rung ent ge gen steht oder ob Leistungsmissbrauch droht.

Zu sätz lich zu den drei Wo chen kann der per sön li che An sprech part ner in Ein zel -
fällen einer Orts ab we sen heit für drei wei te re Wo chen zu stim men. In die sen Fäl len
wird Ar beits lo sen geld II aber nur in den ers ten drei Wo chen der Ab we sen heit
gezahlt.

Auch eine längere Abwesenheit ist mit Genehmigung möglich: Wer bis zu sechs
Wochen abwesend ist, bekommt aber nur für die ersten drei Wochen der Abwesen-
heit Arbeitslosengeld II. Wer länger als sechs Wochen weg sein will, muss in dieser
Zeit auf sein Arbeitslosengeld II verzichten.

Wer von der Mög lich keit des „Leis tungs be zugs unter den er leich ter ten Vor aus setz -
un gen“ Ge brauch macht, (Siehe Frage 5: Muss ich alle sechs Mo na te einen neuen
 Antrag stel len?) kann von sei nem per sön li chen An sprech part ner eine Ab  wesen heit
von bis zu 17 Wo chen im Ka len derjahr mit Leis tungs fort zah lung ge neh migt be kom -
men.

Wer wegen eines Vor stel lungs-, Be ra tungs- oder sons ti gen Ter mins zur Ar beit su che
ver rei sen muss, be kommt das Ar beits lo sen geld II na tür lich wei ter ge zahlt.

>> § 7 Absatz 4a SGB II

9. Kann ich als Stu dent Ar beits lo sen geld II be kom men?

Nein. Aus zu bil den de, deren Aus bil dung im Rah men des Bun des aus bil dungs för de -
rungs ge setzes (BAföG) dem Grun de nach för de rungs fä hig ist (z. B. Stu die ren de an
einer Hoch schu le), haben kei nen An spruch auf Arbeitslosengeld II aus der Grund -
siche rung für Ar beit su chen de. Das ist un ab hän gig davon, ob tat säch lich Leis tun gen
nach dem BAföG ge währt wer den oder nicht. 
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Nur in be son de ren Här te fäl len kön nen dem Aus zu bil den den Leis tun gen als    
Dar lehen ge währt wer den. Allerdings können in bestimmten Lebenssituationen
 ergänzende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erforderlich sein, wenn
die Studierenden die Bedarfe nicht durch zu berücksichtigendes Einkommen und
Vermögen decken können. Im Rahmen des SGB II sind ergänzende Leistungen bei
Schwangerschaft, Alleinerziehung, bei aus gesundheitlichen Gründen erforder -
licher kostenaufwändiger Ernährung sowie für unabweisbare, laufende, nicht nur
einmalige besondere Bedarfe möglich. Zudem können einmalige Leistungen zur
Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt in Betracht kommen. Diese Leis-
tungen sind beim JobCenter zu  beantragen.

Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit der Be wil li gung eines kom mu na len
 Zuschus ses zu den  Kos ten der Un ter kunft und Hei zung. Das ist möglich, wenn Sie
als Stu dent noch bei Ihren El tern woh nen und Ihr Wohn kos ten an teil nicht beim
 Arbeits lo sen geld II für Ihre El tern berück sich tigt wird. Jedoch müs sen Sie in die sen
Fäl len  zuerst Wohn geld nach dem Wohngeld ge setz be an tra gen. Erst wenn das
 abge lehnt ist, kommt ein Zu schuss in Frage.

>> sowie § 27 Absatz 2 und 3 SGB II

10. Haben Menschen, die in stationären Einrichtungen oder
in Haftanstalten untergebracht sind, Anspruch auf
Arbeitslosengeld II?

Nein, wer in sta tio nä ren Ein rich tun gen un ter ge bracht ist, ist vom Leis tungs be zug
nach dem SGB II grund sätz lich aus ge schlos sen. Aus nah men gel ten aber für Per so nen,
die vo raus sicht lich für we ni ger als 6 Mo na te in einem Kran ken haus oder in einer
Ein rich tung der me di zi ni schen Re ha bi li ta ti on un ter ge bracht sind sowie für Per so -
nen, die in sta tio nä ren Ein rich tun gen un ter ge bracht und unter den üb li chen Be din -
gun gen des all ge meinen Ar beits markts min des tens 15 Stun den die Woche er werbs -
tä tig sind.

>> § 7 Absatz 4 SGB II
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11. Wer ist für Ob dach lo se zu stän dig?

Ist bei einem Ob dach lo sen ein ge wöhn li cher Auf ent halts ort nicht fest stell bar, da
nicht vor han den, wird die Zu stän dig keit im Zwei fel am tat säch li chen Auf ent halts -
ort be stimmt. Denn auch Ob dach lo se sol len die Mög lich keit haben, sich in den  
Ar beits markt ein zug lie dern, ihre per sön li che Si tua ti on zu sta bi li sie ren und letzt lich
auch wie der sess haft zu wer den. Es soll ver mie den wer den, dass Men schen al lein
auf Grund ihrer aty pi schen Le bens ge wohn hei ten von einer För de rung aus ge schlossen
wer den.

>> § 36 SGB II

12. Wie kön nen die Jobcenter meine An ga ben über prü fen?

Im Wege des automatisierten Datenabgleichs werden die Daten aller Leistungs -
berechtigten quartalsweise daraufhin abgeglichen, ob parallel zum Leistungs -
bezug andere Einkünfte, z.B. aus einer Beschäftigung, erzielt werden.

Die Jobcenter kön nen anlassbezogen unter an de rem Ihre Daten an das Kraft fahrt-
Bun des amt über mit teln, um den KFZ-Hal ter zu er mit teln. So kann z. B. die An ge -
mes sen heit des  ge nutz ten Kraft fahr zeu ges be ur teilt wer den. Wei ter wer den Über -
prü fun gen von  Mel de da ten er mög licht. Dies kann u. a. wich tig sein zur Be ur tei lung
der Frage des stän di gen Wohn sit zes des Leis tungs be zie hers und sei ner Be darfs ge -
mein schaft. Die Bun des agen tur für Ar beit führt Te le fon aktionen zu be stimm ten
The men schwer punk ten durch, z. B. zur Sta tus klä rung der Be trof fe nen und zur
Über prü fung der Leis tungs vor aus set zun gen. Dritte (z.B. Banken, Versicherungen,
Arbeitgeber) sind gegenüber dem Jobcenter auskunftsverpflichtet.

Alle Jobcenter sol len au ßer dem einen Au ßen dienst zur Be kämp fung von Leis tungs -
miss brauch ein rich ten. Dieser kann Auskünfte jeder Art einholen, Beteiligte anhören,
Zeugen und Sachverständige vernehmen. 

>> z.B.: §§ 6,52,52a und 56ff. SGB II
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Bedarfsgemeinschaften

Be darfs ge mein schaft

Er wach se ne/r An trag stel ler/in
Part ner/in / Ehegatten / Lebenspartner
Kin der bis zur Voll endung
des 25. Le bens jah res

Zur Be darfs ge mein schaft ge hö ren in der Regel (Ehe-)Part ner und ihre un ver hei-
ra te ten Kin der, wenn sie das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det haben und mit
den El tern unter einem Dach woh nen.

• Der Be darf die ser Ge mein schaft er mit telt sich aus

– der Summe der Regelbedarfe der Mit glie der der  Bedarfsgemeinschaft
– plus even tu el ler Mehr be dar fe,
– plus Kos ten der Un ter kunft und Hei zung,
– plus Bedarf zu Bildung und Teilhabe.
– Dabei wird das Ein kom men und Ver mö gen des An trag stel lers sowie das der

Part ne rin oder des Part ners  berücksichtigt, so weit es die Frei be trä ge über -
steigt. Das Ein kom men und Ver mö gen der Kin der wird nur für ihren ei ge nen
Be darf, je doch nicht für den Be darf der El tern be rück sich tigt.

• Bei den un ver hei ra te ten Kin dern, die das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det
haben wird je doch bei der Fest stel lung des Be darfs neben dem  eigenen Ein -
kom men und Ver mö gen auch das der El tern be rück sich tigt. Aus nah me: Das
Kind ist schwan ger oder er zieht selbst ein Kind unter sechs Jah ren. 

• Die an ge mes se nen Kos ten der Un ter kunft und Hei zung wer den für die ge -
samte Be darfs ge mein schaft über nom men.

Dabei werden die Leistungsansprüche auch innerhalb der Bedarfsgemeinschaft
 jeweils separat berechnet.
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13. Ich habe ALG II be an tragt, meine Frau ist nicht be rufs tä tig.
Muss sie sich auch um Ar beit küm mern, wenn ich ALG II
bekom me? 

Alle Mit glie der einer Be darfs ge mein schaft müs sen dazu bei tra gen, die Hil fe bedürftig -
keit zu be en den, Ihre Frau ist also ver pflich tet, sich eben falls um Ar beit zu be mü hen,
wenn Sie – und damit auch Ihre Frau – Arbeitslosengeld II bekommen. Sie muss
jedes zu mut ba re Job-An ge bot an neh men. Einen ei ge nen An trag auf Ar beits lo sen -
geld II muss Ihre Frau aber nicht stel len, denn als Antragsteller vertreten Sie die
 gesamte Bedarfsgemeinschaft.

>> § 2 SGB II

14. Meine 16-jäh ri ge Toch ter geht noch zur Schu le. Er hält sie
Arbeits lo sen geld II oder So zi al geld?

Wenn Sie selbst oder Ihre Part ne rin/Ihr Part ner Ar beits lo sengeld II er hal ten, gibt es
drei Mög lich kei ten.

Wenn Ihre Toch ter bei Ihnen wohnt und hil fe be dürf tig ist, kann Sie Ar beits -
losen geld II be kom men. Denn Kin der ab dem 15. Ge burts tag gel ten in der Regel
als „er werbs fä hig“, auch wenn sie noch zur Schu le gehen.

Lebt Ihre Toch ter in einem ei ge nen Haus halt und hat An spruch auf Schü ler-
BAföG (§ 2 Absatz 1a BAföG) oder Be rufs aus bil dungs bei hil fe (§ 64 SGB III),
bekommt sie kein Ar beitslo sen geld II. 

Lebt Ihre Toch ter in einem ei ge nen Haus halt, hat aber kei nen An spruch auf
Schü ler-BAföG oder auf Be rufs aus bil dungs bei hil fe, wäre ein Anspruch auf 
Ar beits lo sen geld II nicht ausgeschlossen (§ 7 Absatz 6 SGB II).

>> § 7 SGB II 
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15. Ich wohne bei mei nen El tern und er hal te Lehr geld. Hat
das Ein fluss auf den Anspruch mei ner El tern auf Ar beits -
losengeld II?

In der Regel nicht. Die Aus bil dungs ver gü tung wird erst einmal nur auf Ihren ei ge nen
Be darf an ge rechnet.

Wenn Ihre Einnahmen niedriger sind als Ihr gesetzlicher Bedarf (Regelbedarf plus
anteilige Kosten der Unterkunft und Heizung plus ggf. Mehrbedarf) und Sie noch
zuhause wohnen, können Sie ergänzendes Arbeitslosengeld II beantragen. Wenn
Sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bilden Sie mit Ihren Eltern eine
Bedarfsgemeinschaft. 

Sofern Ihre Einnahmen Ihren eigenen Bedarf übersteigen, kann maximal der Teil
des Kindergeldes auf das Arbeitslosengeld II Ihrer Eltern angerechnet werden, der
nicht zur Sicherung Ihres eigenen Bedarfs erforderlich ist. Wenn Sie das 25. Lebens-
jahr vollendet haben, bilden Sie mit Ihren Eltern eine Haushaltsgemeinschaft.  In
diesem Fall wird Ihre Leistungsfähigkeit unter Berücksichtigung besonderer Maß-
gaben geprüft (siehe Grafik Unterstützung in der Haushaltsgemeinschaft). Meistens
sind Ausbildungsvergütungen aber nicht so hoch, dass eine Anrechnung stattfindet.

>> Haus halts ge mein schaft

16. Was gilt für Ju gend li che unter 25 Jah ren, die noch im Haus halt
der El tern woh nen?

Volljährige Arbeitslosengeld II-Bezieher unter 25 Jahren bilden mit ihren Eltern  
und jüngeren Geschwistern eine  Bedarfsgemeinschaft. Daraus folgt, dass für die
Berechnung der Höhe des Arbeitslosengeldes II der maßgebende Regelbedarf ein-
schließlich der anteiligen Bedarfe für Unterkunft und Heizung in der gemeinsamen
Wohnung mit den Eltern und Geschwistern in Ansatz gebracht werden.



17. Meine 24-jäh ri ge, be rufs tä ti ge Toch ter wohnt bei mir.
Wird bei der Be rech nung mei nes Ar beits lo sen gel des II
ihr Ein kommen und Ver mö gen be rück sich tigt?

Das kommt auf die Höhe des Einkommens Ihrer Tochter an.

Kann Ihre Tochter ihren eigenen Bedarf (Regelbedarf und anteilige Kosten der
 Unterkunft und Heizung) auch unter Berücksichtigung von Absetzbeträgen aus
ihrem eigenen Einkommen und Vermögen decken, wird das Einkommen Ihrer
Tochter grundsätzlich nicht mehr bei Ihrem Arbeits losengeld II berücksichtigt. Nur
bei einem hohen Einkommen kann eine Anrechnung bis zur Höhe des Kindergeldes
auf Ihr Arbeitslosengeld II in Frage kommen. 

Verdient Ihre Tochter aber so wenig, dass sie beide weiterhin auf (ergänzendes)
 Arbeitslosengeld II angewiesen sind (das geht bis zu dem 25. Geburtstag Ihrer
 Tochter), wird ihr Einkommen aus Erwerbstätigkeit unter Berücksichtigung von
Frei beträgen und der zur Berufausübung notwendigen Aufwendungen lediglich
bei ihr berücksichtigt. Sie erhalten dann Arbeitslosengeld II, ohne Berücksichti-
gung von Einkommen ihrer Tochter.

Aus dem Bewilligungsbescheid können Sie dann sehen, wie hoch die auf die einzel-
nen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft entfallenden Leistungen sind. Dabei wer-
den Sie erkennen, dass das Einkommen Ihrer Tochter aufgrund der Freibeträge zu
einem höheren Haushaltseinkommen und damit zu einer Besserstellung führt. 

>> Haushaltsgemeinschaft
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Haushalts ge mein schaft

Antragsteller Bedarfsgemeinschaft
Erwachsene Kinder 
ab dem 25. Lebensjahr
Andere Verwandte
Andere Mitbewohner, wenn sie mit dem 
Antragsteller gemeinsam wirtschaften

Die Kos ten der Un ter kunft wer den durch die Ge mein schafts mit glie der ge teilt. 
Der An trags teller be kommt nur den auf ihn ent fal len den An teil als Kos ten der  
Un ter kunft er stat tet.

• Ver wand te und Ver schwä ger te (mit denen man keine Be darfs ge mein -
schaft bil den kann):

Es wird ver mu tet, dass sie fi nan zi el le Un ter stüt zung leis ten, wenn dies nach
ihrem Ein kom men und Ver mö gen er war tet wer den kann. 
Dabei gel ten aber im Verhältnis zu Mitgliedern einer Bedarfsgemeinschaft
 wesent lich hö he re Selbstbehalte. 
Die Ver mu tung kann durch Er klä rung wi der legt wer den.

• An de re Mit be woh ner:

Das Ein kom men und Ver mö gen an de rer Mit be woh ner (Freun de, Be kann te)
wird nicht be rück sich tigt.



Fragen und Ant worten 49

Unterstützung in der
Haushaltsgemeinschaft

Zwei-Personen-Haushalt
(ein Arbeitslosengeld II-Empfänger,
eine erwerbstätige Verwandte),
Miete + Heizung 450 €

Zwei Ge schwis ter woh nen zu sam men in einer Woh nung. Die Miete (ein schließ lich
Heiz kosten und Kalt was ser etc.) be trägt 450 Euro. Der Bru der be zieht Ar beits lo sen -
geld II. Die Schwes ter ver dient zirka 2.000 Euro brut to.

Unter Abzug der Steu ern (Lohn steu er klas se I) und der Bei trä ge zu Pflicht ver si che -
run gen, ver schie de nen an ge mes se nen Ver si che run gen und Wer bungs kos ten sind
dies etwa 1.350 Euro netto. Die ver mu te te Un ter  stüt zungs leis tung der Schwes ter
wird wie folgt be rech net:

Zu berücksichtigendes Einkommen (netto) 1.350,00 €

Eigenbedarf der Schwester (Selbstbehalt)
Doppelter Regelbedarf (gem. SGB II) –  764,00 €
Unterkunft und Heizung (anteilig) –  225,00 €
Freibetrag bei Erwerbseinkommen –  300,00 €
Restbetrag +  61,00 €

Unterstützungsbetrag (50 %) 30,50 €

Es wird – wi der leg bar – ver mu tet, dass die Schwes ter mit die sem Betrag ihren
 Bruder un ter stützt. Um die sen Be trag wird das Ar beits lo sen geld II des Bru ders ver-
min dert. Diese Ver mu tung kann aber wi der legt wer den: Wenn der Bru der nach-
weist, dass er von sei ner Schwes ter nicht un ter stützt wird, fin det eine An rech nung
nicht statt.
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18. Wird das Ein kom men mei nes Ehe part ners auf mein
Ar beits lo sen geld II an ge rech net?

Ja, denn Arbeitslosengeld II und Sozialgeld sind als bedarfsorientierte und bedürf-
tigkeitsabhängige Sozialleistungen ausgestaltet, die erst gezahlt werden, wenn der
Lebensunterhalt nicht auf andere Weise gesichert werden kann. Daher werden das
eigene Einkommen und das des Partners bei der Bedarfsermittlung berücksichtigt.
Allerdings werden vom Einkommen vorab verschiedene Beträge von der Anrech-
nung auf das Arbeitslosengeld II freigelassen. Damit wird sichergestellt, dass die -
jenigen, die Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielen mehr finanzielle Mittel zur
Verfügung haben, als Personen, die allein durch Arbeitslosengeld II ihren Lebens-
unterhalt decken. 

>> § 9 Absatz 2 SGB II 

19. Ich lebe mit mei ner Part ne rin/mei nem Part ner ohne
Trauschein zu sam men. Wird ihr/sein Ein kom men auf
mein Ar beits lo sen geld II an ge rech net?

Ja, wenn Sie mit Ihrem Partner/Ihrer Partnerin in einem gemeinsamen Haushalt
 zusammen wohnen und

länger als ein Jahr zusammenleben oder

mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben oder

Kinder oder Angehörige im Haushalt versorgen oder

befugt sind, über Einkommen oder Vermögen des anderen zu verfügen,

wird von Gesetzes wegen vermutet, dass sie eine  Verantwortungs- und Einstands-
gemeinschaft bilden.
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Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um eine  Partnerschaft zwischen Mann und
Frau oder eines gleichgeschlechtlichen Paares handelt.

Diese gesetzliche Vermutung kann im Einzelfall von Ihnen durch Vorlage entspre-
chender Nachweise widerlegt werden. Eine bloße Behauptung, dass die Partner-
schaft nicht auf Dauer angelegt ist und beide in Notfällen nicht füreinander einste-
hen und kein wechselseitiger Wille besteht, Verantwortung füreinander zu tragen,
reicht nicht aus. Was ein angemessener und ausreichender Nachweis ist, muss
immer im Einzelfall geprüft werden.

>> § 7 Absatz 3 Nummer 3c und § 9 Absatz 2 SGB II

20. Ich lebe mit einer Part ne rin und ihren Kin dern aus ers ter Ehe
zu sam men. Muss ich auch für diese Kinder aufkommen, wenn
meine Partnerin Arbeitslosengeld II beantragt?

Ja. Bei der Festsetzung der Leistung für eine Bedarfsgemeinschaft mit Kindern wird
auch das Einkommen und Vermögen des Partners berücksichtigt, auch wenn die
Kinder nicht dessen leibliche Kinder sind. Diese Einkommensanrechnung stellt
 sicher, dass verheiratete Partner  gegenüber unverheirateten Partnern nicht schlech -
ter gestellt werden.

>> § 9 Absatz 2 Satz 2 SGB II

21. Meine El tern be kom men Ar beits lo sen geld II. Muss ich für sie
auf kom men?

Ob Sie Ihren Eltern Unterhalt zahlen müssen, richtet sich grundsätzlich nach dem
Bürgerlichen Gesetzbuch. Die Jobcenter  ziehen Sie nicht zu Unterhaltszahlungen
für Ihre Eltern heran, es sei denn, Ihre   Eltern haben den Unterhaltsanspruch gegen
Sie bereits geltend gemacht.

>> Frage 15 „Ich wohne bei meinen Eltern und erhalte Lehrgeld. Hat das Einfluss auf den
Anspruch meiner Eltern auf Arbeitslosengeld II?“

>> § 33 SGB II 
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Einkommen | Vermögen

22. Sollte ich wenigstens eine geringfügige Beschäftigung aus-
üben, wenn ich Arbeitslosengeld II beziehe?

Ja, schließlich sollen Sie als erwerbsfähige leistungsberechtigte Person alle Möglich-
keiten ausschöpfen, die Hilfebedürftigkeit zu verringern oder zu beenden.  Hierbei
sind die Regelungen zur Be rücksichti gung von Erwerbseinkommen in der Grund -
sicherung für Arbeitsu chende so ausgestaltet, dass sie einen Anreiz zur  Arbeits -
aufnahme und Deckung des Bedarfs aus ei genem Ein kommen set zen. 

23. Wie wird das Ein kom men aus einer Er werbs tä tig keit auf das  
Ar beits lo sen geld II an ge rech net?

Grundsätzlich gilt: Die ersten 100 Euro sind immer anrechnungsfrei.

Außerdem wird für Erwerbstätige ein Freibetrag bei Erwerbstätigkeit abgesetzt.
Über 100 Euro monatlich hinausgehendes Bruttoeinkommen bis 1000 Euro monat-
lich ist zu 20 Prozent anrechnungsfrei. Weiteres Bruttoeinkommen bis 1.200 Euro
monatlich wird noch zu 10 Prozent anrechnungsfrei gestellt. Für Beschäftigte mit
Kindern beträgt die Grenze 1.500 Euro.

Daraus ergeben sich zum Beispiel folgende Freibeträge:

Bruttoverdienst anrechnungsfreier Betrag

100 Euro 100 Euro

200 Euro 120 Euro

400 Euro 160 Euro

800 Euro 240 Euro

1.000 Euro 280 Euro
1.200 Euro 300 Euro
1.500 Euro (mit Kind) 330 Euro



Fragen und Ant worten 53

Zusätzlich können bei Erwerbseinkommen über 400 Euro nach § 11b Absatz 2 SGB II
 weitere Beträge abgesetzt werden, wenn die notwendigen Aufwendungen für die
Erwerbstätigkeit 100 Euro übersteigen. Durch die Arbeitslosengeld II Verordnung
(AlgIIV) werden einige der Absetzbeträge, z. B. Fahrtkosten zur Arbeitsstätte pau-
schaliert.

Demnach sind vom Einkommen absetzbar:

die auf das Einkommen entrichteten Steuern und Pflichtbeiträge zur Sozial -
versicherung in voller Höhe,

die Beiträge zu gesetzlich vorgeschriebenen öffentlichen oder privaten
 Versicherungen (z.B. Kfz-Haftpflichtversicherung) in Höhe der tatsächlichen
 Aufwendungen,

die Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen, die zwar nicht
 gesetzlich vorgeschrieben, aber nach Grund und Höhe angemessen sind
(Pauschbetrag von 30 Euro monatlich),

geförderte Altersvorsorgebeiträge (Beiträge zur „Riester-Rente“) nach § 82 des
 Einkommensteuergesetzes, soweit sie den Mindesteigenbetrag nach § 86 des
 Einkommensteuergesetzes nicht überschreiten sowie

die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben
 ("Werbungskosten"). Hierfür ist monatlich pauschal ein Betrag von 15,33 Euro  
(ein Sechzigstel der steuerrechtlichen Werbungskostenpauschale) absetzbar.  
Höhere Ausgaben können auf Nachweis berücksichtigt werden. Zusätzlich sind
die Fahrtkosten für öffentliche Verkehrsmittel absetzbar. Beim  eigenen Auto/
Motorrad ist ein Betrag in Höhe von 0,20 Euro für jeden Entfernungskilometer
der kürzesten Verbindung absetzbar. Das gilt nicht, wenn Bus oder Bahn deut-
lich billiger sind.

>> § 11b SGB II 
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Anstieg des Haushaltseinkommens durch Erwerbseinkommen

Beispiel für ALG II-Empfänger/in mit eigenem Kfz, einfache Fahrstrecke zur Arbeit

10 km, 10 Arbeitstage im Monat.

Bruttoeinkommen in Euro 165 400 800

Nettoeinkommen 165 400 6331)

(nach Steuern und Sozialabgaben)

Grundfreibetrag -100 -100 -1002)

Freibetrag bei Erwerbstätigkeit - 13 - 60 - 140

Unterhaltsverpflichtungen 0 0 0

Um diesen Betrag sinkt der Bedarf 52 240 393
an ALG II
(zu berücksichtigendes Einkommen)

Um so viel Euro steigt das Haushalts- 113 160 240
einkommen

1) Beispiel für Lohnsteuerklasse I oder IV.
2) Wenn die tatsächlichen Ausgaben z. B. für KfZ- oder Werbungskosten den Grundfreibetrag 

von 100 Euro übersteigen, können diese Kosten bei Einkommen oberhalb von 400 Euro in 
tatsächlicher Höhe berücksichtigt werden.
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24. Gelten die Freibeträge für alle Einkommensarten?

Nein, bei Ein nah men, die nicht aus Er werbs tä tig keit stam men (zum Bei spiel Zin sen
oder Ren ten), gilt der Grund frei be trag nicht. In die sen Fäl len wird aber der Abzug
von Ver si che rungs bei trä gen und Bei trä gen zur Ries ter-Rente wie unter Frage 23
be schrie ben vor ge nom men.

>> § 11b SGB II

25. Darf ich mein Auto be hal ten, wenn ich Ar beits lo sen geld II
be zie he?

Ein Auto oder Mo tor rad ist für viele Ar beit neh mer un ver zicht bar, um ihren Ar beits -
ort zu er rei chen. Daher wird ein an ge mes se nes Kraft fahr zeug für jeden er werbs -
fähi gen Leistungsberechtigten nicht als Ver mö gen be rück sich tigt. Zur Prü fung der
Angemes sen heit zie hen die Trä ger der Grund si che rung für Ar beit su chen de unter
an de rem die Größe der Be darfs ge mein schaft heran, die An zahl der Kfz in der
Gemein schaft und den Zeit punkt des Er werbs. 

Autos, deren Ver kauf we ni ger als 7.500 Euro ein bräch te, gel ten von vorn he rein als
an ge mes sen.

>> § 12 Absatz 3 Nummer 2 SGB II 

26. Gel ten Un ter halts zah lun gen, die ich be kom me, als
Ein kom men?

Ja, die Zahlungen werden als Einkommen angerechnet. Wenn minderjährige
 Kinder Unterhaltszahlungen eines Elternteils erhalten, werden diese aber nur bei
dem Bedarf des Kindes berücksichtigt. Sofern aufgrund von Unterhaltszahlungen
das Kindergeld nicht in vollem Umfang für die Bedarfsdeckung des Kindes einge-



56 Fragen und Ant worten

setzt werden muss, wird der übersteigende Betrag beim kindergeldberechtigten
 Elternteil als Einkommen anspruchsmindernd auf das Arbeitslosengeld II ange-
rechnet.

>> §§ 7, 9 und 11 SGB II 

27. Gilt Kin der geld als Ein kom men?

Kindergeld gilt als Einkommen des Kindes und wird in die Berechnung seines
 Arbeitslosengeldes II bzw. Sozialgeldes einbezogen.

Deshalb bekommen die Kinder von Arbeitslosengeld II Beziehern aber nicht weniger
staatliche Leistungen. Die maßgebenden Regelbedarfe können der Tabelle auf
Seite 72 entnommen werden.

Kindergeld für volljährige Kinder wird bei den Eltern nicht als Einkommen einge-
rechnet, wenn das Kind nicht mehr im Haushalt lebt, und das Geld nachweislich an
das Kind weitergeleitet wird.

>> § 11 Absatz 1 SGB II, § 1 Absatz 1 Nummer 8 Alg II-V

28. Wird Pfle ge geld für ein Pfle ge kind als Ein kom men an ge rech net?

Das Pflegegeld nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) wird bei Vollzeit-
pflege und bei Tagespflege gezahlt.

Die Vergütung der Pflegepersonen setzt sich bei der Vollzeitpflege aus dem Entgelt
für tatsächliche Ausgaben für das Kind (Aufwendungsersatz) und einem angemes-
senen Betrag zur Anerkennung des erzieherischen Einsatzes zusammen. Der Teil
des Pflegegeldes, der als Betrag zur Anerkennung des erzieherischen Einsatzes
 gezahlt wird, beläuft sich derzeit nach den Empfehlungen des Deutschen Vereins
für öffentliche und private Fürsorge auf 222 Euro pro Kind und Monat. 
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Der Aufwendungsersatz stellt kein zu berücksichtigendes Einkommen der Pflege-
person dar. Auch der Anerkennungsbetrag für den erzieherischen Einsatz ist für das
erste und zweite Pflegekind nicht anzurechnen. Für das dritte Pflegekind sind 
75 Prozent des Anerkennungsbetrags, für das vierte Pflegekind und weitere Pflege-
kinder ist der volle Anerkennungsbetrag zu berücksichtigen, wobei Absetzbeträge
(z. B. für Werbungskosten und Versicherungsbeiträge) geltend gemacht werden
können.

>> siehe Frage 23

Zudem zählt das Kindergeld, das die Pflegeeltern für das Pflegekind/die Pflegekin-
der bei der Vollzeitpflege erhalten, bei den Pflegeeltern als Einkommen. Da das Kin-
dergeld bereits teilweise auf das Pflegegeld angerechnet wurde, ist die Berücksich-
tigung als Einkommen nur in dem noch verbleibenden Umfang vorzunehmen.
Konkret bedeutet dies, dass als Einkommen berücksichtigt werden:

1. 92 Euro (für das erste Pflegekind, wenn das Pflegekind das älteste Kind der
 Pflegefamilie ist),

2. 138 Euro Euro für das zweite Pflegekind,

3. 144 Euro für das dritte Pflegekind und

4. 159 Euro für das vierte Pflegekind und weitere Pflegekinder.

Leistungen nach dem SGB VIII für die Tagespflege sind seit 1. Januar 2012 als Ein-
kommen aus selbständiger Arbeit zu berücksichtigen. Das bedeutet, dass der Über-
schuss der Einnahmen über die notwendigen Ausgaben einer Tagespflegeperson
als Einkommen berücksichtigt wird. Außerdem wird der Freibetrag bei Erwerbs -
tätigkeit abgezogen. 

>> § 11a Absatz 3 SGB II und § 39 Absatz 6 SGB VIII
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29. Wird meine Rente auf das Ar beits lo sen geld II an ge rech net?

Wenn Sie eine Al ters ren te be zie hen, haben Sie kei nen An spruch auf Ar beits lo sen -
geld II. Das gilt auch, wenn Sie eine vor ge zo ge ne Al ters ren te be kom men. Reicht die
Rente selbst für Ihren Le bens un ter halt nicht aus, kön nen Sie So zi al hil fe be an tra gen.

Bei an de ren Ren ten han delt es sich grund sätz lich um Ein kom men, das auf das  
Ar beits lo sen geld II an ge rech net wird. Al ler dings gibt es Aus nah men: Die Grund -
ren te nach dem Bun des ver sor gungs ge setz ist an rech nungs frei. Eben so wird die
Rente oder Bei hil fe, die nach dem Bun des ent schä di gungs ge setz er bracht wird, bis
zur Höhe der ver gleich ba ren Grund ren te nicht an ge rech net. Über steigt die Rente
den ge setz li chen Be darf des Rent ners, wird der über stei gen de Teil beim Ar beits  -
lo sen geld II für den Part ner oder die Kin der des Rent ners be rück sich tigt. 

>> § 11 SGB II 

30. Ich habe An recht auf eine Be triebs ren te. Spielt das bei
mei nem An trag auf Ar beits lo sen geld II eine Rolle?

Be trieb li che Al ters ver sor gun gen blei ben bei der Ver mö gens an rech nung außer
Betracht, wenn sie aus schließ lich ar beit ge ber fi nan ziert sind und ein Zu griff auf
diese vor Ein tritt des Ver sor gungs fal les aus ge schlos sen ist (§ 2 Be trAVG). Bei be trieb -
li chen Al ters ver sor gun gen, die misch fi nan ziert oder al lein durch den Ar beit neh mer
fi nan ziert sind, muss für den ar beit neh mer fi nan zier ten An teil im Ein zel fall  geprüft
wer den, ob er zu Geld ge macht wer den kann. Dabei kommt es auf die  konkre te  
Ver trags ge stal tung (Be zugs rech te, An sprü che, Be leih bar keit) und den  gewähl ten
Durch füh rungs weg an (Di rekt zu sa ge, Un ter stüt zungs kas se, Di rekt versiche rung,
Pen si ons kas se, Pen si ons fonds). Zu be ach ten sind bei bei den Va ri an ten je doch die
Ver wer tungs mög lich kei ten nach Be en di gung des Ar beits ver hält nis ses (§ 1b Be trAVG).

>> § 12 Absatz 1 SGB II
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31. Wel che Ver mö gens frei be trä ge gel ten jetzt?

Die Schongrenze für das Altersvorsorgevermögen außerhalb der Riester-Rente
 beträgt 750 Euro pro vollendeten Lebensjahr der erwerbsfähigen leistungsberechtig-
ten Person und deren Partnerin oder Partner, derzeit maximal für jeden 48.750 Euro.

Für sonstiges Vermögen gilt zusätzlich ein Grundfreibetrag von 150 Euro je vollen-
detem Lebensjahr für jede in der Bedarfsgemeinschaft lebende Person und deren
Partnerin oder Partner (mindestens aber jeweils 3.100 Euro). Maximal kann der Frei-
betrag für jeden 9.750 Euro betragen.

Das Schonvermögen für leistungsberechtigte Minderjährige beträgt 3.100 Euro.

>> Frage 33 „Muss ich die Sparbücher meiner Kinder auflösen?“
>> § 12 Absatz 2 SGB II

32. Muss ich meine Lebensversicherung kündigen, wenn ich
 Arbeitslosengeld II bekomme?

Eine ka pi talbil den de Le bens ver si che rung zählt als Ver mö gen. Für Ver mö gen jeder
Art gilt ein Grund frei be trag von 150 Euro je Le bens jahr für jede in der Bedarfsgemein-
schaft lebende volljährige Person und deren Part ner (min des tens 3.100 Euro und
ma xi mal je weils 9.750 Euro). Wenn Sie vor dem 1. Ja nu ar 1948 ge bo ren sind,  be trägt
der Frei betrag 520 Euro pro Le bens jahr. Die Höchst gren ze liegt bei 33.800 Euro  
(§ 65 Absatz 5 SGB II).

Dient Ihre Le bens ver si che rung der Al ters vor sor ge und haben Sie ver trag lich ver ein -
bart, das an ge spar te Ver mö gen nicht vor Er rei chen des Ren ten al ters zu ver wer ten,
gilt hier für ein wei te rer Frei be trag von je  750 Euro pro Le bens jahr bis der zeit ma xi -
mal 48.750  Euro.



60 Fragen und Ant worten

Eine Le bens ver si che rung wird nicht als Ver mö gen be rück sich tigt, wenn eine  
Ver wer tung wirt schaft lich nicht sinn voll wäre. 

Ein Ver kauf, bei dem als Erlös we ni ger als 90 Pro zent der ein ge zahl ten Bei trä ge
erzielt wer den, gilt als nicht wirt schaft lich. Al ler dings kann auch die Be lei hung des
Ver tra ges in Be tracht kom men.

>> § 12 Absatz 2 SGB II 

33. Muss ich die Spar bü cher mei ner Kin der auf lö sen?

In der Regel nicht. Das Vermögen Ihrer Kinder ist durch einen Freibetrag geschützt.
Für minderjährige Kinder liegt er bei 3.100 Euro. Hinzu kommt ein Freibetrag von
750 Euro für notwendige Anschaffungen, wie er jedem Mitglied der Bedarfsgemein-
schaft zusteht. Wenn das Vermögen Ihres Kindes diese Freibeträge überschreitet,
liegt keine Hilfebedürftigkeit im Sinne des SGB II vor und das Kind hat keinen An-
spruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Form von Sozialgeld
oder Arbeitslosengeld II. 

>> § 12 Absatz 2 SGB II 

34. Muss ich meine Ei gen tums woh nung oder mein Haus  
ver kau fen?

Eine Wohnung oder ein Haus, die/das Sie nicht selbst bewohnen, ist Vermögen.
 Soweit hierdurch die Vermögensfreibeträge überschritten sind, liegt keine Hilfe -
bedürftigkeit vor und Sie haben keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld II.

Leben Sie selbst in der Wohnung oder dem Haus, wird die Angemessenheit in der
Regel bis zu einer Wohnfläche von 130 m2 als angemessen anerkannt. Ist sie größer,
prüfen die Träger, ob Bereiche abtrennbar und damit verkäuflich sind. Eventuell
verlangen die Träger von Ihnen, dass Sie einzelne Zimmer vermieten.
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Sollte die Wohnung noch nicht abbezahlt sein, übernehmen die Träger des Arbeits-
losengelds II die Schuldzinsen in angemessenem Umfang, die Grundsteuer und
sonstige öffentliche Abgaben sowie Nebenkosten, nicht jedoch die Tilgungsraten.

>> § 12 Absatz 3 Nummer 4 SGB II 

35. Ich bin Türke und möch te mit 65 zu rück in meine Hei mat
gehen. Dort habe ich mir für das Alter ein Haus ge baut.
Muss ich es jetzt ver kau fen?

Sie müs sen den Be sitz des Hau ses auf jeden Fall bei Ihrem An trag an ge ben. Ob  
das Jobcenter die Im mo bi lie als Ver mö gen be rück sich ti gen, ist im Ein zel fall zu  
ent schei den. Es kann dazu füh ren, dass Sie keine Leis tun gen er hal ten.

>> § 12 SGB II 

36. Ich habe eine Dat sche – gilt sie auch als Ver mö gen?

Eine Ver mö gens be rück sich ti gung kann nur unter Wer tung aller Um stän de des  
Ein zel fal les in Be tracht kom men. Ins be son de re muss ein mög li cher Ver kauf wirt -
schaft lich sinn voll sein.

>> § 12 SGB II  

37. Wird die Ei gen heim zu la ge auf das Ein kom men an ge rech net?

Nein, die Ei gen heim zu la ge wird bei der Be rech nung des ALG II nicht als Ein kom -
men be rück sich tigt, so weit sie nach weis lich zur Fi nan zie rung einer selbst  bewohn -
ten Im mo bi lie ver wen det wird, die den an ge mes se nen Wohn raum nicht über -
steigt.

>> § 1 Absatz 1 Nummer 7 Arbeitslosengeld II Verordnung 
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38. Was ist, wenn ich nach Abgabe des Antrags unerwartet eine
Erbschaft mache?

Sie sind verpflichtet, alle Änderungen Ihrer Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse unverzüglich dem Jobcenter mitzuteilen – egal ob Ihr Antrag noch bearbeitet
wird oder bereits angenommen ist. Ein mögliches Erbe während des Leistungs -
bezugs wird als Einkommen – nicht als Vermögen – berücksichtigt. Eine Berücksich-
tigung als Vermögen kommt allerdings in Betracht, wenn die Erbschaft bereits vor
dem Leistungsbezug angefallen ist. 

>> § 11 SGB II 



Fragen und Ant worten 63

39. Muss ich jede Arbeit annehmen, die mir angeboten wird?  
Was ist zumutbar?

Sie müssen grundsätzlich jede Art von Arbeit annehmen, zu der Sie in der Lage sind
 – auch Mini-Jobs. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Lohn unterhalb des ortsüblichen
oder des tariflichen Entgelts liegt. Nicht annehmen müssen Sie Angebote, die „sitten-
widrig“ sind. Als sittenwidrig gilt z. B. ein Lohn, der zirka 30 Prozent unter dem
 jeweiligen ortsüblichen Lohn liegt. Nicht zu mut bar sind auch Tä tig kei ten, die die
Rück kehr in den frü her aus ge üb ten Beruf er schwe ren, weil der frü her aus ge üb te
Beruf be son de re kör per li che Fer tig keiten er for dert, die bei Aus übung der neuen
 Tätig keit ver lo ren gehen wür den  (Beispiel: Dem Kon zert pia nis ten ist es in der Regel
nicht zu mut bar, als Wald ar bei ter zu ar bei ten, weil er seine Fin ger fer tig keit ver lie ren
könn te). Es gibt noch weitere Ausnahmen: Arbeit ist nicht zumutbar, wenn Sie ein
Kind erziehen, das jünger als drei Jahre ist, oder einen Angehörigen pflegen und die
Pflege nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann. 

>> §§ 2 und 10 SGB II 

40. Was bringt die Einstiegsqualifizierung? 

Die Einstiegsqualifizierung wurde im Jahr 2007 als Arbeitgeberleistung in das
Arbeits förderungsrecht übernommen. Arbeitgeber, die eine betriebliche  Einstiegs -
qualifizierung durchführen, erhalten einen  Zuschuss bis zu einer Höhe von 216 Euro
zur Vergütung der oder des Auszubildenden zuzüglich eines pauschalierten Anteils
am durchschnitt lichen Gesamtsozialversicherungsbeitrags. Zielgruppe sind
Ausbildungs bewerber mit aus individuellen Gründen eingeschränkten Vermitt-
lungsperspektiven, die auch nach den bundesweiten Nachvermittlungsaktionen
keinen Ausbil dungsplatz  haben, Ausbildungsuchende, die noch nicht in vollem
Maße über die erforderliche Ausbildungsreife verfügen sowie lernbeeinträchtigte
und sozial  benachteiligte Ausbildungsuchende. Die Einstiegsqualifizierung hat sich
für unversorgte Bewerber als Türöffner in eine betriebliche Ausbildung erwiesen.
Nach der Begleitforschung sind 69 Prozent der Absolventen ein halbes Jahr nach
 Beendigung der Einstiegsqualifizierung in Ausbildung übergegangen.

Fördern und Fordern
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41. Ich bin 58 Jahre alt. Muss ich jede Arbeit annehmen?

Nicht, wenn Sie von der so ge nann ten 58er-Re ge lung Ge brauch gemacht haben. Sie
er hal ten dann Ar beits lo sen geld II, ohne dass Sie sich wei ter um Ar beit be mü hen
müs sen. Im Ge gen zug ver pflich ten Sie sich, Ihre Rente in An spruch zu neh men,
 sobald sie Ihnen ohne Ab schlä ge zu steht. Vom 1. Ja nu ar 2008 an gilt dies nur noch,
wenn der An spruch vor dem 1. Ja nu ar 2008 ent stan den ist und der er werbs fä hi ge
Hil fe be dürf ti ge vor die sem Tag das 58. Le bens jahr voll en det hatte oder wenn der
 erwerbs fä hi ge Hil fe be dürf ti ge be reits vor dem 1. Ja nu ar 2008 unter den Vor aus set -
zun gen des § 428 Absatz 1 SGB III Ar beits lo sen geld (ALG) be zo gen hatte und erst -
mals nach dem 31. De zem ber 2007 hil fe be dürf tig geworden ist. Für alle an de ren,
die nicht unter diese Ver trau ens schutz re ge lung fal len, gilt, dass sie sich wei ter um
 Arbeit be mü hen müs sen und vom Leis tungs trä ger in Ar beit oder in eine Ar beits  -
ge le gen heit zu ver mit teln sind. Da rü ber hi naus sind er werbs fä hi ge Leistungs -
berechtigte, die nicht mehr unter die Ver trau ens schutz re ge lung fal len, ver pflich tet,
mit Voll  endung des 63. Le bens jah res eine Al ters ren te in An spruch zu neh men.

Zur Ver mei dung un bil li ger Här ten wegen der In an spruch nah me von vor ge zo ge nen
Al ters renten hat der Ge setz ge ber mit der so genannten Un bil lig keits ver ord nung
Aus nah men fest ge legt. 

>> § 65 Absatz 4 SGB II, Ver ord nung zur Ver mei dung un bil li ger Här ten durch  
In an spruch nahme einer vor ge zo ge nen Al ters ren te (Un bil lig keitsV)
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42. Ich habe bis her noch nie ge ar bei tet und will Ar beits lo sen -
geld II be an tra gen. Was er war tet mich?

Um Ar beits lo sig keit be reits im An satz zu ver mei den, sol len An trag stel ler, die in ner -
halb der letz ten zwei Jahre weder Ar beits lo sen geld noch Ar beits lo sen geld II be zo gen
haben, so fort ein An ge bot er hal ten. Dies kann zum Bei spiel eine Qua li fi zie rungs -
maß nah me oder ein Job-An ge bot sein.

>> § 15a SGB II 

43. Wel che Sank tio nen kön nen den Leis tungs be zie her  
über 25 Jahre bei Pflicht ver let zun gen tref fen?

Wenn Sie eine zu mut ba re Ar beit ab leh nen, wird Ihr Ar beits lo sen geld II für drei
 Mona te um 30 Pro zent des für Sie maß ge ben den Re gel bedarfs ge kürzt. Leh nen Sie
in ner halb eines Jah res eine zwei te zu mut ba re Ar beit ab, er folgt eine  wei te re drei -
mo na ti ge Kürz ung um dann 60 Pro zent Ihres Re gel bedarfs. Bei jeder  wei te ren  
Ab leh nung in ner halb eines Jah res wird das Ar beits lo sen geld II voll stän dig ge stri -
chen. Bei einer Min de rung der Leis tun gen um mehr als 30 Pro zent kön nen Sie aber
Sach leis tun gen, z. B. Klei dung oder Le bens mit tel gut schei ne, er hal ten. Die  Ab sen -
kung tritt mit Wir kung des Ka len der mo nats ein, der auf das Wirk sam wer den des
Be schei des folgt, der die Ab sen kung der Leis tung fest stellt.

Von der Sank ti on ist das ge sam te Ar beits lo sen geld II er fasst, also auch die Leis tun -
gen für die Un ter kunft und Leis tun gen sowie für Mehr be dar fe. Der Trä ger kann den
voll stän di gen Weg fall der Leis tung auf eine Ab sen kung um nur 60 Pro zent ab mil -
dern, wenn Sie sich nach träg lich be reit er klä ren, Ihren Pflich ten nach zu kom men.

>> § 31 bis 31b SGB II



66 Fragen und Ant worten

Das passiert, wenn ALG II-Bezieher eine zumutbare Arbeit1) ablehnen

Erste Ablehnung

Kürzung des Arbeitslosengeldes II um einen Betrag in Höhe von 30 % des nach
§ 20 maßgebenden Regelbedarfs

Erste wiederholte Ablehnung innerhalb eines Jahres

Kürzung des Arbeitslosengeldes II um einen Betrag in Höhe von 60 % des nach
§ 20 maßgebenden Regelbedarfs

es können ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen in
angemessenem Umfang erbracht werden

Leistungen für den Bedarf zu Unterkunft und Heizung können direkt an den 
Vermieter und andere Empfangsberechtigte überwiesen werden. 

Jede weitere wiederholte Ablehnung innerhalb eines Jahres

Wegfall des gesamten Arbeitslosengeldes II

es können ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen in
angemessenem Umfang erbracht werden

erklärt sich der Leistungsberechtigte nachträglich bereit, seinen Pflichten  nach-
zukommen, kann der Träger den vollständigen Wegfall des Arbeits losen-
geldes II in eine für den Betroffenen weniger harte Absenkung um nur
60 % des maßgebenden Regelbedarfs umwandeln

Die Sanktionen dauern jeweils grundsätzlich drei Monate

1) Die Sanktionen gelten auch, wenn der ALG II-Bezieher eine zumutbare Eingliederungsmaßnahme
oder die Erfüllung von in der Eingliederungsvereinbarung festgelegten Pflichten ablehnt.
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44. Wenn ich als junger Mensch ein Ar beits an ge bot ab leh ne, 
was pas siert dann?

Wenn Sie unter 25 Jahre alt sind und eine zu mut ba re Ar beit ab leh nen, wird Ihr Regel -
bedarf für drei Mo na te ge stri chen. Ge stri chen wer den auch die Zah lun gen für Mehr -
 be dar fe. Die Leistungen für Unterkunft und Heizung wer den in der Regel dann  
di rekt an den Ver mie ter über wie sen, damit Sie Ihre  Wohnung be hal ten kön nen.
Das  Not wen di ge zum Leben er hal ten Sie in Form von Sach leis tun gen (etwa Le bens -
mit tel gut schei ne oder Kleidung). 

Bei einer  wieder holten Ar beits ab leh nung ent fällt auch die Zah lung von Kos ten für
Un ter kunft und Hei zung an den Ver mie ter.

Um Ob dach lo sig keit bei den jungen Menschen zu ver mei den, kön nen die Kos ten
für  Unter kunft und Hei zung je doch so fort wie der über nom men wer den, wenn der
 Jugend li che sich nach träglich be reit er klärt, sei nen Pflich ten nach zu kom men. Der
Leis tungs trä ger kann die Sank tio nen da rü ber hi naus fle xi bel ein set zen. Das Ge setz
gibt ihm die Mög lich keit, im Ein zel fall die Absen kung bzw. den Weg fall des Re gel -
bedarfs und der ggf. zustehenden Mehrbedarfe von drei Mo na ten auf sechs Wo chen
zu ver kürzen.

>> § 31a Absatz 2 und 3 SGB II
>> § 31b Absatz 1 Satz 4 SGB II
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Das passiert, wenn ALG II-Bezieher, die jünger als 25 Jahre sind, eine
zumutbare Arbeit1) ablehnen.

Erste Ablehnung

Das Ar beits lo sen geld II wird auf die Leis tun gen für Un ter kunft und Hei zung
beschränkt, d. h. der Regelbedarf und ggf. ge währ te Mehr be dar fe fal len weg

es kön nen er gän zen de Sach leis tun gen oder geld wer te Leis tun gen in an ge -
messenem Um fang er bracht wer den

Leistungen für den Bedarf zu Unterkunft und Heizung können direkt an den 
Vermieter und andere Empfangsberechtigte überwiesen werden. 

Wie der hol te Ab leh nung in ner halb eines Jah res

Weg fall des ge sam ten Ar beits lo sen gel des II

es kön nen er gän zen de Sach leis tun gen oder geld wer te Leis tun gen in an ge -
messenem Um fang er bracht wer den

er klärt sich der Ju gend li che nach träg lich be reit, sei nen Pflich ten nach zu kom men,
kann der Trä ger wie der Leis tun gen für Un ter kunft und Hei zung er brin gen

Die Sank tio nen dau ern je weils grund sätz lich drei Mo na te, die Ab sen kung und
der Weg fall des Regelbedarfs kön nen auf sechs Wo chen ver kürzt wer den

1) Die Sank tio nen gel ten auch, wenn der ALG II-Be zie her  eine zumutbare Eingliederungsmaßnahme
oder die Er fül lung von in der Ein glie de rungs ver ein ba rung fest ge leg ten Pflich ten ab lehnt.
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45. Wel che För de rung kann ich er hal ten, wenn ich mich
selbst stän dig mache ?

Wenn Sie die Selbst stän dig keit aus dem al lei ni gen Bezug von Ar beits lo sen geld II
he raus begin nen, und Ihre Ein nah men zu nächst nicht für die Be strei tung Ihres
 Lebens un ter hal tes ausrei chen, kön nen Sie wei ter hin er gän zen des Ar beits lo sen   -
geld II er hal ten. Zudem ist eine Unter stüt zung durch ein zu sätz li ches Ein stiegs geld
für ma xi mal 24 Mo na te mög lich.

Außerdem können Darlehen und Zuschüsse für die Beschaffung von Sachgütern  
bis zur Höhe von 5.000 Euro gewährt werden, die für die Ausübung der Tätigkeit
notwendig und angemessen sind.

>> § 16b, § 16c SGB II 

46. Ich fahre zu einer be ruf li chen Wei ter bil dung. Be kom me ich
die Kos ten er stat tet? 

Ja,  Fahrkosten werden in Höhe des Betrages erstattet, der bei Benutzung eines
 regelmäßig verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittels zu zahlen ist. Dies ist auf  
die niedrigste Klasse (z.B. die 2. Klasse bei der Bahn) bezogen. Benutzen Sie andere
 Verkehrsmittel, so erhalten Sie eine pauschale Wegstreckenentschädigung.
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Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
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47. Wie hoch ist der Regelbedarf beim ALG II? Gibt es noch
 Unterschiede bei den Leistungen in Ost und West?

Es gibt bereits seit 1. Juli 2006 keine Unterschiede in der Höhe der Regelleistungen
in Ost und West. Seit 1. Juli 2009 gelten bereits  bundeseinheitliche monatliche Regel-
leistungen. Auf der Grundlage der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2008
wurden die Regelbedarfe zum 1. Januar 2011 neu ermittelt. In den Folgejahren
 werden die Regelbedarfe nach einem Mischindex unter Berücksichtigung der Preis-
steigerungen für regelbedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen  und der Ent-
wicklung der Nettolöhne und Nettogehälter fortgeschrieben.

Die seit 1. Januar 2013 geltenden maßgebenden Regelbedarfe können der folgen-
den Tabelle entnommen werden.
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Für Kinder und Jugendliche werden zusätzlich zum maßgebenden Regelbedarf
 Bildungs- und Teilhabeleistungen berücksichtigt für:

tatsächliche Kosten für ein- und mehrtägige Klassen- und Kitafahrten,

Leistungen für den Schulbedarf i.H.v. 70 Euro zum 1. August und 30 Euro zum 
1. Februar eines jeden Jahres,

Kosten für die Schülerbeförderung, soweit sie erforderlich sind und nicht
 bereits von Dritten getragen werden,

Tabelle Regelbedarf bei Arbeitslosengeld II/Sozialgeld ab 01.01.2013

Berechtigte

- allein 
Stehende

- allein 
Erziehende
und

- Volljährige
mit minder-
jährigem
Partner

§ 20 Absatz 2
S. 1

- volljährige
Partner

§ 20 Absatz 4

- Volljährige
bis zur Voll-
endung des 
25. Lebens-
jahres

- Personen
unter 
25 Jahren,
die ohne 
Zusicherung
des kommu-
nalen Trägers
umziehen

(18-24 Jahre)

§ 20 Absatz 3
i.V.m.
§ 20 Absatz 2
S. 2 Nr. 2

- Kinder bzw.
Jugendliche
im 15. Lebens-
jahr (14 Jahre)
bis zur Voll-
endung des 
18. Lebens-
jahres

- minder -
jähriger 
Partner

(14-17 Jahre)

§ 20 Absatz 2
S. 2 Nr. 1
§ 23 Nr. 1 

- Kinder ab 
Beginn des 
7. Lebens -
jahres bis zur 
Vollendung
des 
14. Lebens-
jahres

(6-13 Jahre)

§ 23 Nr.1

- Kinder bis zur
Vollendung
des 6. Lebens-
jahres

(0-5 Jahre)

§ 23 Nr. 1

382 € je 345 € 306 € 289€ 255 € 224 €
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Leistungen für eine schulnahe Lernförderung unter bestimmten
 Voraussetzungen,

Mehrkosten für ein gemeinschaftliches Schulmittagessen und Hortessen sowie

ein monatliches Teilhabebudget im Wert von bis zu 10 Euro für soziale Teilhabe
bis zum 18. Lebensjahr.

Die Bildungs- und Teilhabeleistungen werden auch für Kinder erbracht, für die ein 
Kinderzuschlag oder Wohngeld gewährt wird.

48. Wie lange wird das Ar beits lo sen geld II ge zahlt?

Sie er hal ten Ar beits lo sen geld II, so lan ge Sie hil fe be dürf tig sind und die wei te ren
Vo raus setzun gen er fül len (Er werbs fä hig keit, Al ters gren ze etc.). Die Trä ger der
Grund si che rung für Ar beit su chen de prü fen alle sechs Mo na te, ob sich die Vor aus -
set zun gen ge än dert haben.

49. Was ist der Un ter schied zwi schen Ar beits lo sen geld II
und So zi al geld?

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende verfolgt einen haushaltsbezogenen
 Ansatz, das bedeutet, dass neben dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten  
auch die mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen bei Hilfebe -
bedürftigkeit Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts entweder als
 Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld erhalten. 

Sozialgeld steht Menschen zu, die

nicht erwerbsfähig sind. Nicht erwerbsfähig ist, wer wegen Krankheit oder
 Behinderung auf absehbare Zeit (mehr als sechs Monate) nicht mehr als drei
Stunden am Tag auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten kann, und
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in einer Bedarfsgemeinschaft mit einem Erwerbsfähigen leben.

Die Leistungen des Sozialgeldes entsprechen denen des Arbeitslosengeldes II. Nicht
Erwerbsfähige, die keiner Bedarfsgemeinschaft mit einem Erwerbsfähigen angehören,
können Sozialhilfe nach SGB XII beantragen.

>> §§ 19 und 23 SGB II 

50. Wann und wie wer den die Geld leis tun gen aus ge zahlt?

Das Ar beits lo sen geld II wird monatlich im Voraus erbracht. Daran müs sen Sie bei
Mietzah lun gen den ken. Wenn Sie über ein Konto ver fü gen, kommt das Geld  
per Über wei sung. Sie kön nen auch das Konto eines Fa mi li en mit glieds oder eines
Bekann ten an ge ben.

Haben Sie kein ei ge nes Konto und wol len das Geld nicht auf ein frem des Konto
über wei sen las sen, sind die Leis tun gen per Zah lungs an wei sung zur Ver rech nung
an zu wei sen. Das verursacht aber Kos ten. Die Trä ger der Grund si che rung für Ar beit -
su chen de über neh men diese Kos ten nur dann, wenn Sie nach wei sen, dass die Bank
sich wei gert, Ihnen ein Konto einzurich ten. Sie müs sen sich das von der Bank beschei -
ni gen las sen. 

>> § 41,42 SGB II 

51. Be kom me ich wei ter Ar beits lo sen geld II, wenn ich krank bin?

Ja, Sie müs sen aber eine ärzt li che Be schei ni gung über die Ar beits un fä hig keit und
deren voraus sicht li che Dauer vor le gen. Geht aus der Be schei ni gung her vor, dass  
Sie vo raus sicht lich län ger als sechs Mo na te krank sein wer den, sind Sie nicht mehr
er werbs fä hig im Sinne des Ge set zes. Sie kön nen dann ent we der:
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So zi al geld, (wenn Sie mit er werbs fä hi gen Per so nen in einer Be darfs ge mein -
schaft zusam men le ben) oder

So zi al hil fe (wenn Sie al lein ste hend sind) er hal ten.

>> § 8 Absatz 1 SGB II 

52. Gibt es beim Ar beits lo sen geld II auch Sach leis tun gen
oder Es sens gut schei ne?

Ja, im Be darfs fall be kom men Sie Sach leis tun gen, z. B. Gut schei ne für Möbel und
Klei dung. Le bens mit tel gut schei ne kön nen aus ge stellt wer den, wenn Ihnen das
 Arbeits lo sen geld II um mehr als 30 Pro zent des maßgebenden Regelbedarfs ge kürzt
wor den ist. Das pas siert, wenn Sie Ihre Pflicht als Leis tungs berechtigter ver letzt
haben. In die sem Fall kön nen auch er gän zen de Sach leis tun gen er bracht wer den.

>> Frage 39: „Muss ich jede Arbeit annehmen, die mir angeboten wird? 
Was ist zumutbar?“

53. Ich bin schwan ger. Be kom me ich mehr Geld?

Ja, auf Antrag. Werdende Mütter erhalten ab der 13. Schwangerschaftswoche einen
Mehrbedarf von 17 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs. Den maßgebenden
 Regelbedarf können Sie der Tabelle auf Seite 72 entnehmen.

Alleinerziehenden mit einem minderjährigen Kind unter 7 Jahren steht ein Zuschlag
von 36 Prozent zu. Ab dem 7. Lebensjahr werden 12 Prozent   gewährt. Hierbei wird
berücksichtigt, dass mit dem schulpflichtigen Alter  des  Kindes der zeitliche Betreu-
ungsaufwand des Elternteils für die Zeit des Schulbesuchs abnimmt.

>> § 21 Absatz 2 und Absatz 3 SGB II 
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54. Um fasst eine Ba by er staus stat tung auch Leis tun gen
über die Ba by be klei dung hinaus?

Ja, § 24 Absatz 3 SGB II ver deut licht, dass eine Ba by er staus stat tung auch über die  
Ba by be kleidung hi naus als ein ma li ge Leis tung über nom men wird.

55. Meine Kinder gehen zur Schule. In welcher Höhe werden
 Kosten für mehrtägige Klassenfahrten übernommen?

Leistungen für mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Be stim -
mungen werden in der Grundsicherung für Arbeitsuchende für Kinder und Jugend-
liche, die Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld beziehen, zusätzlich zum Regelbedarf
in Höhe der tatsächlichen Kosten erbracht. Eine Pauschalisierung der Leistungen
durch den zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist nicht
 zulässig. 

>> Frage 57 „Welche Leistungen umfasst das neue Bildungspaket?“
>> § 28 Absatz 2 Ziffer 2 SGB II

56. Meine Kinder gehen zur Schule. Gibt es eine Unterstützung
für Kosten, die gerade zum Schuljahresbeginn verstärkt
 anfallen?

Schülerinnen und Schüler, die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
nach dem SGB II oder Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII beziehen und
eine allgemeinbildende oder berufsbildende Schule besuchen, erhalten zwei Mal
jährlich einen Zuschuss mit Beginn des Schuljahres 70 Euro und im Februar 30 Euro –
insgesamt 100 Euro. Mit dieser zusätzlichen Leistung wird Familien mit schulpflich-
tigen Kindern ein zusätzlicher Betrag für die insbesondere zum Beginn eines Schul-
jahres vermehrt anfallenden Kosten für Schulmaterial zur Verfügung gestellt.

>> Frage 57 „Welche Leistungen umfasst das neue Bildungspaket?“
>> § 28 SGB II
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57. Welche Leistungen umfasst das neue Bildungspaket?

tatsächliche Kosten für ein- und mehrtägige Klassen- und Kitafahrten.

Einen Zuschuss zum Mittagessen in Kita, Schule und Hort: Einen Zuschuss
für das gemeinsame Mittagessen gibt es dann, wenn ein entsprechendes
 Angebot der Schule oder Kita genutzt wird. Der verbleibende Eigenanteil des
Kindes liegt bei einem Euro pro Tag und Essen.

Lernförderung: Leistungsberechtigte Schülerinnen und Schüler können Lern-
förderung in Anspruch nehmen, wenn nur dadurch das wesentliche Lernziel
der  jeweiligen Klassenstufe erreicht werden kann. 

Kultur, Sport, Mitmachen: Hilfebedürftige Kinder sollen in der Freizeit nicht
ausgeschlossen sein, sondern bei Sport, Spiel und Kultur mitmachen. Deswegen
kann bis zur Vollendung des 18.  Lebensjahres monatlich ein Betrag bis zu 10 Euro
genutzt werden, zum Beispiel für eine Mitgliedschaft im Sportverein oder für
die Musikschule.

Schulbedarf: Damit leistungsberechtigte Kinder mit den nötigen Lern -
materialien ausgestattet sind, wird in diesen Fällen zwei Mal jährlich ein
 Zuschuss gezahlt, zu Beginn des Schuljahres 70 Euro und im Februar 30 Euro
– insgesamt 100 Euro.

Schülerbeförderung: Insbesondere wer eine weiterführende Schule besucht,
hat oft einen weiten Schulweg. Sind die Beförderungskosten erforderlich und
werden sie nicht anderweitig abgedeckt, etwa durch den Regelbedarf oder
durch Dritte, werden diese tatsächlichen Aufwendungen erstattet.
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58. Kann der Vater die Fahrtkosten zum Besuch des bei der
 Mutter lebenden Kindes verlangen?

Bei getrennt lebenden Eltern können Kosten zur Wahrung des Umgangsrechts einen
Mehrbedarf rechtfertigen. Allerdings müssen die Betroffenen vorrangig auch alle
Möglichkeiten der Selbsthilfe nutzen. Beispielsweise besteht nur ein Anspruch auf
Fahrtkosten in Höhe der Kosten für die jeweils preisgünstigste zumutbare Fahrgele-
genheit. 

59. Kann ich für die Neuanschaffung einer Brille einen
 Mehrbedarf erhalten?

Nein. Einmalige oder kurzfristige Bedarfsspitzen wie beispielsweise der Ersatz oder
die  Neuanschaffung einer Brille können wie bisher durch ein Darlehen aufge -
fangen werden.

60. Kann ich für mein Kind einen Sonderbedarf für Kleidung
 erhalten, weil es so schnell wächst?

Nein. Bei Kindern gehört die Notwendigkeit, Kleidung wegen des Wachstums und
des erhöhten Verschleißes in kurzen Abständen zu ersetzen, zum regelmäßigen
 Bedarf. Deshalb besteht kein Anspruch auf zusätzliches Kleidergeld für Kinder. 

61. Mein An trag auf Kin der zu schlag ist ab ge lehnt wor den.
Kann ich rück wir kend Arbeits lo sen geld II be an tra gen?

Wenn Sie den Kin der zu schlag be an tragt und einen Ab leh nungs be scheid er hal ten
haben, können Sie, in ner halb einer an ge mes se nen Frist nach Er halt des Ab leh nungs -
be schei des, rück wirkend Ar beits lo sen geld II be an tra gen, wenn Sie hil fe bedürf tig
sind.

>> § 40 Absatz 5 SGB II
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62. Be steht ein Wahl recht zwi schen Kin der zu schlag
und Ar beits lo sen geld II?

Der Kin der zu schlag nach § 6a BKGG und der Bezug von Ar beits lo sen geld II schlie ßen
sich ge gen sei tig aus. Wenn die Vor aus set zun gen für den Kin der zu schlag ge ge ben
sind, gibt es kein Ar beits lo sen geld II. Wird die Hilfebedürftigkeit nach dem SGB II
nur ohne die Berücksichtigung von möglicherweise zustehenden Mehrbedarfen
(z.B. für Schwangerschaften, Alleinerziehung) vermieden, besteht ein Wahlrecht
zugunsten des Kinderzuschlages.

>> § 6a Bun des kin der geld ge setz 

63. Muss ich als Ar beits lo sen geld II-Emp fän ger Ver si che rungs-
bei trä ge z. B. für Haus rat oder Haft pflicht selbst zah len?

Ja. Sol che Bei trä ge sind im Regelbedarf ent hal ten. Wenn Sie Ein kom men haben,
kön nen Sie aber Bei trä ge für ge setz lich vor ge schrie be ne Ver si che run gen (z. B. Kfz-
Haft pflicht, Ge bäu de brand ver si che rung) in nach ge wiesener Höhe vom Ein kom -
men ab set zen. Zudem kön nen Sie 30 Euro mo nat lich für an ge mes se ne  priva te Ver -
si che run gen (z. B. Haus rat ver si che rung, pri va te Haft pflicht ver si che rung) pau schal
ab set zen. Bei Mini-Jobs bis 400 Euro sind diese Abzugs mög lich kei ten be reits in
einem Be trag von 100 Euro ent hal ten, der stets vom Ein kom men ab ge zo gen wird.
Bei Ein kom men ober halb 400 Euro mo nat lich werden die ge nann ten Ab zü ge  
be rück sich tigt, wenn sie ins ge samt 100 Euro über stei gen.

>> § 11 und § 20 Absatz 1 SGB II
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64. Ich bin selbst stän dig und pri vat ver si chert.
Gibt es einen Zu schuss zur Kran ken ver si che rung?

Wenn Sie allein aufgrund der Aufwendungen für eine eigenständige Kranken- und
Pflegeversicherung hilfebedürftig (gem. § 9 SGB II) würden, übernehmen die
Grundsicherungsstellen auf Antrag Aufwendungen im notwendigen Umfang für
eine angemessene Kranken- und Pflegeversicherung. 

Würden Sie unabhängig von den Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung
leistungsbereichtigt, erhalten Sie einen Zuschuss. Dieser ist der Höhe nach begrenzt
auf den hälftigen im Basistarif Ihrer privaten Krankenversicherung zu zahlenden
 Betrag. Es steht Ihnen frei, in Ihrem bisherigen Tarif zu verbleiben oder in den Basis-
tarif zu wechseln, wo sich der Beitrag auf Grund Ihrer Hilfebedürftiggkeit halbiert.

>> § 26 Absatz 1 und Absatz 2 SGB II

65. Ich bin selbst stän dig und be kom me er gän zend
Ar beits lo sen geld II. Muss ich Ein kom mens nach wei se
von mei nen Auf trag ge bern vor le gen?

Sie müssen im Rahmen ihrer Gewinnermittlung unter Umständen die Notwendig-
keit, Unaufschiebbarkeit und Angemessenheit bestimmter Betriebsausgaben sowie
im Zweifelsfall die Höhe Ihrer betrieblichen Einnahmen nachweisen. In welcher Art
Sie diese Nachweise erbringen, ist grundsätzlich Ihnen überlassen. Ein Einkom-
mensnachweis des Auftraggebers ist eine Nachweismöglichkeit.
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66. Gibt es für Ar beits lo sen geld II-Emp fän ger Wohn geld?

Nein, Sie müssen nicht extra zur Wohngeldstelle gehen, denn die Miete inklusive
Heizkosten wird von den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende bei der
Berechnung Ihrer Leistungen vollständig berücksichtigt. Allerdings nur bis zu einer
gewissen Obergrenze, die Aufwendungen für Miete und Heizung müssen in einem
„angemessenen“ Rahmen liegen.

>> vgl. Wohn geld ge setz und § 5 SGB II

67. Wer den meine Heiz kos ten be zahlt?

Ja, in Höhe der tat säch lich an fal len den Kos ten. Zu be ach ten ist, dass die Heiz kos ten
in Relation zur Woh nungs grö ße ste hen und an ge mes sen sein müs sen.

>> § 22 SGB II 

68. Sind die Kos ten für Strom und Warm was ser be rei tung
be reits im Regelbedarf ent halten?

Mit der Neuermittlung der Regelbedarfe werden die Kosten für die zentrale Warm-
wasserbereitung den Kosten der Unterkunft und Heizung zugeordnet. Für eine
 dezentrale Warmwasserbereitung durch Strom oder Gastherme wird ein Mehrbedarf
anerkannt. Die Aufwendung für Strom ist im Regelbedarf berücksichtigt. Deshalb
sind Sie für die Höhe und regelmäßige Überweisung der Energieabschlagszahlung
an den von Ihnen gewählten Energieversorger verantwortlich. Demgemäß müssen
eventuell erforderliche Nachzahlungen auch aus dem Regelbedarf geleistet wer-
den. Eine Energiekostenrückerstattung wird hingegen nicht als Einkommen be-
rücksichtigt.

>> § 21 Absatz 7 SGB II 

Kosten der Unterkunft
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69. Wann ist eine Woh nung an ge mes sen?

In der Regel ist durch die kom mu na len Trä ger in einer so ge nann ten „Richt li nie“
bestimmt, wel che Kos ten an ge mes sen sind. In einer Groß stadt wird oft eine hö he re
mo nat li che Kalt miete als auf dem Land ak zep tiert. Als Richt wer te für an ge mes se nen
Wohn raum wer den ca. 45 – 50 m2 für eine Per son, zwei Per so nen ca. 60 m2 oder
zwei Wohn räu me, drei Per so nen ca. 75 m2 oder drei Wohn räu me, vier Per so nen
ca. 85 – 90 m2 oder vier Wohn räu me sowie für jedes wei te re Fa mi li en mit glied  
ca. 10 m2 oder ein Wohn raum mehr an ge setzt. Al ler dings gibt es auch viele kom mu -
na le Träger, die die Wohn flä che nicht als Kri te ri um für die An ge mes sen heit he ran -
zie hen; in die sen Fäl len sind Höchst mie ten oder Quad rat me ter prei se be stimmt.
Bitte wen den Sie sich im Einzel fall an Ihren ört li chen kom mu na len Trä ger der
Grund  siche rung für Ar beit su chen de.

Künftig ist es möglich, dass die Länder die kommunalen Träger durch Landesgesetz
ermächtigen oder verpflichten, die Angemessenheit der Aufwendung für Unterkunft
und Heizung durch eine Satzung zu bestimmen. 

70. Was kann ich tun, wenn Stromschulden aufgelaufen sind und
eine Mahnung vom Energieversorger vorliegt?

Sie sollten sich unverzüglich an Ihr zuständiges Jobcenter wenden und um Unter-
stützung bitten. Es kommt darauf an, den laufenden Zahlungsverpflichtungen
 umgehend nachzukommen.

Sie haben die Möglichkeit, mit dem Jobcenter zu vereinbaren, dass die monatlichen
Abschlagszahlungen unmittelbar vom Jobcenter an den Energieversorger geleistet
werden. Damit können Sie auch einer drohenden Stromsperre begegnen. Für
 bereits aufgelaufende Zahlungsrückstände während des Bezuges von Arbeitslosen-
geld II können Sie ein Darlehen erhalten. Dies gilt jedoch nicht für so genannte Alt-
schulden, also Schulden aus der Zeit vor der Beantragung von Arbeitslosengeld II.

>>§ 24 Abs. 1 i.V. mit § 42 a SGB II
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71. Muss ich meine Woh nung auf ge ben, wenn die Kos ten
un an ge mes sen hoch sind? Wird die Miet kau ti on
über nom men, wenn ich die Woh nung wech seln muss?

Ist die Miete nach den amt li chen Maß stä ben zu hoch, wird zu nächst die volle Miete
als Bedarf berücksichtigt. Al ler dings nur so lan ge, wie es Ihnen nicht mög lich (oder
nicht zu mut bar) ist, sich eine bil li ge re Woh nung zu su chen oder die Kos ten der  
Un ter kunft z. B. durch Un ter ver mie tung zu sen ken. Nach Ab lauf von sechs Mo na ten
wer den in der Regel nur die an ge mes se nen Kos ten der Woh nung anerkannt. Wird
von Amts wegen ein Umzug be für wor tet und ver an lasst, wer den die Mak ler ge bühren,
Um zugs kos ten und die Miet kau ti on in der Regel über nom men.

>> § 22 SGB II 

72. Ich habe eine neue Woh nung ge fun den, die bes ser
ist als meine bis he ri ge, und nur wenig mehr kos tet.
Wer den die Kos ten über nom men?

Zieht eine leis tungs berechtigte Person aus einer Woh nung mit bis her an ge mes se nen
Kos ten der Un ter kunft in eine an de re Woh nung, die zwar teu rer ist, aber immer
noch an ge mes sen, dann wer den für die neue Woh nung nur die bis he ri gen an ge -
mes se nen Kos ten über nom men. 

Dies gilt nicht, wenn der Umzug not wen dig ist.

>> § 22 Absatz 1 Satz 2 SGB II
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73. Was muss ich bei einem Umzug be ach ten?

Vor Ab schluss eines Ver tra ges über eine neue Un ter kunft soll die Zu si che rung des
kom mu nalen Trä gers zu den Auf wen dun gen für die neue Un ter kunft ein ge holt
wer den. So weit Sie über die Zu stän dig keits gren ze eines kom mu na len Trä gers hin -
weg um zie hen, holen Sie die Zusiche rung für die neue Un ter kunft bei dem bis her
zu stän di gen Trä ger ein.

Die ser ent schei det über die Zu si che rung. Eine Ver pflich tung zur Zu si che rung
besteht, wenn der Umzug er for der lich und die Auf wen dun gen für die neue Un ter -
kunft an ge mes sen sind.

>> § 22 Absatz 4 und 5 SGB II

74. Unter wel chen Um stän den dür fen Ju gend li che eine
ei ge ne Woh nung be zie hen?

Wer das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det hat, be nö tigt für einen Umzug die
Zu si che rung des zu stän di gen kom mu na len Trä gers (§ 22 Absatz 5 SGB II). Ohne
diese Zu si che rung wer den keine Bedarfe für Un ter kunft und Hei zung oder die
Woh nungs er staus stat tung anerkannt. Die Regel gilt für den erst ma li gen Aus zug
aus dem El tern haus ge nau so wie für sich an schließende Um zü ge. Sie be deu tet aber
nicht, dass Ju gend li che ge zwun gen wer den, wie der in den el ter li chen Haus halt zu -
rück zu keh ren. Es ist aber mög lich, dass sie bei Um zü gen, die sie nach dem Aus zug
aus dem El tern haus pla nen, im Ein zel fall wie der auf die el ter li che Woh nung ver -
wie sen wer den.

Der Ge setz ge ber hat be stimm te Fälle fest ge legt, in denen der Trä ger zur Er tei lung
der Zu si che rung ver pflich tet ist. Dies ist der Fall, wenn

der Be trof fe ne aus schwer wie gen den so zia len Grün den nicht auf die Woh nung
der El tern ver wie sen wer den kann (Bei spiel: Ge walt an wendung in Fa mi lie),
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der Bezug der neuen Un ter kunft zur Ein glie de rung in den Ar beits markt
 erforder lich ist oder

ein sons ti ger, ähn lich schwer wie gen der Grund vor liegt (ein sol cher Grund
kann z. B. vor lie gen, wenn eine Schwan ge re mit ihrem Part ner zu sam men -
ziehen möch te).

Mit die sen Re ge lun gen wird si cherge stellt, dass der Aus zug Ju gend li cher, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nur noch in begründeten Fällen aus
Steuermitteln finanziert wird.

>> § 22 Absatz 5 SGB II

75. Ich bin Stu dent. Meine El tern er hal ten über ihr Ar beits  -
lo sen geld II nur zwei Drit tel der Kos ten für Woh nung
und Hei zung. Wel che Mög lich kei ten habe ich?

Grund sätz lich sind Per so nen aus ge schlos sen, deren Aus bil dung dem Grun de nach
dem Bundes aus bil dungs för de rungs ge setz (BAföG) ge för dert wer den kann. Nur in
be son de ren Härtefäl len kön nen Sie vom Trä ger der Grund si che rung ein Dar le hen
er hal ten. 

In die sen Fäl len kann aber vom Mie ter der Woh nung ein An trag auf Wohn geld
nach dem Wohn geld ge setz ge stellt wer den. Reicht auch der Bezug von Wohn geld
nicht aus, kann alternativ zum Wohn geld ein Zu schuss zu den Kos ten für Un ter -
kunft und Hei zung nach dem SGB II be an tragt wer den. Der Zu schuss setzt vo raus,
dass dem Aus zu bil den den selbst über haupt Kos ten für Un ter kunft und Hei zung
ent ste hen, und dass diese nach Be rück sich ti gung von Ein kom men und Ver mö gen
nicht ge deckt sind. 

>> Vgl. Wohn geld ge setz sowie § 7 Absatz 5 und § 27 Absatz 3 SGB II
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76. Wer trägt die Kos ten für einen Auf ent halt im Frau en haus?

Wenn eine er werbs fä hi ge, hil fe be dürf ti ge Frau ein Frau en haus auf sucht, trägt
der Leis tungsträ ger am bis he ri gen ge wöhn li chen Auf ent halts ort die Kos ten.

>> § 36a SGB II

77. Kön nen Miet schul den auch für Per so nen über nom men
wer den, die kein Ar beits losen geld II (mehr) be kom men? 

Ja. Die Trä ger der So zi al hil fe kön nen zur Ver mei dung von Woh nungs lo sig keit  
Miet- und Energie schul den auch von er werbs fä hi gen Per so nen über neh men, die
nicht hil fe be dürf tig im Sinne des SGB II sind (z. B. Per so nen mit einem nied ri gen,
aber be darfs de cken den Einkom men oder Be zie her von nied ri gem Ar beits lo sen-
geld). 

>> § 21 SGB XII i.V.m. § 36 SGB XII
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78. Be kom men be hin der te Men schen zu sätz li che Leis tun gen?

Erhalten erwerbsfähige behinderte Menschen

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 des SGB IX, sonstige Hilfen
zur Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder

Eingliederungshilfen nach § 54 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 SGB XII,

bekommen sie einen Mehrbedarf von 35 Prozent des für sie maßgebenden Regel -
bedarfs.

Nicht erwerbsfähige Menschen, die voll erwerbsgemindert im Sinne des Renten-
rechts sind und Sozialgeld erhalten, können einen Mehrbedarf in Höhe von  
17 Prozent des für sie maßgebenden Regelbedarfs erhalten, wenn sie Inhaber eines
Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen G sind. 

>> § 21 Absatz 4 und § 23 Absatz 1 Nummer 2 SGB II

79. Wer ist für be hin der te hil fe be dürf ti ge Per so nen
als Re ha bi li ta ti ons trä ger zu stän dig?

Die Bundesagentur für Arbeit ist auch für den Personenkreis der behinderten leis-
tungsberechtigten Personen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch Reha bili -
tations träger für die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zuständig, sofern
kein anderer Rehabilitationsträger (z.B. die Rentenversicherung bei langjährig Ver-
sicherten oder die Berufsgenossenschaften bei Leistungen nach Arbeits- oder
 Wegeunfällen) zuständig ist. Damit ist sichergestellt, dass die Fachkompetenz der
Bundesagentur für Arbeit als Rehabilitationsträger auch für erwerbsfähige behin-
derte Leistungsberechtigte erhalten bleibt. Die Bundesagentur übernimmt auch
die  Klärung der Zuständigkeiten und des Rehabilitationsbedarfs nach § 14 SGB IX
einschließlich der Erstellung eines Eingliederungsvorschlags.

Behinderte Menschen | Rehabilitation
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Die Träger der Grundsicherung haben aber Leistungsverantwortung und Entschei-
dungskompetenz bei Leistungen zur beruflichen Teilhabe behinderter Menschen
nach § 16 Absatz 1 Satz 3 SGB II. Im Interesse einer raschen beruflichen Eingliede-
rung hilfe bedürftiger, behinderter Menschen sollen daher die zugelassenen
 kommunalen Träger und die Jobcenter eng mit der Bundesagentur als Rehabilita -
tionsträger zusammenarbeiten.

>> § 6a SGB IX

80. Ich bin Re ha bi li tand und er hal te Ar beits lo sen geld II.
Wer ist jetzt für meine be ruf li che Re ha bi li ta ti on zu stän dig?

Wenn bei Ihnen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bewilligt worden sind,
bleibt Ihr bisheriger Rehabilitationsträger weiterhin für Förderleistungen zur
 Eingliederung in Arbeit für Sie zuständig.

Bei dem Rehabilitationsträger Bundesagentur für Arbeit besteht für erwerbsfähige
Leistungsberechtigte jedoch eine Besonderheit: Die Bundesagentur für Arbeit
nimmt die mit dem SGB IX verbundenen gesetzlichen Aufgaben wahr. Hierzu
 gehört beispielsweise die Klärung des Rehabilitationsbedarfs nach § 14 SGB IX
 einschließlich der  Erstellung eines Eingliederungsvorschlags. Die Leistungsverant-
wortung (z.B. die  Finanzierung einer beruflichen Weiterbildung sowie unterhalts -
sichernde Leistungen) verbleibt für viele Leistungen beim Jobcenter bzw. dem
zugelas senen kommunalen Träger.

Übrigens: Um die Vermittlung in Arbeit kümmert sich das Jobcenter bzw. der
 zugelassene kommunale Träger.
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81. Ich brau che wegen mei ner Be hin de rung Hil fen zur  
In teg ra ti on in den Ar beits markt. Kön nen für mich 
Leis tun gen zur Teil ha be am Ar beits le ben in Frage 
kom men?

Sie können bei jedem Rehabilitationsträger (z.B. Bundesagentur für Arbeit, Träger
der gesetzlichen Rentenversicherung, Berufsgenossenschaften) einen Antrag auf
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben stellen. Die Zuständigkeit wird von den
Rehabilitationsträgern in der Regel innerhalb von zwei Wochen untereinander
 ermittelt, so dass Sie dann von Ihrem zuständigen Rehabilitationsträger über das
 Ergebnis unterrichtet werden. 

Als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben können alle Hilfen erbracht werden,
die erforderlich sind, um die Erwerbsfähigkeit eines behinderten Menschen zu
 erhalten, zu bessern, herzustellen oder wiederherzustellen. Dabei wird nicht nur
die Leistungsfähigkeit berücksichtigt, auch die Neigungen und bisherigen Tätigkei-
ten spielen eine wichtige Rolle. Die Wiedereingliederung in eine Berufstätigkeit ist
besonders wichtig, weil so die Folgen der Behinderung am besten überwunden
werden können. Folgende Leistungen helfen beim beruflichen Wiedereinstieg:

Übernahme der Kosten für technische Arbeitshilfen,

Hilfen zur Errichtung eines behinderungsgerechten Arbeitsplatzes,

Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung.

Welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Sie in Frage kommen, wird
dann individuell von Ihrem Rehabilitationsträger entschieden.

Wenn Sie unsicher sind, an wen Sie sich wenden können, helfen Ihnen die flächen-
deckend eingerichteten Gemeinsamen Servicestellen für Rehabilitation weiter. Die
Adressen können Sie online unter www.reha-servicestellen.de abrufen.



Haushaltseinkommen mit ALG II

Antragsteller/in Regel- KdU 2) Haushalts-
bedarfe1) einkommen

Allein-
stehende/r 382 289 671

(Ehe-)Paar
690 365 1 055

Alleinerziehend,
1 Kind, 4 Jahre3) 744 394 1 138

Alleinerziehend,
2 Kinder,
4  u. 12 Jahre3) 999 455 1 454

(Ehe-)Paar,
1 Kind,
4 Jahre3) 914 484 1 398

(Ehe-)Paar,
2 Kinder,
4  u. 12 Jahre3) 1 169 559 1 728

(Ehe-)Paar,
3 Kinder,
4, 12 u. 15 Jahre3) 1 458 624 2 082

Die Beispiele verdeutlichen, wie sich das Haushaltseinkommen nach der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende zusammensetzt. 
1) Regelbedarfe einschließlich Mehrbedarf für Alleinerziehende in Euro
2) durchschnittliche angemessene laufende Kosten für Unterkunft und Heizung 

(Mai 2012, Quelle: Analysereport SGB II, Okt. 2012, Seite 55)
3) Kinder und Jugendliche erhalten zusätzliche Bildungs- und Teilhabeleistungen
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maßgebenden Regelbedarfe ab 1. Januar 2013
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Haushaltseinkommen mit ALG II

Alleinstehende/r

Miete und Heizung 289 €

Bedarfsberechnung

Regelbedarf 382,00

Unterkunft und Heizung 289,00

Bedarf insgesamt 671,00

Zu berücksichtigendes Einkommen

Zu berücksichtigendes Einkommen 0,00

Anspruch auf Arbeitslosengeld II 671,00
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ALG II-Haushaltseinkommen

(Ehe-)Paar

Miete und Heizung 365 €

Bedarfsberechnung

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00

Unterkunft und Heizung 365,00

Bedarf insgesamt 1.055,00

Zu berücksichtigendes Einkommen

Zu berücksichtigendes Einkommen 0,00

Anspruch auf Arbeitslosengeld II 1.055,00
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ALG II-Haushaltseinkommen

Alleinerziehende/r, 4-jähriges Kind

Miete und Heizung 394 €

Bedarfsberechnung

Regelbedarf für Alleinerziehende/n 382,00

Mehrbedarf für Alleinerziehende/n 138,00

Regelbedarf Kind1) 224,00

Unterkunft und Heizung 394,00

Bedarf insgesamt 1.138,00

Zu berücksichtigendes Einkommen

Kindergeld 184,00

Sonstiges zu berücksichtigendes Einkommen 0,00

Anspruch auf Arbeitslosengeld II/Sozialgeld 954,00

1) Zusätzlich werden für Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe
berücksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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ALG II-Haushaltseinkommen

(Ehe-)Paar, 4-jähriges Kind

Miete und Heizung 484 €

Bedarfsberechnung

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00

Regelbedarf Kind1) 224,00

Unterkunft und Heizung 484,00

Bedarf insgesamt 1.398,00

Zu berücksichtigendes Einkommen

Kindergeld 184,00

Sonstiges zu berücksichtigendes Einkommen 0,00

Anspruch auf Arbeitslosengeld II/Sozialgeld 1.214,00

1) Zusätzlich werden für Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe
berücksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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ALG II-Haushaltseinkommen

(Ehe-)Paar, 4-/12-jähriges Kind

Miete und Heizung 559 €

Bedarfsberechnung

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00

Regelbedarf Kind1) 224,00

Regelbedarf Kind1) 255,00

Unterkunft und Heizung 559,00

Bedarf insgesamt 1.728,00

Zu berücksichtigendes Einkommen

Kindergeld 368,00

Sonstiges zu berücksichtigendes Einkommen 0,00

Anspruch auf Arbeitslosengeld II/Sozialgeld 1.360,00

1) Zusätzlich werden für Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe
berücksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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ALG II-Haus halts ein kom men
(Ehe-)Paar, 4-/12-/15-jäh ri ges Kind

Miete und Hei zung 624 €

Be darfs be rech nung

Re gelbedarf bei Part ner schaft 345,00

Re gel bedarf bei Part ner schaft 345,00

Re gelbedarf Kind1) 224,00

Re gel bedarf Kind1) 255,00

Re gelbedarf Kind1) 289,00

Un ter kunft und Hei zung 624,00

Be darf ins ge samt 2.082,00

Zu be rück sich ti gen des Ein kom men

Kin der geld 558,00

Sons ti ges zu be rück sich ti gen des Ein kom men 0,00

Anspruch auf Arbeitslosengeld II/Sozialgeld 1.522,00

1) Zusätzlich werden für Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe
berücksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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Kinderzuschlag

(Ehe-)Paar, 4-/12-jähriges Kind

Miete und Hei zung 524 Euro

Ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht nach dem Bundeskindergeld gesetz be-
reits ab einem Bruttoeinkommen der Eltern von 900 Euro monatlich. Eine Überwin-
dung der Hilfebedürftigkeit gelingt mit Kinderzuschlag und Wohngeld ab einem
Bruttoeinkommen eines Elternteils von 1 410 Euro monatlich. Das bedeutet z. B.:

Bei einem Bruttoeinkommen von 1 410 Euro monatlich wird der volle Kinder -
zuschlag von 280 Euro ausgezahlt; bei 2 000 Euro sind es noch 190 Euro. Bei
einem Einkommen über 2 100 Euro fällt der Kinderzuschlag weg.

Da Kinderzuschlagsbezieher kein Arbeitslosengeld II beziehen, können sie
Wohngeld beantragen, das in diesem Beispiel – abhängig vom konkreten 
Einkommen – zwischen 202 und 98 Euro liegt.

Übersteigt das Einkommen der Eltern den eigenen Bedarf, werden nur 50 Prozent des Überschusses auf den
Kinderzuschlag angerechnet. Quelle: BMFSFJ.
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Grund si che rung für Ar beit su chen de

(Artikel 1 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom
24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2954)

Stand: 01.01.2012

zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungs-
chancen am Arbeitsmarkt vom 20.12.2011 (BGBl. Teil I Nr. 69 S. 2917 – 2920) ver -
kündet am 27.12.2011; in Kraft ab 01.04.2012 und 01.01.2015
und durch Artikel 1a des Vierten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch und anderer Gesetze (BGBl. Teil I Nr. 71 S. 3058) verkündet am 29.12.2011;
in Kraft ab 01.04.2012

Ka pi tel 1
För dern und For dern

§ 1 Auf ga be und Ziel der Grund si che rung für Ar beit su chen de 

(1) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll es Leistungsberechtigten ermöglichen,
ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen entspricht.

(2) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll die Eigenverantwortung von erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft leben, stärken und dazu beitragen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhän-
gig von der Grundsicherung aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können.
Sie soll erwerbsfähige Leistungsberechtigte bei der Aufnahme oder Beibehaltung
einer Erwerbstätigkeit unterstützen und den Lebensunterhalt sichern, soweit sie
ihn nicht auf andere Weise bestreiten können. Die Gleichstellung von Männern und
Frauen ist als durchgängiges Prinzip zu verfolgen. Die Leistungen der Grundsiche-
rung sind insbesondere darauf auszurichten, dass

So zi al ge setz buch (SGB)
Zwei tes Buch (II)
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1. durch eine Erwerbstätigkeit Hilfebedü�rftigkeit vermieden oder beseitigt, die
Dauer der Hilfebedü�rftigkeit verkü�rzt oder der Umfang der Hilfebedü�rftigkeit
verringert wird,

2. die Erwerbsfähigkeit einer leistungsberechtigten Person erhalten, verbessert
oder wieder hergestellt wird,

3. geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
entgegengewirkt wird,

4. die familienspezifischen Lebensverhältnisse von erwerbsfähigen Leistungs -
berechtigten, die Kinder erziehen oder pflegebedü�rftige Angehörige betreuen,
berü�cksichtigt werden,

5. behindertenspezifische Nachteile ü�berwunden werden, 

6. Anreize zur Aufnahme und Ausü�bung einer Erwerbstätigkeit geschaffen und
aufrechterhalten werden.

(3) Die Grund si che rung für Ar beit su chen de um fasst Leis tun gen

1. zur Be en di gung oder Ver rin ge rung der Hil fe be dürf tig keit ins be son de re durch
Ein glie de rung in Ar beit und

2. zur Si che rung des Le bens un ter halts.
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§ 2 Grund satz des For derns

(1) Er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Be darfs ge mein -
schaft le ben den Per so nen müs sen alle Mög lich kei ten zur Be en di gung oder
Ver rin ge rung ihrer Hil fe be dürf tig keit aus schöp fen. Eine er werbs fä hi ge Leistungs-
berechtigte Person muss aktiv an allen Maß nah men zu ihrer Ein glie de rung in
 Arbeit mit wir ken, ins be son de re eine Ein glie de rungs ver ein ba rung ab schlie ßen.
Wenn eine Er werbs tä tig keit auf dem all ge mei nen Ar beits markt in ab seh ba rer Zeit
nicht mög lich ist, hat die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person eine ihr an ge -
bo te ne zu mut ba re Ar beits ge le gen heit zu über neh men.

(2) Er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Be darfs ge mein -
schaft le ben den Per so nen haben in ei ge ner Ver ant wor tung alle Mög lich kei ten zu
nut zen, ihren Le bens un ter halt aus ei ge nen Mit teln und Kräf ten zu be strei ten.  Er werbs -
fä hi ge Leistungsberechtigte müs sen ihre Ar beits kraft zur Be schaf fung des Le bens -
un ter halts für sich und die mit ihnen in einer Be darfs ge mein schaft le ben den Per so -
nen ein setzen.

§ 3 Leis tungs grund sät ze

(1) Leis tun gen zur Ein glie de rung in Ar beit kön nen er bracht wer den, so weit sie zur
Ver mei dung oder Be sei ti gung, Ver kür zung oder Ver min de rung der Hil fe be dürf tig -
keit für die Ein glie de rung er for der lich sind. Bei den Leis tun gen zur Ein glie de rung
in Ar beit sind

1. die Eig nung,

2. die in di vi du el le Le bens si tua ti on, ins be son de re die fa mi liä re Si tua ti on,

3. die vo raus sicht li che Dauer der Hil fe be dürf tig keit und

4. die Dau er haf tig keit der Ein glie de rung
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der er werbs fä hi gen Leistungsberechtigte zu be rück sich ti gen. Vor ran gig sol len
Maß nah men ein ge setzt wer den, die die un mit tel ba re Auf nah me einer Er werbs  -
tä tig keit er mög li chen. Bei der Leis tungs er brin gung sind die Grund sät ze von Wirt -
schaft lich keit und Spar sam keit zu be ach ten.

(2) Er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte, die das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det
haben, sind un ver züg lich nach An trag stel lung auf Leis tun gen nach die sem Buch in
eine Aus bil dung oder Ar beit zu ver mit teln. Kön nen Leistungsberechtigte ohne
 Berufs ab schluss nicht in eine Aus bil dung ver mit telt wer den, soll die Agen tur für
 Arbeit da rauf hin wir ken, dass die ver mit tel te Ar beit auch zur Ver bes se rung ihrer
be ruf li chen Kennt nis se und Fä hig kei ten bei trägt.

(2a) Er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte, die das 58. Le bens jahr voll en det haben,
sind unver züg lich in Ar beit zu ver mit teln.

(2b) Die Agentur für Arbeit hat darauf hinzuwirken, dass erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte, die nicht über deutsche Sprachkenntnisse entsprechend dem Niveau
B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügen und
die

1. zur Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 44 des Aufenthaltsgesetzes
 berechtigt sind,

2. nach § 44a des Aufenthaltsgesetzes verpflichtet werden können oder

3. einen Anspruch nach § 9 Absatz 1 Satz 1 des Bundesvertriebenengesetzes
haben,

an einem Integrationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes teilnehmen, sofern sie
nicht unmittelbar in eine Ausbildung oder Arbeit vermittelt werden können und
ihnen eine Teilnahme an einem Integrationskurs daneben nicht zumutbar ist. Eine
Verpflichtung zur Teilnahme ist in die Eingliederungsvereinbarung als vorrangige
Maßnahme aufzunehmen.
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(3) Leis tun gen zur Si che rung des Le bens un ter halts dür fen nur er bracht wer den,
soweit die Hil fe be dürf tig keit nicht an der wei tig be sei tigt wer den kann; die nach
die sem Buch vor ge se he nen Leis tun gen de cken den Be darf der er werbs fä hi gen
Leistungsberechtigten und der mit ihnen in einer Be darfs ge mein schaft le ben den
Per sonen.

§ 4 Leis tungsformen

(1) Die Leis tun gen der Grund si che rung für Ar beit su chen de wer den erbracht in Form
von

1. Dienst leis tun gen, 

2. Geld leis tun gen und

3. Sach leis tun gen.

(2) Die nach § 6 zu stän di gen Trä ger wir ken da rauf hin, dass er werbs fä hi ge Leistungs-
berechtigte und die mit ihnen in einer Be darfs ge mein schaft le ben den Per so nen die
er for der li che Be ra tung und Hilfe an de rer  Träger, ins be son de re der Kran ken- und
Ren ten ver si che rung, er hal ten. Die nach § 6 zuständigen Träger wirken auch darauf
hin, dass Kinder und Jugendliche Zugang zu geeigneten vorhandenen Angeboten
der gesellschaftlichen Teilhabe erhalten. Sie arbeiten zu diesem Zweck mit Schulen
und Kindertageseinrichtungen, den Trägern der Jugendhilfe, den Gemeinden und
Gemeindeverbänden, freien Trägern, Vereinen und Verbänden und sonstigen han-
delnden Personen vor Ort zusammen. Sie sollen die Eltern unterstützen und in ge-
eigneter Weise dazu beitragen, dass Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung
und Teilhabe möglichst in Anspruch nehmen.
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§ 5 Ver hält nis zu an de ren Leis tun gen

(1) Auf Rechts vor schrif ten be ru hen de Leis tun gen An de rer, ins be son de re der Trä ger
an de rer So zi al leis tun gen, wer den durch die ses Buch nicht be rührt. Er mes sens -
leistun gen dür fen nicht des halb ver sagt wer den, weil die ses Buch ent spre chen de
Leis tun gen vor sieht.

(2) Der An spruch auf Leis tun gen zur Si che rung des Le bens un ter halts nach die sem
Buch schließt Leis tun gen nach dem Drit ten Ka pi tel des Zwölf ten Bu ches aus. Leis -
tun gen nach dem Vier ten Ka pi tel des Zwölf ten Bu ches sind ge gen über dem So zi al -
geld vor ran gig.

(3) Stel len Leistungsberechtigte trotz Auf for de rung einen er for der li chen An trag auf
Leis tun gen eines an de ren Trä gers nicht, kön nen die Leis tungs trä ger nach die sem
Buch den An trag stel len sowie Rechts be hel fe und Rechts mit tel ein le gen. Der Ab lauf
von Fris ten, die ohne Ver schul den der Leis tungs trä ger nach die sem Buch ver stri -
chen sind, wirkt nicht gegen die Leis tungs trä ger nach die sem Buch; dies gilt nicht
für Ver fah rens fris ten, so weit die Leis tungs trä ger nach die sem Buch das Ver fah ren
selbst be trei ben.

§ 6 Trä ger der Grund si che rung für Ar beit su chen de

(1) Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch sind:

1. die Bun des agen tur für Ar beit (Bun des agen tur), so weit Num mer 2 nichts
Anderes be stimmt,

2. die kreis frei en Städ te und Krei se für die Leis tun gen nach § 16a, das Arbeitslosen-
geld II und das Sozialgeld, soweit Arbeitslosengeld II und Sozialgeld für den
 Bedarf für Unterkunft und Heizung geleistet wird, die Leistungen nach § 24
 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, § 27 Absatz 3 sowie für die Leistungen nach  
§ 28, soweit durch Landesrecht nicht andere Träger bestimmt sind (kommunale
Träger). 
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Zu ihrer Un ter stüt zung kön nen sie Drit te mit der Wahr neh mung von Auf ga ben
 beauf tra gen; sie sol len einen Au ßen dienst zur Be kämp fung von Leis tungs miss -
brauch ein rich ten.

(2) Die Län der kön nen be stim men, dass und in wie weit die Krei se ihnen zu ge hö ri ge
Ge mein den oder Ge mein de ver bän de zur Durch füh rung der in Ab satz 1 Satz 1 Num-
mer 2 ge nann ten Auf ga ben nach die sem Ge setz he ran zie hen und ihnen dabei  
Wei sun gen er tei len kön nen; in die sen Fäl len er las sen die Krei se den Wi der spruchs -
be scheid nach dem So zi al ge richts ge setz. § 44b Absatz 1 Satz 3 bleibt un be rührt. Die
Sätze 1 und 2 gel ten auch in den Fäl len des § 6a mit der Maß ga be, dass eine He ran -
zie hung auch für die Auf ga ben nach § 6b Absatz 1 Satz 1 er fol gen kann.

(3) Die Län der Ber lin, Bre men und Ham burg wer den er mäch tigt, die Vor schrif ten
die ses Ge set zes über die Zu stän dig keit von Be hör den für die Grund si che rung für
 Arbeit su chen de dem be son de ren Ver wal tungs auf bau ihrer Län der an zu pas sen.

§ 6a Zugelassene kommunale Träger

(1) Die Zulassungen der aufgrund der Kommunalträger-Zulassungsverordnung
vom 24. September 2004 (BGBl. I S. 2349) anstelle der Bundesagentur als Träger der
Leistungen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zugelassenen kommunalen Träger
werden vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung
über den 31. Dezember 2010 hinaus unbefristet verlängert, wenn die zugelassenen
kommunalen Träger gegenüber der zuständigen obersten Landesbehörde die
 Verpflichtungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und 5 bis zum 30. September 2010
anerkennen.

(2) Auf Antrag wird eine begrenzte Zahl weiterer kommunaler Träger vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales als Träger im Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zugelassen,
wenn sie
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1. geeignet sind, die Aufgaben zu erfüllen,

2. sich verpflichten, eine besondere Einrichtung nach Absatz 5 zu schaffen,

3. sich verpflichten, mindestens 90 Prozent der Beamtinnen und Beamten, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer der Bundesagentur, die zum Zeitpunkt der
Zulassung mindestens seit 24 Monaten in der im Gebiet des kommunalen
 Trägers gelegenen Arbeitsgemeinschaft oder Agentur für Arbeit in getrennter
Aufgabenwahrnehmung im Aufgabenbereich nach § 6 Absatz 1 Satz 1 tätig
waren, vom Zeitpunkt der Zulassung an, dauerhaft zu beschäftigen,

4. sich verpflichten, mit der zuständigen Landesbehörde eine Zielvereinbarung
über die Leistungen nach diesem Buch abzuschließen, und

5. sich verpflichten, die in der Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 1 Satz 2 fest -
gelegten Daten zu erheben und gemäß den Regelungen nach § 51b Absatz 4 an
die Bundesagentur zu übermitteln, um bundeseinheitliche Datenerfassung,
Ergebnisberichterstattung, Wirkungsforschung und Leistungsvergleiche zu
ermöglichen.

Für die Antragsberechtigung gilt § 6 Absatz 3 entsprechend. Der Antrag bedarf in
den dafür zuständigen Vertretungskörperschaften der kommunalen Träger einer
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder sowie der Zustimmung der zuständigen
obersten Landesbehörde. Die Anzahl der nach den Absätzen 1 und 2 zugelassenen
kommunalen Träger beträgt höchstens 25 Prozent der zum 31. Dezember 2010
 bestehenden Arbeitsgemeinschaften nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010
geltenden Fassung, zugelassenen kommunalen Trägern sowie der Kreise und
 kreisfreien Städte, in denen keine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum  
31. Dezember 2010 geltenden Fassung errichtet wurde (Aufgabenträger).

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, Voraussetzungen
der Eignung nach Absatz 2 Nummer 1 und deren Feststellung sowie die Verteilung
der Zulassungen nach den Absätzen 2 und 4 auf die Länder durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln.
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(4) Der Antrag nach Absatz 2 kann bis zum 31. Dezember 2010 mit Wirkung zum  
1. Januar 2012 gestellt werden. Darüber hinaus kann vom 30. Juni 2015 bis zum  
31. Dezember 2015 mit Wirkung zum 1. Januar 2017 ein Antrag auf Zulassung gestellt
werden, soweit die Anzahl der nach den Absätzen 1 und 2 zugelassenen kommu -
nalen Träger 25 Prozent der zum 1. Januar 2015 bestehenden Aufgabenträger nach
Absatz 2 Satz 4 unterschreitet. Die Zulassungen werden unbefristet erteilt.

(5) Zur Wahrnehmung der Aufgaben anstelle der Bundesagentur errichten und
 unterhalten die zugelassenen kommunalen Träger besondere Einrichtungen für
die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch.

(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung der zu-
ständigen obersten Landesbehörde durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates die Zulassung widerrufen. Auf Antrag des zugelassenen kommuna-
len Trägers, der der Zustimmung der zuständigen obersten Landesbehörde bedarf,
widerruft das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Zulassung durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates. Die Trägerschaft endet mit
Ablauf des auf die Antragstellung folgenden Kalenderjahres.

(7) Auf Antrag des kommunalen Trägers, der der Zustimmung der obersten Landes-
behörde bedarf, widerruft, beschränkt oder erweitert das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales die Zulassung nach Absatz 1 oder 2 durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates, wenn und soweit die Zulassung aufgrund einer
kommunalen Neugliederung nicht mehr dem Gebiet des kommunalen Trägers
 entspricht. Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 gilt bei Erweiterung der Zulassung
 entsprechend. Der Antrag nach Satz 1 kann bis zum 1. Juli eines Kalenderjahres mit
Wirkung zum 1. Januar des folgenden Kalenderjahres gestellt werden.
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§ 6b Rechts stel lung der zu ge las se nen kom mu na len Trä ger

(1) Die zu ge las se nen kom mu na len Trä ger sind an Stel le der Bun des agen tur im  
Rah men ihrer ört li chen Zu stän dig keit Trä ger der Auf ga ben nach § 6 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 mit Aus nah me der sich aus den §§ 44b, 48b, 50, 51a, 51b, 53, 55, 56 Absatz 2,
§§64 und 65d er ge ben den Auf ga ben. Sie haben in so weit die Rech te und Pflich ten
der Agen tur für Ar beit.

(2) Der Bund trägt die Auf wen dun gen der Grund si che rung für Ar beit su chen de ein -
schließ lich der Ver wal tungs kos ten mit Aus nah me der Auf wen dun gen für Auf ga ben
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2. § 46 Absatz 1 Satz 4, Absatz 2 und 3 Satz 1 gilt ent -
spre chend. § 46 Absatz 5 bis 8 bleibt un be rührt.

(2a) Für die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes durch die zugelassenen
kommunalen Träger gelten die haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes,
soweit in Rechtsvorschriften des Bundes oder Vereinbarungen des Bundes mit den
zugelassenen kommunalen Trägern nicht etwas anderes bestimmt ist.

(3) Der Bun des rech nungs hof ist be rech tigt, die Leis tungs ge wäh rung zu prü fen.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales prüft, ob Einnahmen und Ausgaben
in der besonderen Einrichtung nach § 6a Absatz 5 begründet und belegt sind und
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. Die Prüfung
kann in einem vereinfachten Verfahren erfolgen, wenn der zugelassene kommu -
nale Träger ein Verwaltungs- und Kontrollsystem errichtet hat, das die Ordnungs-
mäßigkeit der Berechnung und Zahlung gewährleistet und er dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales eine Beurteilung ermöglicht, ob Aufwendungen nach
Grund und Höhe vom Bund zu tragen sind. Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales kündigt örtliche Prüfungen bei einem zugelassenen kommunalen Träger
gegenüber der nach § 48 Absatz 1 zuständigen Landesbehörde an und unterrichtet
sie über das Ergebnis der Prüfung.
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(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann von dem zugelassenen
kommunalen Träger die Erstattung von Mitteln verlangen, die er zu Lasten des
 Bundes ohne Rechtsgrund erlangt hat. Der zu erstattende Betrag ist während des
Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 3 Prozentpunkte
über dem Basiszinssatz.

§ 6c Personalübergang bei Zulassung weiterer kommunaler Träger  
und bei Beendigung der Trägerschaft

(1) Die Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Bundes-
agentur, die am Tag vor der Zulassung eines weiteren kommunalen Trägers nach  
§ 6a Absatz 2 und mindestens seit 24 Monaten Aufgaben der Bundesagentur als Trä-
ger nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in dem Gebiet des kommunalen Trägers wahr-
genommen haben, treten zum Zeitpunkt der Neuzulassung kraft Gesetzes in den
Dienst des kommunalen Trägers über. Für die Auszubildenden bei der Bundesagen-
tur gilt Satz 1 entsprechend. Die Versetzung eines nach Satz 1 übergetretenen Beam-
tinnen und Beamten vom kommunalen Träger zur Bundesagentur bedarf nicht der
Zustimmung der Bundesagentur, bis sie 10 Prozent der nach Satz 1 übergetretenen
Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wieder aufge-
nommen hat. Bis zum Erreichen des in Satz 3 genannten Anteils ist die Bundesagen-
tur zur Wiedereinstellung von nach Satz 1 übergetretenen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern verpflichtet, die auf Vorschlag des kommunalen Trägers dazu bereit
sind. Die Versetzung und Wiedereinstellung im Sinne der Sätze 3 und 4 ist inner-
halb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Neuzulassung abzuschließen. Die
Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Zulassungen nach § 6a Absatz 4 Satz 2 sowie
 Erweiterungen der Zulassung nach § 6a Absatz 7.

(2) Endet die Trägerschaft eines kommunalen Trägers nach § 6a, treten die Beamtin-
nen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des kommunalen Trägers,
die am Tag vor der Beendigung der Trägerschaft Aufgaben anstelle der Bundes-
agentur als Träger nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 durchgeführt haben, zum Zeitpunkt
der Beendigung der Trägerschaft kraft Gesetzes in den Dienst der Bundesagentur
über. Für die Auszubildenden bei dem kommunalen Träger gilt Satz 1 entsprechend.
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(3) Treten Beamtinnen und Beamte aufgrund des Absatzes 1 oder 2 kraft Gesetzes in
den Dienst eines anderen Trägers über, wird das Beamtenverhältnis mit dem ande-
ren Träger fortgesetzt. Treten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aufgrund des
Absatzes 1 oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst eines anderen Trägers über, tritt der
neue Träger unbeschadet des Satzes 3 in die Rechte und Pflichten aus den Arbeits-
verhältnissen ein, die im Zeitpunkt des Übertritts bestehen. Vom Zeitpunkt des
Übertritts an sind die für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des neuen Trägers
jeweils geltenden Tarifverträge ausschließlich anzuwenden. Den Beamtinnen und
Beamten, Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern ist die Fortsetzung des Beam-
ten- oder Arbeitsverhältnisses von dem aufnehmenden Träger schriftlich zu bestäti-
gen. Für die Verteilung der Versorgungslasten hinsichtlich der aufgrund des Absat-
zes 1 oder 2 übertretenden Beamtinnen und Beamten gilt § 107b des Beamten versor -
gungs gesetzes entsprechend. Mit Inkrafttreten des Versorgungslastenteilungs-
Staatsvertrags sind für die jeweils beteiligten Dienstherrn die im Versorgungslas-
tenteilungs-Staatsvertrag bestimmten Regelungen entsprechend anzuwenden.

(4) Beamtinnen und Beamten, die nach Absatz 1 oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst
eines anderen Trägers übertreten, soll ein gleich zu bewertendes Amt übertragen
werden, das ihrem bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne Berücksichti-
gung auf Dienststellung und Dienstalter entspricht. Wenn eine dem bisherigen
Amt entsprechende Verwendung im Ausnahmefall nicht möglich ist, kann ihnen
auch ein anderes Amt mit geringerem Grundgehalt übertragen werden. Verringert
sich nach Satz 1 oder 2 der Gesamtbetrag von Grundgehalt, allgemeiner Stellen -
zulage oder entsprechender Besoldungsbestandteile und anteiliger Sonderzahlung
(auszugleichende Dienstbezüge), hat der aufnehmende Träger eine Ausgleichs -
zulage zu gewähren. Die Ausgleichszulage bemisst sich nach der Differenz zwischen
den auszugleichenden Dienstbezügen beim abgebenden Träger und beim aufneh-
menden Träger zum Zeitpunkt des Übertritts. Auf die Ausgleichszulage werden alle
Erhöhungen der auszugleichenden Dienstbezüge beim aufnehmenden Träger an-
gerechnet. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfähig. Als Bestandteil der Versor-
gungsbezüge vermindert sich die Ausgleichszulage bei jeder auf das Grundgehalt
bezogenen Erhöhung der Versorgungsbezüge um diesen Erhöhungsbetrag. Im Fall
des Satzes 2 dürfen die Beamtinnen und Beamten neben der neuen Amtsbezeich-
nung die des früheren Amtes mit dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) führen.
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(5) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die nach Absatz 1 oder 2 kraft Gesetzes
in den Dienst eines anderen Trägers übertreten, soll grundsätzlich eine tarifrecht-
lich gleichwertige Tätigkeit übertragen werden. Wenn eine derartige Verwendung
im Ausnahmefall nicht möglich ist, kann ihnen eine niedriger bewertete Tätigkeit
übertragen werden. Verringert sich das Arbeitsentgelt nach den Sätzen 1 und 2, ist
eine Ausgleichszahlung in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Arbeits-
entgelt bei dem abgebenden Träger zum Zeitpunkt des Übertritts und dem jeweili-
gen Arbeitsentgelt bei dem aufnehmenden Träger zu zahlen.

§ 6d Jobcenter

Die gemeinsamen Einrichtungen nach § 44b und die zugelassenen kommunalen
Träger nach § 6a führen die Bezeichnung Jobcenter.

Kapitel 2
Anspruchsvoraussetzungen

§ 7 Leistungsberechtigte

(1) Leistungen nach diesem Buch erhalten Personen, die

1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht
haben,

2. erwerbsfähig sind,

3. hilfebedürftig sind und

4. ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben
(erwerbsfähige Leistungsberechtigte).
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Ausgenommen sind

1. Ausländerinnen und Ausländer, die weder in der Bundesrepublik Deutschland
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder Selbständige noch auf Grund des  
§ 2 Absatz 3 des Freizügigkeitsgesetzes/EU freizügigkeitsberechtigt sind, und
ihre Familienangehörigen für die ersten drei  Monate ihres Aufenthalts,

2. Ausländerinnen und Ausländer, deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem
Zweck der Arbeitsuche ergibt, und ihre Familienangehörigen,

3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes.

Satz 2 Nummer 1 gilt nicht für Ausländerinnen und Ausländer, die sich mit einem
Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundes-
republik Deutsch land auf halten. Auf ent halts recht li che Be stim mun gen blei ben un -
be rührt.

(2) Leis tun gen er hal ten auch Per so nen, die mit er werbs fä hi gen Leistungsberechtig-
ten in einer Be darfs ge mein schaft leben. Dienst leis tun gen und Sach leis tun gen wer -
den ihnen nur er bracht, wenn da durch Hemm nis se bei der Ein glie de rung der er -
werbs fä hi gen Hil fe be dürf ti gen  be seitigt oder ver min dert wer den. Zur Deckung der
Bedarfe nach § 28 erhalten die dort genannten Personen auch dann Leistungen für
Bildung und Teilhabe, wenn sie mit Personen in einem Haushalt zusammenleben,
mit denen sie nur deshalb keine Bedarfsgemeinschaft bilden, weil diese aufgrund
des zu berücksichtigenden Einkommens oder Vermögens selbst nicht leistungs -
berechtigt sind.

(3) Zur Be darfs ge mein schaft ge hö ren

1. die er werbs fä hi gen Leistungsberechtigten,

2. die im Haus halt le ben den El tern oder der im Haus halt le ben de El tern teil eines
un ver hei ra te ten er werbs fä hi gen Kin des, wel ches das 25. Le bens jahr noch nicht
voll en det hat, und die im Haus halt le ben de Part ner/in oder der im Haushalt

 lebende Partner die ses El tern teils,
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3. als Part ner der er werbs fä hi gen Leistungsberechtigten

a) die nicht dau ernd ge trennt le ben de Ehe gat tin oder der nicht dauernd
 lebende Ehegatte,

b) die nicht dau ernd ge trennt le ben de Le bens part nerin oder der nicht
 dauernd getrennt lebende Lebenspartner,

c) eine Per son, die mit der er werbs fä hi gen leistungsberechtigten Person in
einem ge mein samen Haus halt so zu sam men lebt, dass nach ver stän di ger
Wür di gung der wech sel sei ti ge Wille an zu neh men ist, Ver ant wor tung für -
ein an der zu tra gen und für ein ander ein zu ste hen,

4. die dem Haus halt an ge hö ren den un ver hei ra te ten Kin der der in den Num mern
1 bis 3 ge nann ten Per so nen, wenn sie das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det
haben, so weit sie die Leis tun gen zur Si che rung ihres Le bens un ter halts nicht aus
ei ge nem Ein kom men oder Ver mö gen be schaf fen kön nen.

(3a) Ein wech sel sei ti ger Wille, Ver ant wor tung für ein an der zu tra gen und  
für ein ander ein zu ste hen, wird ver mu tet, wenn Part ner

1. län ger als ein Jahr zu sam men le ben,

2. mit einem ge mein sa men Kind zu sam men le ben,

3. Kin der oder An ge hö ri ge im Haus halt ver sor gen oder

4. be fugt sind, über Ein kom men oder Ver mö gen des an de ren zu ver fü gen.

(4) Leis tun gen nach die sem Buch er hält nicht, wer in einer sta tio nä ren Ein rich tung
un ter ge bracht ist, Rente wegen Al ters oder Knapp schafts aus gleichs leis tung oder
ähn li che Leis tun gen öf fent lich-recht li cher Art be zieht. Dem Auf ent halt in einer
 statio nä ren Ein rich tung ist der Auf ent halt in einer Ein rich tung zum Voll zug rich ter -
lich an ge ord ne ter Frei heits ent zie hung gleich ge stellt. Ab wei chend von Satz 1 er hält
Leis tun gen nach die sem Buch,
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1. wer vo raus sicht lich für we ni ger als sechs Mo na te in einem Kran ken haus 
(§ 107 des Fünf ten Bu ches) un ter ge bracht ist oder

2. wer in einer sta tio nä ren Ein rich tung un ter ge bracht und unter den üb li chen
 Bedin gun gen des all ge mei nen Ar beits mark tes min des tens 15 Stun den
wöchent lich er werbs tä tig ist.

(4a) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten keine Leistungen, wenn sie sich
ohne Zustimmung des zuständigen Trägers nach diesem Buch außerhalb des zeit-
und ortsnahen Bereichs aufhalten und deshalb nicht für die Eingliederung in Arbeit
zur Verfügung stehen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn für den Aufenthalt
 außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs ein wichtiger Grund vorliegt und die
Eingliederung in Arbeit nicht beeinträchtigt wird. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere vor bei 

1. Teilnahme an einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen
 Vorsorge oder Rehabilitation,

2. Teilnahme an einer Veranstaltung, die staatspolitischen, kirchlichen oder
 gewerkschaftlichen Zwecken dient oder sonst im öffentlichen Interesse liegt,
oder

3. Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit.

Die Zustimmung kann auch erteilt werden, wenn für den Aufenthalt außerhalb des
zeit- und ortsnahen Bereichs kein wichtiger Grund vorliegt und die Eingliederung
in Arbeit nicht beeinträchtigt wird. Die Dauer der Abwesenheiten nach Satz 4 soll in
der Regel insgesamt drei Wochen im Kalenderjahr nicht überschreiten.

(5) Aus zu bil den de, deren Aus bil dung im Rah men des Bun des aus bil dungs för de -
rungs ge set zes oder der §§ 51, 57 und 58 des Drit ten Bu ches dem Grun de nach för de -
rungs fä hig ist, haben über die Leistungen nach § 27 hinaus kei nen An spruch auf
Leis tun gen zur Si che rung des Le bens unter halts.
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(6) Ab satz 5 fin det keine An wen dung auf Aus zu bil den de,

1. die auf Grund von § 2 Absatz 1a des Bun des aus bil dungs för de rungs ge set zes kei -
nen An spruch auf Aus bil dungs för de rung oder auf Grund von § 60 des Drit ten
Bu ches kei nen An spruch auf Be rufs aus bil dungs bei hil fe haben 

2. deren Be darf sich nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Bun des aus bil dungs för de -
rungs gesetzes nach § 62 Absatz 1 oder § 124 Absatz 1 Nummer 1 des Drit ten
 Buches be misst oder

3. die eine Abend haupt schu le, eine Aben dre al schu le oder ein Abend gym na si um
be su chen, so fern sie auf grund von § 10 Absatz 3 des Bun des aus bil dungs för de -
rungs ge set zes kei nen An spruch auf Aus bil dungs för de rung haben.

§ 7a Altersgrenze

Personen, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Altersgrenze mit
Ablauf des Monats, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden. Für Personen, die nach
dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird die Altersgrenze wie folgt angehoben:

für den Geburts- erfolgt eine Anhebung auf Vollendung

jahrgang  um Monate eines Lebensalters von

1947 1 65 Jahren und 1 Monat

1948 2 65 Jahren und 2 Monaten

1949 3 65 Jahren und 3 Monaten

1950 4 65 Jahren und 4 Monaten
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1951 5 65 Jahren und 5 Monaten

1952 6 65 Jahren und 6 Monaten

1953 7 65 Jahren und 7 Monaten

1954 8 65 Jahren und 8 Monaten

1955 9 65 Jahren und 9 Monaten

1956 10 65 Jahren und 10 Monaten

1957 11 65 Jahren und 11 Monaten

1958 12 66 Jahren

1959 14 66 Jahren und 2 Monaten

1960 16 66 Jahren und 4 Monaten

1961 18 66 Jahren und 6 Monaten

1962 20 66 Jahren und 8 Monaten

1963 22 66 Jahren und 10 Monaten

ab 1964 24 67 Jahren.

§ 8 Erwerbsfähigkeit

(1) Erwerbsfähig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare
Zeit außerstande ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.

Gesetzestext 117



(2) Im Sinne von Absatz 1 können Ausländerinnen und Ausländer nur erwerbstätig
sein, wenn ihnen die Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt ist oder erlaubt wer-
den könnte. Die rechtliche Möglichkeit, eine Beschäftigung vorbehaltlich einer
 Zustimmung nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes aufzunehmen, ist ausreichend.

§ 9 Hilfebedürftigkeit

(1) Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus
dem zu berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen sichern kann und die
 erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von Angehörigen oder von
 Trägern anderer Sozialleistungen, erhält.

(2) Bei Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind auch das Einkommen
und Vermögen des Partners zu berücksichtigen. Bei unverheirateten Kindern, die
mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft leben und die
ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen sichern kön-
nen, sind auch das Einkommen und Vermögen der Eltern oder des Elternteils und
dessen in Bedarfsgemeinschaft lebender Partnerin oder lebenden Partners zu
 berücksichtigen. Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus 
eigenen Kräften und Mitteln gedeckt, gilt jede Person der Bedarfsgemeinschaft im
Verhältnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf als hilfebedürftig, dabei bleiben
die Bedarfe nach § 28 außer Betracht. In den Fällen des § 7 Absatz 2 Satz 3 ist Ein-
kommen und Vermögen, soweit es die nach Satz 3 zu berücksichtigenden Bedarfe
übersteigt, im Verhältnis mehrerer Leistungsberechtigter zueinander zu gleichen
Teilen zu berücksichtigen.

(3) Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung auf ein Kind, das schwanger ist oder sein
Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres betreut.

(4) Hilfebedürftig ist auch derjenige, dem der sofortige Verbrauch oder die sofortige
Verwertung von zu berücksichtigendem Vermögen nicht möglich ist oder für den
dies eine besondere Härte bedeuten würde.
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(5) Leben Hilfebedürftige in Haushaltsgemeinschaft mit Verwandten oder Verschwä-
gerten, so wird vermutet, dass sie von ihnen Leistungen erhalten, soweit dies nach
deren Einkommen und Vermögen erwartet werden kann.

§ 10 Zumutbarkeit

(1) Einer erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person ist jede Ar beit zu mut bar, es
sei denn, dass

1. sie zu der be stimm ten Ar beit kör per lich, geis tig oder see lisch nicht in der Lage
ist,

2. die Aus übung der Ar beit die künf ti ge Aus übung der bis he ri gen über wie gen -
den Ar beit we sent lich er schwe ren würde, weil die bis he ri ge Tätigkeit be son  -
de re kör per li che An for de run gen stellt,

3. die Aus übung der Ar beit die Er zie hung ihres Kin des oder des Kin des ihrer Part -
nerin oder ihres Partners ge fähr den würde; die Er zie hung eines Kin des, das das
drit te Le bens jahr voll en det hat, ist in der Regel nicht ge fähr det, so weit die Be -
treu ung in einer Ta ges ein rich tung oder in Ta ges pfle ge im Sinne der Vorschrif -
ten des  Achten Bu ches oder auf sons ti ge Weise si cher ge stellt ist; die zu stän di -
gen  kommu na len Trä ger sol len da rauf hin wir ken, dass er werbs fä hi gen
Er zie hen den vor ran gig ein Platz zur Ta ges be treu ung des Kin des an ge bo ten
wird,

4. die Aus übung der Ar beit mit der Pfle ge einer oder eines An ge hö ri gen nicht ver -
ein bar wäre und die Pfle ge nicht auf an de re Weise si cher ge stellt wer den kann,

5. der Aus übung der Ar beit ein sons ti ger wich ti ger Grund ent ge gen steht.
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(2) Eine Ar beit ist nicht al lein des halb un zu mut bar, weil

1. sie nicht einer frü he ren be ruf li chen Tä tig keit ent spricht, für die die erwerbs -
fähige leistungsberechtigte Person aus ge bil det ist oder die früher aus ge übt
wurde,

2. sie im Hin blick auf die Aus bil dung der erwerbsfähigen leistungsberechtigten
 Person als  gerin ger wer tig an zu se hen ist,

3. der Be schäf ti gungs ort vom Wohn ort der er werbs fä hi gen leistungsberechtigten
Person  weiter ent fernt ist als ein frü he rer Be schäf ti gungs- oder Aus bil dungs ort,

4. die Ar beits be din gun gen un güns ti ger sind als bei den bis he ri gen Be schäfti gun gen
der er werbs fä hi gen leistungsberechtigten Person.

5. sie mit der Beendigung einer Erwerbstätigkeit verbunden ist, es sei denn, es
 liegen begründete Anhaltspunkte vor, dass durch die bisherige Tätigkeit künf-
tig die Hilfebedürftigkeit beendet werden kann.

(3) Die Ab sät ze 1 und 2 gel ten für die Teil nah me an Maß nah men zur Ein gliede rung
in Ar beit ent spre chend.

§ 11 Zu be rück sich ti gen des Ein kom men

Als Einkommen zu berücksichtigen sind Einnahmen in Geld oder Geldeswert abzüg-
lich der nach § 11b abzusetzenden Beträge mit Ausnahme der in § 11a genannten
Einnahmen. Als Einkommen zu berücksichtigen sind auch Zuflüsse aus darlehens-
weise gewährten Sozialleistungen, soweit sie dem Lebensunterhalt dienen. Der
 Kinderzuschlag nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes ist als Einkommen dem
 jeweiligen Kind zuzurechnen. Dies gilt auch für das Kindergeld für zur Bedarfs -
gemein schaft gehörende Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Sicherung
des Lebensunterhalts, mit Ausnahme der Bedarfe nach § 28, benötigt wird.
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(2) Laufende Einnahmen sind für den Monat zu berücksichtigen, in dem sie zufließen.
Zu den laufenden Einnahmen zählen auch Einnahmen, die an einzelnen Tagen
eines Monats aufgrund von kurzzeitigen Beschäftigungsverhältnissen erzielt
 werden. Für laufende Einnahmen, die in größeren als monatlichen Zeitabständen
zufließen, gilt Absatz 3 entsprechend.

(3) Einmalige Einnahmen sind in dem Monat, in dem sie zufließen, zu berücksichtigen.
Sofern für den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne Berücksichtigung der
einmaligen Einnahme erbracht worden sind, werden sie im Folgemonat berück-
sichtigt. Entfiele der Leistungsanspruch durch die Berücksichtigung in einem
Monat, ist die einmalige Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten gleich-
mäßig aufzuteilen und monatlich mit einem entsprechenden Teilbetrag zu berück-
sichtigen.

§ 11a Nicht zu berücksichtigendes Einkommen

(1) Nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind

1. Leistungen nach diesem Buch,

2. die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen,
die eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen,

3. die Renten oder Beihilfen, die nach dem Bundesentschädigungsgesetz für
Schaden an Leben sowie an Körper oder Gesundheit erbracht werden, bis zur
Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz.

(2) Entschädigungen, die wegen eines Schadens, der kein Vermögensschaden ist,
nach § 253 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geleistet werden, sind nicht als
Einkommen zu berücksichtigen.
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(3) Leistungen, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem ausdrück-
lich genannten Zweck erbracht werden, sind nur so weit als Einkommen zu berück-
sichtigen, als die Leistungen nach diesem Buch im Einzelfall demselben Zweck
 dienen. Abweichend von Satz 1 sind als Einkommen zu berücksichtigen

1. die Leistungen nach § 39 des Achten Buches, die für den erzieherischen Einsatz
erbracht werden,

a) für das dritte Pflegekind zu 75 Prozent, 

b) für das vierte und jedes weitere Pflegekind vollständig,

2. die Leistungen nach § 23 des Achten Buches.

(4) Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege sind nicht als Einkommen zu berück-
sichtigen, soweit sie die Lage der Empfängerinnen und Empfänger nicht so günstig
beeinflussen, dass daneben Leistungen nach diesem Buch nicht gerechtfertigt
wären.

(5) Zuwendungen, die ein anderer erbringt, ohne hierzu eine rechtliche oder sittli-
che Pflicht zu haben, sind nicht als Einkommen zu berücksichtigen, soweit

1. ihre Berücksichtigung für die Leistungsberechtigten grob unbillig wäre oder

2. sie die Lage der Leistungsberechtigten nicht so günstig beeinflussen, dass
 daneben Leistungen nach diesem Buch nicht gerechtfertigt wären.

§ 11b Absetzbeträge

(1) Vom Einkommen abzusetzen sind

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern,
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2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeits-
förderung,

3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrich-
tungen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und
Höhe angemessen sind; hierzu gehören Beiträge

a) zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit für Perso-
nen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht versicherungspflich-
tig sind,

b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung befreit sind, 

soweit die Beiträge nicht nach § 26 bezuschusst werden,

4. geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes,
soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes
nicht überschreiten,

5. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben,

6. für Erwerbstätige ferner ein Betrag nach Absatz 3,

7. Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen bis zu
dem in einem Unterhaltstitel oder in einer notariell beurkundeten Unterhalts-
vereinbarung festgelegten Betrag,

8. bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, deren Einkommen nach dem Vier-
ten Abschnitt des Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder nach den §§ 67
oder 126 des Dritten Buches bei der Berechnung der Leistungen der Ausbil-
dungsförderung für mindestens ein Kind berücksichtigt wird, der nach den
Vorschriften der Ausbildungsförderung berücksichtigte Betrag.
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Bei der Verteilung einer einmaligen Einnahme nach § 11 Absatz 3 Satz 3 sind die
 auf die einmalige Einnahme im Zuflussmonat entfallenden Beträge nach den
 Nummern 1, 2, 5 und 6 vorweg abzusetzen.

(2) Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die erwerbstätig sind, ist anstelle der
Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 100 Euro
 monatlich abzusetzen. Beträgt das monatliche Einkommen mehr als 400 Euro, gilt
Satz 1 nicht, wenn die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte nachweist, dass
die Summe der Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 den Betrag von 100 Euro
übersteigt. Erhält eine leistungsberechtigte Person mindestens aus einer Tätigkeit
Bezüge oder Einnahmen, die nach § 3 Nummer 12, 26, 26a oder 26b des Einkommen-
steuergesetzes steuerfrei sind, gelten die Sätze 1 und 2 mit den Maßgaben, dass je-
weils an die Stelle des Betrages von 100 Euro monatlich der Betrag von 175 Euro
 monatlich und an die Stelle des Betrages von 400 Euro der Betrag von 175 Euro tritt.
§ 11a Absatz 3 bleibt unberührt.

(3) Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die erwerbstätig sind, ist von dem
monatlichen Einkommen aus Erwerbstätigkeit ein weiterer Betrag abzusetzen.

 Dieser beläuft sich

1. für den Teil des monatlichen Einkommens, das 100 Euro übersteigt und nicht
mehr als 1 000 Euro beträgt, auf 20 Prozent und

2. für den Teil des monatlichen Einkommens, das 1 000 Euro übersteigt und nicht
mehr als 1 200 Euro beträgt, auf 10 Prozent.

Anstelle des Betrages von 1 200 Euro tritt für erwerbsfähige Leistungsberechtigte,
die entweder mit mindestens einem minderjährigen Kind in Bedarfsgemeinschaft
leben oder die mindestens ein minderjähriges Kind haben, ein Betrag von 1 500 Euro.
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§ 12 Zu be rück sich ti gen des Ver mö gen

(1) Als Ver mö gen sind alle ver wert ba ren Ver mö gens ge gen stän de zu be rück -
sichtigen.

(2) Vom Ver mö gen sind ab zu set zen

1. ein Grundfreibetrag in Höhe von 150 Euro je vollendetem Lebensjahr für jede in
der Bedarfsgemeinschaft lebende volljährige Person und deren Partnerin oder
Partner, mindestens aber jeweils 3 100 Euro; der Grundfreibetrag darf für jede
volljährige Person und ihre Partnerin oder ihren Partner jeweils den nach Satz 2
maßgebenden Höchstbetrag nicht übersteigen,

1a. ein Grundfreibetrag in Höhe von 3 100 Euro für jedes leistungsberechtigte
 minderjährige Kind,

2. Altersvorsorge in Höhe des nach Bundesrecht ausdrücklich als Altersvorsorge
geförderten Vermögens einschließlich seiner Erträge und der geförderten
laufenden Altersvorsorgebeiträge, soweit die Inhaberin oder der Inhaber das
Altersvorsorge vermögen nicht vorzeitig verwendet,

3. geldwerte Ansprüche, die der Altersvorsorge dienen, soweit die Inhaberin oder
der Inhaber sie vor dem Eintritt in den Ruhestand auf Grund einer unwiderruf -
lichen vertraglichen Vereinbarung nicht verwerten kann und der Wert der
geldwerten Ansprüche 750 Euro je vollendetem Lebensjahr der erwerbsfähigen
leistungsberechtigten Person und deren Partnerin oder Partner, höchstens
 jedoch jeweils den nach Satz 2 maßgebenden Höchstbetrag nicht übersteigt,

4. ein Freibetrag für notwendige Anschaffungen in Höhe von 750 Euro für jeden
in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Leistungsberechtigten.
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Bei Personen, die

1. vor dem 1. Januar 1958 geboren sind, darf der Grundfreibetrag nach Satz 1
 Nummer 1 jeweils 9 750 Euro und der Wert der geldwerten Ansprüche nach
Satz 1 Nummer 3  jeweils 48 750 Euro,

2. nach dem 31. Dezember 1957 und vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, darf der
Grundfreibetrag nach Satz 1 Nummer 1 jeweils 9 900 Euro und der Wert der
geld werten Ansprüche nach Satz 1 Nummer 3 jeweils 49 500 Euro,

3. nach dem 31. Dezember 1963 geboren sind, darf der Grundfreibetrag nach  
Satz 1 Nummer 1 jeweils 10 050 Euro und der Wert der geldwerten Ansprüche
nach Satz 1 Nummer 3 jeweils 50 250 Euro nicht übersteigen.

(3) Als Vermögen sind nicht zu berücksichtigen

1. angemessener Hausrat,

2. ein angemessenes Kraftfahrzeug für jeden in der Bedarfsgemeinschaft lebende
erwerbsfähige Person,

3. von der Inhaberin oder dem Inhaber als für die Altersvorsorge bestimmt
 bezeichnete Vermögens gegenstände in angemessenem Umfang, wenn die
 erwerbsfähige leistungsberechtigte Person oder deren Partnerin oder Partner
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit
ist,

4. ein selbst genutztes Hausgrundstück von angemessener Größe oder eine
 entsprechende Eigentumswohnung,

5. Vermögen, solange es nachweislich zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung
eines Hausgrundstücks von angemessener Größe bestimmt ist, soweit dieses  zu
Wohnzwecken behinderter oder pflegebedürftiger Menschen dient oder dienen
soll und dieser Zweck durch den Einsatz oder die Verwertung des Ver mögens
gefährdet würde,
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6. Sachen und Rechte, soweit ihre Verwertung offensichtlich unwirtschaftlich ist
oder für den Betroffenen eine besondere Härte bedeuten würde.

Für die Angemessenheit sind die Lebensumstände während des Bezugs der Leistungen
zur Grundsicherung für Arbeitsuchende maßgebend.

(4) Das Vermögen ist mit seinem Verkehrswert zu berücksichtigen. Für die Bewer-
tung ist der Zeitpunkt maßgebend, in dem der Antrag auf Bewilligung oder erneute
Bewilligung der Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende gestellt wird,
bei späterem Erwerb von Vermögen der Zeitpunkt des Erwerbs. Wesentliche Ände-
rungen des Verkehrswertes sind zu berücksichtigen.

§ 12a Vorrangige Leistungen

Leistungsberechtigte sind verpflichtet, Sozialleistungen anderer Träger in Anspruch
zu nehmen und die dafür erforderlichen Anträge zu stellen, sofern dies zur Vermei-
dung, Beseitigung, Verkürzung oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit erfor-
derlich ist. Abweichend von Satz 1 sind Leistungsberechtigte nicht verpflichtet,

1. bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres eine Rente wegen Alters vorzeitig in
Anspruch zu nehmen oder

2. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz oder Kinderzuschlag nach dem Bundes-
kindergeldgesetz in Anspruch zu nehmen, wenn dadurch nicht die Hilfebedürf-
tigkeit aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft für einen zusammenhängen-
den Zeitraum von mindestens drei Monaten beseitigt würde.

§ 13 Verordnungsermächtigung

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates
durch Rechtsverordnung zu bestimmen,
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1. welche weiteren Einnahmen nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind und
wie das Einkommen im Einzelnen zu berechnen ist,

2. welche weiteren Vermögensgegenstände nicht als Vermögen zu berücksich -
tigen sind und wie der Wert des Vermögens zu ermitteln ist,

3. welche Pauschbeträge für die von dem Einkommen abzusetzenden Beträge  zu
berücksichtigen sind.

4. welche durchschnittlichen monatlichen Beträge für einzelne Bedarfe nach § 28
für die Prüfung der Hilfebedürftigkeit zu berücksichtigen sind und welcher
 Eigenanteil des maßgebenden Regelbedarfs bei der Bemessung des Bedarfs
nach § 28 Absatz 6 zugrunde zu legen ist.

(2) Das Bun des mi nis te ri um für Ar beit und So zia les wird er mäch tigt, ohne Zu stim -
mung des Bun des ra tes durch Rechts ver ord nung zu be stim men, unter wel chen
 Voraus set zun gen und für wel che Dauer Leistungsberechtigte nach Voll en dung des
63. Le bens jah res aus nahms wei se zur Ver mei dung von Un bil lig kei ten nicht ver -
pflich tet sind, eine Rente wegen Al ters vor zei tig in An spruch zu neh men.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen zum zeit-
und ortsnahen Bereich (§ 7 Absatz 4a) sowie dazu zu treffen, wie lange und unter
welchen Voraussetzungen sich erwerbsfähige Leistungsberechtigte außerhalb des
zeit- und ortsnahen Bereichs aufhalten dürfen, ohne Ansprüche auf Leistungen
nach diesem Buch zu verlieren.
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Ka pi tel 3
Leistungen

Abschnitt 1
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

§ 14 Grundsatz des Förderns

Die Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch un ter stüt zen er werbs fä hi ge Leistungs-
berechtigte um fas send mit dem Ziel der Ein glie de rung in Ar beit. Die Agentur für
Arbeit soll eine per sön li che An sprech part nerin oder einen persönlichen Ansprech-
partner für jede er werbs fähige leistungsberechtigte Person und die mit dieser in
einer Be darfs ge mein schaft lebenden Personen be nen nen. Die Trä ger der Leis tun -
gen nach die sem Buch er brin gen unter Be ach tung der Grund sät ze von Wirt schaft -
lich keit und Spar sam keit alle im Ein zel fall für die Ein glie de rung in Ar beit er for der li -
chen Leis tun gen.

§ 15 Ein glie de rungs ver ein ba rung

(1) Die Agen tur für Ar beit soll im Ein ver neh men mit dem kom mu na len Trä ger mit
jeder er werbs fä hi gen leistungsberechtigten Person die für ihre Ein glie de rung
erfor der li chen Leis tun gen ver ein ba ren (Ein glie de rungs ver ein ba rung). Die Einglie -
de rungs ver ein ba rung soll ins be son de re be stim men,

1. wel che Leis tun gen die oder der Er werbs fä hi ge zur Ein glie de rung in Ar beit  
er hält,

2. wel che Be mü hun gen er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte in wel cher Häu figkeit
zur Ein glie de rung in Ar beit min des tens un ter neh men müssen und in wel cher
Form diese Be mü hun gen nach zu wei sen sind,

3. wel che Leis tun gen Drit ter, ins be son de re Trä ger an de rer So zi al leis tun gen,
 erwerbs fä hi ge Leistungsberechtigte zu be an tra gen haben.
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Die Ein glie de rungs ver ein ba rung soll für sechs Mo na te ge schlos sen wer den. Da nach
soll eine neue Ein glie de rungs ver ein ba rung ab ge schlos sen wer den. Bei jeder fol -
gen den Ein glie de rungs ver ein ba rung sind die bis her ge won ne nen Erfah run gen zu
be rück sich ti gen. Kommt eine Ein glie de rungs ver ein ba rung nicht zu stan de, sol len
die Re ge lun gen nach Satz 2 durch Ver wal tungs akt er fol gen.

(2) In der Ein glie de rungs ver ein ba rung kann auch ver ein bart wer den, wel che
 Leistun gen die Per so nen er hal ten, die mit der oder dem er werbs fä hi gen Leistungs-
berechtigten in einer Be darfs ge mein schaft leben. Diese Per so nen sind hier bei zu
be tei li gen.

(3) Wird in der Ein glie de rungs ver ein ba rung eine Bil dungs maß nah me ver einbart,
ist auch zu re geln, in wel chem Um fang und unter wel chen Vo raus set zungen die
oder der  erwerbs fä hi ge Leistungsberechtigte scha den er satz pflich tig ist, wenn sie
oder er die Maß nah me aus einem von ihr oder ihm zu ver tre ten den Grund nicht zu
Ende führt.

§ 15a So fort an ge bot

Er werbs fä hi gen Per so nen, die in ner halb der letz ten zwei Jahre lau fen de Geld leis -
tun gen, die der Si che rung des Le bens un ter halts die nen, weder nach die sem Buch
noch nach dem Drit ten Buch be zo gen haben, sol len bei der Beantra gung von Leis-
tun gen nach die sem Buch un ver züg lich Leis tun gen zur Einglie de rung in Ar beit  an -
ge bo ten wer den.

§ 16 Leis tun gen zur Ein glie de rung

(1) Zur Eingliederung in Arbeit erbringt die Agentur für Arbeit Leistungen nach § 35
des Dritten Buches. Sie kann folgende Leistungen des Dritten Kapitels des Dritten
Buches erbringen:

1. die übrigen Leistungen der Beratung und Vermittlung nach dem Ersten
 Abschnitt,
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2. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten
Abschnitt,

3. Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten
Abschnitts und Leistungen nach § 54a,

4. Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt und
Leistungen nach § 131a,

5. Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
nach dem Ersten Unterabschnitt des Fünften Abschnitts.

Für Eingliederungsleistungen an erwerbsfähige behinderte Leistungsberechtigte
nach diesem Buch gelten die §§ 112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufs-
vorbereitender Bildungsmaßnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe, § 116
 Absatz 1, 2 und 5, die §§ 117, 118 Satz 1 Nummer 3, Satz 2 und die §§ 127 und 128 des
Dritten Buches entsprechend. § 1 Absatz 2 Nummer 4 sowie § 36 und § 81 Absatz 3
des Dritten Buches sind entsprechend anzuwenden.

(2) Soweit dieses Buch nichts Abweichendes regelt, gelten für die Leistungen nach
Absatz 1 die Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Ausnahme
der Verordnungsermächtigung nach § 47 des Dritten Buches sowie der Anord-
nungsermächtigungen für die Bundesagentur und mit der Maßgabe, dass an die
Stelle des Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld II tritt. § 44 Absatz 3 Satz 3 des
Dritten Buches gilt mit der Maßgabe, dass die Förderung aus dem Vermittlungs -
budget auch die anderen Leistungen nach dem Zweiten Buch nicht aufstocken,
 ersetzen oder umgehen darf.
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(3) Abweichend von § 44 Absatz 1 Satz 1 des Dritten Buches können Leistungen auch
für die Anbahnung und Aufnahme einer schulischen Berufsausbildung erbracht
werden. Abweichend von § 45 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 des
Dritten Buches darf bei Langzeitarbeitslosen oder bei erwerbsfähigen Leistungs -
berechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und deren beruf -
liche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen
besonders erschwert ist, die Teilnahme an Maßnahmen oder Teilen von Maßnah-
men, die bei oder von einem Arbeitgeber durchgeführt werden, jeweils die Dauer
von zwölf Wochen nicht überschreiten.

(3a) Abweichend von § 81 Absatz 4 des Dritten Buches kann die Agentur für Arbeit
unter Anwendung des Vergaberechts Träger mit der Durchführung von Maßnah-
men der beruflichen Weiterbildung beauftragen, wenn die Maßnahme den Anfor-
derungen des § 180 des Dritten Buches entspricht und

1. eine dem Bildungsziel entsprechende Maßnahme örtlich nicht verfügbar ist
oder

2. die Eignung und persönlichen Verhältnisse der erwerbsfähigen Leistungs -
berechtigten dies erfordern.

§ 176 Absatz 2 des Dritten Buches findet keine Anwendung.

(4) Die Agentur für Arbeit als Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende kann
die Ausbildungsvermittlung durch die für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen
der Bundesagentur wahrnehmen lassen. Das Bundesministerium für Arbeit und
 Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates das Nähere über die Höhe, Möglichkeiten der Pauschalierung und den Zeit-
punkt der Fälligkeit der Erstattung von Aufwendungen bei der Ausführung des
 Auftrags nach Satz 1 festzulegen.
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§ 16a Kommunale Eingliederungsleistungen

Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unter-
stützung bei der Eingliederung in Arbeit können die folgenden Leistungen, die für
die Eingliederung der oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in das Erwerbs-
leben erforderlich sind, erbracht werden:

1. die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche
 Pflege von Angehörigen,

2. die Schuldnerberatung,

3. die psychosoziale Betreuung,

4. die Suchtberatung.

§ 16b Einstiegsgeld

(1) Zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit kann erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten, die arbeitslos sind, bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen oder
selbständigen Erwerbstätigkeit ein Einstiegsgeld erbracht werden, wenn dies zur
Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist. Das Einstiegsgeld
kann auch erbracht werden, wenn die Hilfebedürftigkeit durch oder nach Aufnah-
me der Erwerbstätigkeit entfällt. 

(2) Das Einstiegsgeld wird, soweit für diesen Zeitraum eine Erwerbstätigkeit besteht,
für höchstens 24 Monate erbracht. Bei der Bemessung der Höhe des Einstiegsgeldes
sollen die vorherige Dauer der Arbeitslosigkeit sowie die Größe der Bedarfsgemein-
schaft berücksichtigt werden, in der die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte
lebt. 
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(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, wie das Einstiegsgeld zu bemessen ist. Bei
der Bemessung ist neben der Berücksichtigung der in Absatz 2 Satz 2 genannten
 Kriterien auch ein Bezug zu dem für die oder den erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten jeweils maßgebenden Regelbedarf herzustellen.  

§ 16c Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die eine selbständige, hauptberufliche
 Tätigkeit aufnehmen oder ausüben, können Darlehen und Zuschüsse für die
 Beschaffung von Sachgütern erhalten, die für die Ausübung der selbständigen
 Tätigkeit notwendig und angemessen sind. Zuschüsse dürfen einen Betrag von
5 000 Euro nicht übersteigen.

(2) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die eine selbständige, hauptberufliche
 Tätigkeit ausüben, können durch geeignete Dritte durch Beratung oder Vermitt-
lung von Kenntnissen und Fertigkeiten gefördert werden, wenn dies für die weitere
Ausübung der selbständigen Tätigkeit erforderlich ist. Die Vermittlung von berufli-
chen Kenntnissen ist ausgeschlossen.

(3) Leistungen zur Eingliederung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die
eine selbständige, hauptberufliche Tätigkeit aufnehmen oder ausüben, können nur
gewährt werden, wenn zu erwarten ist, dass die selbständige Tätigkeit wirtschaft-
lich tragfähig ist und die Hilfebedürftigkeit durch die selbständige Tätigkeit inner-
halb eines angemessenen Zeitraums dauerhaft überwunden oder verringert wird.
Zur Beurteilung der Tragfähigkeit der selbständigen Tätigkeit soll die Agentur für
Arbeit die Stellungnahme einer fachkundigen Stelle verlangen.
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§ 16d Arbeitsgelegenheiten 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte können zur Erhaltung oder Wiedererlan-
gung ihrer Beschäftigungsfähigkeit, die für eine Eingliederung in Arbeit erforder-
lich ist, in Arbeitsgelegenheiten zugewiesen werden, wenn die darin verrichteten
Arbeiten zusätzlich sind, im öffentlichen Interesse liegen und wettbewerbsneutral
sind. § 18d Satz 2 findet Anwendung.

(2) Arbeiten sind zusätzlich, wenn sie ohne die Förderung nicht, nicht in diesem
 Umfang oder erst zu einem späteren Zeitpunkt durchgeführt würden. Arbeiten, die
auf Grund einer rechtlichen Verpflichtung durchzuführen sind oder die üblicher-
weise von juristischen Personen des öffentlichen Rechts durchgeführt werden, sind
nur förderungsfähig, wenn sie ohne die Förderung voraussichtlich erst nach zwei
Jahren durchgeführt würden. Ausgenommen sind Arbeiten zur Bewältigung von
Naturkatastrophen und sonstigen außergewöhnlichen Ereignissen.

(3) Arbeiten liegen im öffentlichen Interesse, wenn das Arbeitsergebnis der All -
gemeinheit dient. Arbeiten, deren Ergebnis überwiegend erwerbswirtschaftlichen
Interessen oder den Interessen eines begrenzten Personenkreises dient, liegen nicht
im öffentlichen Interesse. Das Vorliegen des öffentlichen Interesses wird nicht allein
dadurch ausgeschlossen, dass das Arbeitsergebnis auch den in der Maßnahme
 beschäftigten Leistungsberechtigten zugute kommt, wenn sichergestellt ist, dass
die Arbeiten nicht zu einer Bereicherung Einzelner führen.

(4) Arbeiten sind wettbewerbsneutral, wenn durch sie eine Beeinträchtigung der
Wirtschaft infolge der Förderung nicht zu befürchten ist und Erwerbstätigkeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt weder verdrängt noch in ihrer Entstehung verhin-
dert wird.

(5) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach diesem Buch, mit denen die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unmittelbar
 unterstützt werden kann, haben Vorrang gegenüber der Zuweisung in Arbeits -
gelegenheiten.
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(6) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte dürfen innerhalb eines Zeitraums von fünf
Jahren nicht länger als insgesamt 24 Monate in Arbeitsgelegenheiten zugewiesen
werden. Der Zeitraum beginnt mit Eintritt in die erste Arbeitsgelegenheit.

(7) Den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ist während einer Arbeitsgelegen-
heit zuzüglich zum Arbeitslosengeld II von der Agentur für Arbeit eine angemes -
sene Entschädigung für Mehraufwendungen zu zahlen. Die Arbeiten begründen
kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeitsrechts und auch kein Beschäftigungsver-
hältnis im Sinne des Vierten Buches; die Vorschriften über den Arbeitsschutz und
das Bundesurlaubsgesetz mit Ausnahme der Regelungen über das Urlaubsentgelt
sind entsprechend anzuwenden. Für Schäden bei der Ausübung ihrer Tätigkeit
 haften die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten wie Arbeitnehmerinnen und
 Arbeitnehmer.

(8) Auf Antrag werden die unmittelbar im Zusammenhang mit der Verrichtung von
Arbeiten nach Absatz 1 erforderlichen Kosten, einschließlich der Kosten, die bei
 besonderem Anleitungsbedarf für das erforderliche Betreuungspersonal ent -
stehen, erstattet.

§ 16e Förderung von Arbeitsverhältnissen

(1) Arbeitgeber können auf Antrag für die Beschäftigung von zugewiesenen
 erwerbsfähigen Leistungsberechtigten durch Zuschüsse zum Arbeitsentgelt geför-
dert werden, wenn zwischen dem Arbeitgeber und der erwerbsfähigen leistungs -
berechtigten Person ein Arbeitsverhältnis begründet wird.

(2) Der Zuschuss nach Absatz 1 richtet sich nach der Leistungsfähigkeit des erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten und beträgt bis zu 75 Prozent des berücksichti-
gungsfähigen Arbeitsentgelts. Berücksichtigungsfähig sind das zu zahlende
 Arbeitsentgelt und der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag abzüglich des Beitrags zur Arbeitsförderung. Einmalig gezahltes
Arbeitsentgelt ist nicht berücksichtigungsfähig. § 91 Absatz 2 des Dritten Buches
gilt entsprechend.
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(3) Eine erwerbsfähige leistungsberechtigte Person kann einem Arbeitgeber zuge-
wiesen werden, wenn

1.  sie langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 des Dritten Buches ist und in ihren
 Erwerbsmöglichkeiten durch mindestens zwei weitere in ihrer Person liegende
Vermittlungshemmnisse besonders schwer beeinträchtigt ist,

2. sie für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten verstärkte vermitt -
lerische Unterstützung nach § 16 Absatz 1 Satz 1 unter Einbeziehung der
 übrigen Eingliederungsleistungen nach diesem Buch erhalten hat,

3. eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt für die Dauer der
 Zuweisung ohne die Förderung voraussichtlich nicht möglich ist und

4. für sie innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren Zuschüsse an Arbeitgeber
nach Absatz 1 höchstens für eine Dauer von 24 Monaten erbracht werden. Der
Zeitraum beginnt mit dem ersten nach Absatz 1 geförderten Arbeitsverhältnis.

(4) Die Bundesagentur soll die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person um -
gehend abberufen, wenn sie diese in eine zumutbare Arbeit oder Ausbildung ver -
mitteln kann oder die Förderung aus anderen Gründen beendet wird. Die erwerbs-
fähige leistungsberechtigte Person kann das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung
einer Frist kündigen, wenn sie eine Arbeit oder Ausbildung aufnimmt, an einer
Maßnahme der Berufsausbildung oder beruflichen Weiterbildung teilnehmen
kann oder nach Satz 1 abberufen wird. Der Arbeitgeber kann das Arbeitsverhältnis
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeit-
nehmer nach Satz 1 abberufen wird.

(5) Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber

1. die Beendigung eines anderen Beschäftigungsverhältnisses veranlasst hat, um
eine Förderung nach Absatz 1 zu erhalten, oder

2. eine bisher für das Beschäftigungsverhältnis erbrachte Förderung ohne beson-
deren Grund nicht mehr in Anspruch nimmt.
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§ 16f Freie Förderung 

(1) Die Agentur für Arbeit kann die Möglichkeiten der gesetzlich geregelten Einglie-
derungsleistungen durch freie Leistungen zur Eingliederung in Arbeit erweitern.
Die freien Leistungen müssen den Zielen und Grundsätzen dieses Buches ent -
sprechen.

(2) Die Ziele der Leistungen sind vor Förderbeginn zu beschreiben. Eine Kombi -
nation oder Modularisierung von Inhalten ist zulässig. Die Leistungen der Freien
Förderung dürfen gesetzliche Leistungen nicht umgehen oder aufstocken. Aus -
genommen hiervon sind Leistungen für

1. Langzeitarbeitslose und

2. erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht voll -
endet haben und deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwer -
wiegenden Vermittlungshemmnissen besonders erschwert ist,

bei denen in angemessener Zeit von in der Regel sechs Monaten nicht mit Aussicht
auf Erfolg auf einzelne Gesetzesgrundlagen dieses Buches oder des Dritten Buches
zurückgegriffen werden kann. Bei Leistungen an Arbeitgeber ist darauf zu achten,
Wettbewerbsverfälschungen zu vermeiden. Projektförderungen im Sinne von
 Zuwendungen sind nach Maßgabe der §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung
zulässig. Bei längerfristig angelegten Förderungen ist der Erfolg regelmäßig zu
überprüfen und zu dokumentieren.

§ 16g Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit

(1) Entfällt die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen während einer Maß-
nahme zur Eingliederung, kann sie weiter gefördert werden, wenn dies wirtschaft-
lich erscheint und die oder der Erwerbsfähige die Maßnahme voraussichtlich erfolg-
reich abschließen wird. Die Förderung soll als Darlehen erbracht werden. 
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(2) Für die Dauer einer Förderung des Arbeitgebers oder eines Trägers durch eine
Geldleistung nach § 16 Absatz 1, § 16e können auch Leistungen nach dem Dritten
Kapitel und § 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Dritten Buches oder nach  § 16a Num-
mer 1 bis 4 und § 16b erbracht werden, wenn die Hilfebedürftigkeit der oder des Er-
werbsfähigen auf Grund des zu berücksichtigenden Einkommens entfallen ist.
Während der Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 entsprechend.

§ 17 Ein rich tun gen und Diens te für Leis tun gen zur Ein glie de rung

(1) Zur Er brin gung von Leis tun gen zur Ein glie de rung in Ar beit sol len die zu stän digen
Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch ei ge ne Ein rich tun gen und Diens te nicht
neu schaf fen, so weit ge eig ne te Ein rich tun gen und Diens te Drit ter vor han den sind,
aus ge baut oder in Kürze ge schaf fen wer den kön nen. Die zu stän di gen Trä ger der
Leis tun gen nach die sem Buch sol len Trä ger der frei en Wohl fahrts pfle ge in ihrer  
Tä tig keit auf dem Ge biet der Grund si cherung für Ar beit su chen de an ge mes sen
 unter stüt zen.

(2) Wird die Leis tung von einem Drit ten er bracht und sind im Drit ten Buch keine
An for de run gen ge re gelt, denen die Leis tung ent spre chen muss, sind die Trä ger der
Leis tun gen nach die sem Buch zur Ver gü tung für die Leis tung nur ver pflich tet,
wenn mit dem Drit ten oder sei nem Ver band eine Ver ein ba rung ins be son de re über

1. In halt, Um fang und Qua li tät der Leis tun gen,

2. die Ver gü tung, die sich aus Pau scha len und Be trä gen für ein zel ne Leistungs -
berei che zu sam men set zen kann, und

3. die Prü fung der Wirt schaft lich keit und Qua li tät der Leis tun gen be steht. Die
Ver ein ba run gen müs sen den Grund sät zen der Wirt schaft lich keit, Spar sam keit
und Leis tungs fä hig keit ent spre chen.
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§ 18 Ört li che Zu sam men ar beit

(1) Die Agen tu ren für Ar beit ar bei ten bei der Er brin gung von Leis tun gen zur Ein glie -
de rung in Ar beit unter Be rück sich ti gung ihrer Auf ga ben nach dem Drit ten Buch
mit den Be tei lig ten des ört li chen Ar beits mark tes, ins be son de re den Ge mein den,
den Krei sen und Be zir ken, den Trä gern der frei en Wohl fahrtspfle ge, den Ver tre tern
der Ar beit ge ber sowie der Arbeitnehmerinnen und Ar beit neh mer sowie den Kam -
mern und be rufs stän dischen  Orga ni sa tio nen zu sam men, um die gleich mä ßi ge
oder ge mein sa me Durch füh rung von Maß nah men zu be ra ten oder zu si chern und
Leistungs miss brauch zu ver hin dern oder auf zu de cken. Die ört li chen Trä ger der  
So zi al hil fe sind ver pflich tet, mit den Agen tu ren für Ar beit zu sam men zu arbei ten.

(1a) Ab satz 1 gilt für die kom mu na len Trä ger und die zu ge las se nen kom mu nalen
Trä ger ent spre chend.

(2) Die Leis tun gen nach die sem Buch sind in das re gio na le Ar beits markt mo nito ring
der Agen tu ren für Ar beit nach § 9 Absatz 2 des Drit ten Bu ches ein zu bezie hen.

(3) Die Agen tu ren für Ar beit sol len mit Ge mein den, Krei sen und Be zir ken auf deren
Ver lan gen Ver ein ba run gen über das Er brin gen von Leis tun gen zur Einglie de rung
nach die sem Ge setz mit Aus nah me der Leis tun gen nach § 16 Absatz 1 schlie ßen,
wenn sie den durch eine Rechts ver ord nung fest ge leg ten Min dest anfor de run gen
ent sprechen. Satz 1 gilt nicht für die zu ge las se nen kom mu na len Trä ger.

(4) Das Bun des mi nis te ri um für Ar beit und So zia les wird er mäch tigt, ohne Zu stim -
mung des Bun des ra tes durch Rechts ver ord nung zu be stim men, wel chen An for de -
run gen eine Ver ein ba rung nach Ab satz 3 min des tens ge nü gen muss.

140 Gesetzestext



§ 18a Zu sam men ar beit mit den für die Ar beits för de rung zu stän di gen
Stel len

Beziehen erwerbsfähige Leistungsberechtigte auch Leistungen der Arbeitsförde-
rung, so sind die Agenturen fü�r Arbeit, die zugelassenen kommunalen Träger und
die gemeinsamen Einrichtungen verpflichtet, bei der Wahrnehmung der Aufgaben
nach diesem Buch mit den fü�r die Arbeitsförderung zuständigen Dienststellen der
Bundesagentur eng zusammenzuarbeiten. Sie unterrichten diese unverzü�glich
ü�ber die ihnen insoweit bekannten, fü�r die Wahrnehmung der Aufgaben der
 Arbeitsförderung erforderlichen Tatsachen, insbesondere ü�ber

1. die für er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte, die auch Leis tun gen der Ar beits -
förde rung be zie hen, vor ge se he nen und er brach ten Leis tun gen zur Ein glie -
derung in Ar beit,

2. den Weg fall der Hil fe be dürf tig keit bei die sen Per so nen.

§ 18b Kooperationsausschuss

(1) Die zuständige oberste Landesbehörde und das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales bilden einen Kooperationsausschuss. Der Kooperationsausschuss koor-
diniert die Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf Landesebene.
Im Kooperationsausschuss vereinbaren das Land und der Bund jährlich die Ziele
und Schwerpunkte der Arbeitsmarkt- und Integrationspolitik in der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende auf Landesebene. § 48b bleibt unberührt. Die Verfahren
zum Abschluss der Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern werden mit den
Verfahren zum Abschluss der Zielvereinbarungen zwischen dem Bundesministerium
für Arbeit und Soziales und der Bundesagentur sowie deren Konkretisierung in den
Zielvereinbarungen der Bundesagentur und den gemeinsamen Einrichtungen
 abgestimmt. Der Kooperationsausschuss kann sich über die Angelegenheiten der
gemeinsamen Einrichtungen unterrichten lassen. Der Kooperationsausschuss ent-
scheidet darüber hinaus bei einer Meinungsverschiedenheit über die Weisungs -
zuständigkeit im Verfahren nach § 44e, berät die Trägerversammlung bei der
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 Bestellung und Abberufung eines Geschäftsführers nach § 44c Absatz 2 Nummer 1
und gibt in den Fällen einer Weisung in grundsätzlichen Angelegenheiten nach  
§ 44b Absatz 3 Satz 4 eine Empfehlung ab.

(2) Der Kooperationsausschuss besteht aus sechs Mitgliedern, von denen drei Mit-
glieder von der zuständigen obersten Landesbehörde und drei Mitglieder vom
 Bundesministerium für Arbeit und Soziales entsandt werden. Die Mitglieder des
 Kooperationsausschusses können sich vertreten lassen. An den Sitzungen soll in der
Regel jeweils mindestens eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der zuständigen
obersten Landesbehörde und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales teil-
nehmen.

(3) Die Mitglieder wählen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Kann im
 Kooperationsausschuss keine Einigung über die Person der oder des Vorsitzenden
erzielt werden, wird die oder der Vorsitzende von den Vertreterinnen und Vertre-
tern des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales oder den Vertreterinnen und
Vertretern der zuständigen obersten Landesbehörde abwechselnd jeweils für zwei
Jahre bestimmt; die erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreterinnen und
Vertreter des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Der Kooperationsaus-
schuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 18c Bund-Länder-Ausschuss

(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein Ausschuss für die
Grundsicherung für Arbeitsuchende gebildet. Er beobachtet und berät die zentra-
len Fragen der Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende und Fragen  
der Aufsicht nach den §§ 47 und 48, Fragen des Kennzahlenvergleichs nach § 48a
Absatz 2 sowie Fragen der zu erhebenden Daten nach § 51b Absatz 1 Satz 2 und erör-
tert die Zielvereinbarungen nach § 48b Absatz 1.
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(2) Bei der Beobachtung und Beratung zentraler Fragen der Umsetzung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende sowie Fragen des Kennzahlenvergleichs nach § 48a
Absatz 2 und Fragen der zu erhebenden Daten nach § 51b Absatz 1 Satz 2 ist der Aus-
schuss besetzt mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung, der Länder,
der kommunalen Spitzenverbände und der Bundesagentur. Der Ausschuss kann
sich von den Trägern berichten lassen.

(3) Bei der Beratung von Fragen der Aufsicht nach den §§ 47 und 48 ist der Ausschuss
besetzt mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung und der Aufsichts-
behörden der Länder. Bund und Länder können dazu einvernehmlich Vertreterin-
nen und Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und der Bundesagentur ein-
laden, sofern dies sachdienlich ist.

§ 18d Örtlicher Beirat

Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat gebildet. Der Beirat
berät die Einrichtung bei der Auswahl und Gestaltung der Eingliederungsinstrumen-
te und -maßnahmen. Die Trägerversammlung beruft die Mitglieder des Beirats auf
Vorschlag der Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Trägern
der freien Wohlfahrtspflege, den Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer sowie den Kammern und berufsständischen Organisationen.
Vertreterinnen und Vertreter von Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, die Ein-
gliederungsleistungen nach diesem Buch anbieten, dürfen nicht Mitglied des Bei-
rats sein. Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Sätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend für die zugelassenen kommunalen Träger mit der Maßgabe, dass die
Berufung der Mitglieder des Beirats durch den zugelassenen kommunalen Träger
erfolgt.
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§ 18e Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt

(1) Die Trägerversammlungen bei den gemeinsamen Einrichtungen bestellen Beauf-
tragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt aus dem Kreis der Beamtinnen und
Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, denen in den gemeinsamen Ein-
richtungen Tätigkeiten zugewiesen worden sind. Sie sind unmittelbar der jeweili-
gen Geschäftsführerin oder dem jeweiligen Geschäftsführer zugeordnet.

(2) Die Beauftragten unterstützen und beraten die gemeinsamen Einrichtungen in
Fragen der Gleichstellung von Frauen und Männern in der Grundsicherung für
 Arbeitsuchende, der Frauenförderung sowie der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf bei beiden Geschlechtern. Hierzu zählen insbesondere Fragen der Beratung,
der Eingliederung in Arbeit und Ausbildung sowie des beruflichen Wiedereinstiegs
von Frauen und Männern nach einer Familienphase.

(3) Die Beauftragten sind bei der Erarbeitung des örtlichen Arbeitsmarkt- und
 Integrationsprogramms der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie bei der
 geschlechter- und familiengerechten fachlichen Aufgabenerledigung der gemein -
samen Einrichtung zu beteiligen. Sie haben ein Informations-, Beratungs- und
 Vorschlagsrecht in Fragen, die Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen
und Männern haben.

(4) Die Beauftragten unterstützen und beraten erwerbsfähige Leistungsberechtigte
und die mit diesen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen, Arbeitgeber
sowie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen in übergeordneten Fragen
der Gleichstellung von Frauen und Männern in der Grundsicherung für Arbeit -
suchende, der Frauenförderung sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei
beiden Geschlechtern. Zur Sicherung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen
und Männern am Arbeitsmarkt arbeiten die Beauftragten mit den in Fragen der
Gleichstellung im Erwerbsleben tätigen Stellen im Zuständigkeitsbereich der
 gemeinsamen Einrichtung zusammen.
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(5) Die gemeinsamen Einrichtungen werden in den Sitzungen kommunaler
 Gremien zu Themen, die den Aufgabenbereich der Beauftragten betreffen, von den
Beauftragten vertreten.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die zugelassenen kommunalen
 Träger.

Ab schnitt 2
Leis tun gen zur Si che rung des Le bens un ter halts

Un ter ab schnitt 1
Leistungsanspruch

§ 19 Ar beits lo sen geld II, Sozialgeld und Leistungen für Bildung und
Teilhabe

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten Arbeitslosengeld II. Nichterwerbs-
fähige Leistungsberechtigte, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer
Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf
Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. Die Leistungen
umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf für Unterkunft und Heizung.

(2) Leistungsberechtigte haben unter den Voraussetzungen des § 28 Anspruch auf
Leistungen für Bildung und Teilhabe, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen
nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. Soweit für Kinder Leistungen
zur Deckung von Bedarfen für Bildung und Teilhabe nach § 6b des Bundeskinder-
geldgesetzes gewährt werden, haben sie keinen Anspruch auf entsprechende Leis-
tungen zur Deckung von Bedarfen nach § 28.
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(3) Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden in Höhe der Bedarfe
nach den Absätzen 1 und 2 erbracht, soweit diese nicht durch das zu berücksichti-
gende Einkommen und Vermögen gedeckt sind. Zu berücksichtigendes Einkom-
men und Vermögen deckt zunächst die Bedarfe nach den §§ 20, 21 und 23, darüber
hinaus die Bedarfe nach § 22. Sind nur noch Leistungen für Bildung und Teilhabe  
zu leisten, deckt weiteres zu berücksichtigendes Einkommen und Vermögen die
 Bedarfe in der Reihenfolge der Absätze 2 bis 7 nach § 28.

Unterabschnitt 2
Arbeitslosengeld II und Sozialgeld

§ 20 Re gel bedarf zur Si che rung des Le bens un ter halts

(1) Die Re gel bedarf zur Si che rung des Le bens un ter halts um fasst ins be sondere
Ernäh rung, Klei dung, Kör per pfle ge, Haus rat, Haus halts ener gie ohne die auf die
 Heizung und Erzeugung von Warmwasser ent fal len den An tei le, sowie persönliche
Bedürfnisse des täg li chen Le bens. Zu den persönlichen Bedürfnissen des täglichen
Lebens gehört in vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen
Leben in der Gemeinschaft. Der Regelbedarf wird als monatlicher Pauschalbetrag
berücksichtigt. Über die Verwendung der zur Deckung des Regelbedarfs erbrach-
ten Leistungen entscheiden die Leistungsberechtigten eigenverantwortlich; dabei
haben sie das Eintreten unregelmäßig anfallender Bedarfe zu berücksichtigen.

(2) Als Regelbedarf werden bei Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend
sind oder deren Partnerin oder Partner minderjährig ist, monatlich 364 Euro aner-
kannt. Für sonstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft werden als
Regelbedarf anerkannt

1. monatlich 275 Euro, sofern sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

2. monatlich 291 Euro in den übrigen Fällen.
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(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 ist bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben und ohne Zusicherung des zuständigen kommunalen
 Trägers nach § 22 Absatz 5 umziehen, bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres der  
in Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 genannte Betrag als Regelbedarf anzuerkennen.

(4) Haben zwei Partner der Bedarfsgemeinschaft das 18. Lebensjahr vollendet, ist als
Regelbedarf für jede dieser Personen ein Betrag in Höhe von monatlich 328 Euro
 anzuerkennen.

(5) Die Regelbedarfe nach den Absätzen 2 bis 4 sowie nach § 23 Nummer 1 werden
jeweils zum 1. Januar eines Jahres entsprechend § 28a des Zwölften Buches in Ver-
bindung mit der Verordnung nach § 40 Satz 1 Nummer 1 des Zwölften Buches an -
gepasst. Für die Neuermittlung der Regelbedarfe findet § 28 des Zwölften Buches in
Verbindung mit dem Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz entsprechende Anwendung.
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt jeweils spätestens zum 1. Novem-
ber eines Kalenderjahres die Höhe der Regelbedarfe, die für die folgenden zwölf
Monate maßgebend sind, im Bundesgesetzblatt bekannt.

§ 21 Mehrbedarfe

(1) Mehr be dar fe um fas sen Be dar fe nach den Ab sät zen 2 bis 6, die nicht durch die  
Re gel leis tung ab ge deckt sind.

(2) Bei wer den den Müt tern, wird nach der 12. Schwan ger schafts wo che einen Mehr  -
be darf von 17 Prozent des nach § 20 maß ge ben den Re gel bedarfs anerkannt.

(3) Bei Per so nen, die mit einem oder meh re ren min der jäh ri gen Kin dern zusammen
leben und al lein für deren Pfle ge und Er zie hung sor gen, ist ein Mehr bedarf an zu -
erken nen

1. in Höhe von 36 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maß ge ben den Bedarfs, wenn
sie mit einem Kind unter sie ben Jah ren oder mit zwei oder drei Kin dern unter
sech zehn Jah ren zu sam men leben, oder
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2. in Höhe von 12 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maß ge ben den Bedarfs für jedes
Kind, wenn sich da durch ein hö he rer Prozent satz als nach der Num mer 1 er gibt,
höchs tens je doch in Höhe von 60 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maß ge ben den
Re gel bedarfs.

(4) Bei er werbs fä hi gen be hin der ten Leistungsberechtigten, denen Leis tun gen zur
Teil ha be am Ar beits le ben nach § 33 des Neun ten Bu ches sowie sons ti ge Hil fen zur
Erlan gung eines ge eig ne ten Plat zes im Ar beits le ben oder Ein glie de rungs hil fen
nach § 54 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Zwölf ten Bu ches er bracht wer den, wird
ein Mehr be darf von 35 Prozent des nach § 20 maß ge ben den Regel bedarfs aner-
kannt. Satz 1 kann auch nach Be en di gung der dort ge nann ten Maß nah men wäh -
rend einer an ge mes se nen Über gangs zeit, vor allem einer Ein ar bei tungszeit, an ge -
wen det wer den.

(5) Bei Leistungsberechtigten, die aus me di zi ni schen Grün den einer kos ten aufwän -
di gen Er näh rung be dür fen, wird ein Mehr be darf in an ge messener Höhe anerkannt.

(6) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall
ein unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht. Der
Mehrbedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen
Dritter sowie unter Berücksichtigung von Einsparmöglichkeiten der Leistungsbe-
rechtigten gedeckt ist und seiner Höhe nach erheblich von einem durchschnittli-
chen Bedarf abweicht.

(7) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit Warmwasser
durch in der Unterkunft installierte Vorrichtungen erzeugt wird (dezentrale Warm-
wassererzeugung) und deshalb keine Bedarfe für zentral bereitgestelltes Warmwas-
ser nach § 22 anerkannt werden. Der Mehrbedarf beträgt für jede im Haushalt leben-
de leistungsberechtigte Person jeweils

1. 2,3 Prozent des für sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 1 oder
Satz 2 Nummer 2, Absatz 3 oder 4,
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2. 1,4 Prozent des für sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 oder § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten im 15. Lebensjahr,

3. 1,2 Prozent des Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten
vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres oder

4. 0,8 Prozent des Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten bis
zur Vollendung des sechsten Lebensjahres,

soweit nicht im Einzelfall ein abweichender Bedarf besteht oder ein Teil des ange-
messenen Warmwasserbedarfs nach § 22 Absatz 1 anerkannt wird.

(8) Die Summe des insgesamt anerkannten Mehrbedarfs nach den Absätzen 2 bis 5
darf die Höhe des für erwerbsfähige Leistungsberechtigte maßgebenden Regel -
bedarfs nicht übersteigen.

§ 22 Bedarfe für Un ter kunft und Hei zung

(1) Bedarfe für Un ter kunft und Hei zung wer den in Höhe der tat säch li chen Auf wen -
dun gen anerkannt, so weit diese an ge mes sen sind. Er hö hen sich nach einem nicht
er for der li chen Umzug die an ge mes se nen Auf wen dun gen für Un ter kunft und Hei -
zung, wird nur der bisherige Bedarf anerkannt. So weit die Auf wen dun gen für die
Un ter kunft und Heizung den der Be son der heit des Ein zel fal les an ge mes se nen Um -
fang über stei gen, sind sie als Be darf so lange anzuerkennen, wie es der oder dem  
al lein ste hen den Leistungsberechtigten oder der Be darfs gemein schaft nicht mög -
lich oder nicht zu zu mu ten ist, durch einen Woh nungs wech sel, durch Ver mie ten
oder auf an de re Weise die Auf wen dun gen zu sen ken, in der Regel je doch längs tens
für sechs Mo na te. Eine Absenkung der nach Satz 1 unangemessenen Aufwendungen
muss nicht gefordert werden, wenn diese unter Berücksichtigung der bei einem
Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen unwirtschaftlich wäre.
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(2) Als Bedarf für die Unterkunft werden auch unabweisbare Aufwendungen für
 Instandhaltung und Reparatur bei selbst bewohntem Wohneigentum im Sinne des
§ 12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 anerkannt, soweit diese unter Berücksichtigung der
im laufenden sowie den darauffolgenden elf Kalendermonaten anfallenden Auf-
wendungen insgesamt angemessen sind. Übersteigen unabweisbare Aufwendun-
gen für Instandhaltung und Reparatur den Bedarf für die Unterkunft nach Satz 1,
kann der kommunale Träger zur Deckung dieses Teils der Aufwendungen ein Darle-
hen erbringen, das dinglich gesichert werden soll.

(3) Rückzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf für Unterkunft und Heizung zu-
zuordnen sind, mindern die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach dem
Monat der Rückzahlung oder der Gutschrift; Rückzahlungen, die sich auf die Kosten
für Haushaltsenergie beziehen, bleiben insoweit außer Betracht.

(4) Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue Unterkunft soll die erwerbsfähige
leistungsberechtigte Person die Zusicherung des für die Leistungserbringung bis-
her örtlich zuständigen kommunalen Trägers zur Berücksichtigung der Aufwen-
dungen für die neue Unterkunft einholen. Der kommunale Träger ist zur Zusiche-
rung verpflichtet, wenn der Umzug erforderlich ist und die Aufwendungen für die
neue Unterkunft angemessen sind; der für den Ort der neuen Unterkunft örtlich zu-
ständige kommunale Träger ist zu beteiligen.

(5) So fern Per so nen, die das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det haben, um zie hen,
wer den Bedarfe für Un ter kunft und Hei zung für die Zeit nach einem Umzug bis zur
Voll en dung des 25. Le bens jah res nur anerkannt, wenn der kom mu nale Trä ger dies
vor Ab schluss des Ver tra ges über die Un ter kunft zu ge si chert hat. Der kom mu na le
Trä ger ist zur Zu si che rung ver pflich tet, wenn

1. die oder der Be trof fe ne aus schwer wie gen den so zia len Grün den nicht auf die
Wohnung der El tern oder eines El tern teils ver wie sen wer den kann,

2. der Bezug der Un ter kunft zur Ein glie de rung in den Ar beits markt er for derlich
ist oder

3. ein sons ti ger, ähn lich schwerwiegender Grund vor liegt.
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Unter den Vor aus set zun gen des Sat zes 2 kann vom Er for der nis der Zu si che rung  
ab ge se hen wer den, wenn es der oder dem Be trof fe nen aus wich ti gem Grund nicht
zumutbar war, die Zu si che rung ein zu ho len. Bedarfe für Un ter kunft und Hei zung
wer den bei Per so nen, die das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det haben, nicht aner-
kannt, wenn diese vor der Be an tra gung von Leis tun gen in eine Un ter kunft in der
Ab sicht um zie hen, die Vor aus set zun gen für die Ge wäh rung der Leis tungen her bei -
zu füh ren.

(6) Woh nungs be schaf fungs kos ten und Um zugs kos ten kön nen bei vor he ri ger Zusi-
che rung durch den bis zum Umzug ört lich zu stän di gen kom mu na len Trä ger als Bedarf
anerkannt wer den; eine Miet kau ti on kann bei vor he ri ger Zu si che rung durch den
am Ort der neuen Un ter kunft zu stän di gen kom mu na len Trä ger als Bedarf anerkannt
werden. Die Zu si che rung soll er teilt wer den, wenn der Umzug durch den kom mu -
nalen  Träger ver an lasst oder aus an de ren Grün den not wen dig ist oder wenn ohne
die Zu  siche rung eine Un ter kunft in einem an ge mes se nen Zeit raum nicht gefunden
wer den kann. Eine Miet kau ti on soll als Dar le hen er bracht wer den.

(7) Soweit Arbeitslosengeld II für den Bedarf für Unterkunft und Heizung geleistet
wird, ist es auf Antrag der leistungsberechtigten Person an den Vermieter oder
 andere Empfangsberechtigte zu zahlen. Es soll an den Vermieter oder andere Emp-
fangsberechtigte gezahlt werden, wenn die zweckentsprechende Verwendung
durch die leistungsberechtigte Person nicht sichergestellt ist. Das ist insbesondere
der Fall, wenn

1. Mietrückstände bestehen, die zu einer außerordentlichen Kündigung des
 Mietverhältnisses berechtigen,

2. Energiekostenrückstände bestehen, die zu einer Unterbrechung der Energie-
versorgung berechtigen,

3. konkrete Anhaltspunkte für ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermögen
der leistungsberechtigten Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu
verwenden, oder
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4. konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis
 eingetragene leistungsberechtigte Person die Mittel nicht zweckentsprechend
verwendet.

Der kommunale Träger hat die leistungsberechtigte Person über eine Zahlung   der
Leistungen für die Unterkunft und Heizung an den Vermieter oder andere Empfangs-
berechtigte schriftlich zu unterrichten.

(8) Sofern Arbeitslosengeld II für den Bedarf für Unterkunft und Heizung erbracht
wird, können auch Schulden übernommen werden, soweit dies zur Sicherung der
Unterkunft oder zur Behebung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist. Sie
sollen übernommen werden, wenn dies gerechtfertigt und notwendig ist und sonst
Wohnungslosigkeit einzutreten droht. Vermögen nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1
ist vorrangig einzusetzen. Geldleistungen sollen als Darlehen erbracht werden.

(9) Geht bei einem Ge richt eine Klage auf Räu mung von Wohn raum im Falle der
Kün di gung des Miet ver hält nis ses nach § 543 Absatz 1, 2 Satz 1 Nummer 3 in Verbin -
dung mit § 569 Absatz 3 des Bür ger li chen Ge setz buchs ein, teilt das Gericht dem
ört lich zu stän di gen Trä ger nach diesem Buch oder der von die sem be auf trag ten
Stel le zur Wahr neh mung der in Ab satz 8 be stimm ten Auf ga ben un ver züg lich fol-
gendes mit:

1. den Tag des Ein gangs der Klage,

2. die Namen und die An schrif ten der Par tei en,

3. die Höhe der mo nat lich zu ent rich ten den Miete,

4. die Höhe des gel tend ge mach ten Mie trück stan des und der gel tend ge mach ten
Ent schä di gung und
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5. den Ter min zur münd li chen Ver hand lung, so fern die ser be reits be stimmt ist.
Au ßer dem kann der Tag der Rechts hän gig keit mit ge teilt wer den. Die Über mitt -
lung un ter bleibt, wenn die Nicht zah lung der Miete nach dem In halt der Kla ge -
schrift of fen sicht lich nicht auf Zah lungs un fä hig keit der Mieterin oder des Mie -
ters be ruht.

§ 22a Satzungsermächtigung

(1) Die Länder können die Kreise und kreisfreien Städte durch Gesetz ermächtigen
oder verpflichten, durch Satzung zu bestimmen, in welcher Höhe Aufwendungen
für Unterkunft und Heizung in ihrem Gebiet angemessen sind. Eine solche Satzung
bedarf der vorherigen Zustimmung der obersten Landesbehörde oder einer von ihr
bestimmten Stelle, wenn dies durch Landesgesetz vorgesehen ist. Die Länder Berlin
und Hamburg bestimmen, welche Form der Rechtsetzung an die Stelle einer nach
Satz 1 vorgesehenen Satzung tritt. Das Land Bremen kann eine Bestimmung nach
Satz 3 treffen.

(2) Die Länder können die Kreise und kreisfreien Städte auch ermächtigen, abwei-
chend von § 22 Absatz 1 Satz 1 die Bedarfe für Unterkunft und Heizung in ihrem
 Gebiet durch eine monatliche Pauschale zu berücksichtigen, wenn auf dem örtli-
chen Wohnungsmarkt ausreichend freier Wohnraum verfügbar ist und dies dem
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit entspricht. In der Satzung sind Regelungen für
den Fall vorzusehen, dass die Pauschalierung im Einzelfall zu unzumutbaren Ergeb-
nissen führt. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Die Bestimmung der angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung
soll die Verhältnisse des einfachen Standards auf dem örtlichen Wohnungsmarkt
abbilden. Sie soll die Auswirkungen auf den örtlichen Wohnungsmarkt berücksich-
tigen hinsichtlich:

1. der Vermeidung von Mietpreis erhöhenden Wirkungen,

2. der Verfügbarkeit von Wohnraum des einfachen Standards,
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3. aller verschiedenen Anbietergruppen und

4. der Schaffung und Erhaltung sozial ausgeglichener Bewohnerstrukturen.

§ 22b Inhalt der Satzung

(1) In der Satzung ist zu bestimmen,

1. welche Wohnfläche entsprechend der Struktur des örtlichen Wohnungsmark-
tes als angemessen anerkannt wird und

2. in welcher Höhe Aufwendungen für die Unterkunft als angemessen anerkannt
werden.

In der Satzung kann auch die Höhe des als angemessen anerkannten Verbrauchs-
wertes oder der als angemessen anerkannten Aufwendungen für die Heizung
 bestimmt werden. Bei einer Bestimmung nach Satz 2 kann sowohl eine Quadratme-
terhöchstmiete als auch eine Gesamtangemessenheitsgrenze unter Berücksichti-
gung der in den Sätzen 1 und 2 genannten Werte gebildet werden. Um die Verhält-
nisse des einfachen Standards auf dem örtlichen Wohnungsmarkt realitätsgerecht
abzubilden, können die Kreise und kreisfreien Städte ihr Gebiet in mehrere Vergleichs-
räume unterteilen, für die sie jeweils eigene Angemessenheitswerte bestimmen.

(2) Der Satzung ist eine Begründung beizufügen. Darin ist darzulegen, wie die
 Angemessenheit der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung ermittelt wird.
Die Satzung ist mit ihrer Begründung ortsüblich bekannt zu machen.

(3) In der Satzung soll für Personen mit einem besonderen Bedarf für Unterkunft
und Heizung eine Sonderregelung getroffen werden. Dies gilt insbesondere für
 Personen, die einen erhöhten Raumbedarf haben wegen

1. einer Behinderung oder

2. der Ausübung ihres Umgangsrechts.
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§ 22c Datenerhebung, -auswertung und -überprüfung

(1) Zur Bestimmung der angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung
sollen die Kreise und kreisfreien Städte insbesondere

1. Mietspiegel, qualifizierte Mietspiegel und Mietdatenbanken und

2. geeignete eigene statistische Datenerhebungen und -auswertungen oder
 Erhebungen Dritter

einzeln oder kombiniert berücksichtigen. Hilfsweise können auch die monatlichen
Höchstbeträge nach § 12 Absatz 1 des Wohngeldgesetzes berücksichtigt werden. In
die Auswertung sollen sowohl Neuvertrags- als auch Bestandsmieten einfließen. Die
Methodik der Datenerhebung und -auswertung ist in der Begründung der Satzung
darzulegen.

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte müssen die durch Satzung bestimmten Werte
für die Unterkunft mindestens alle zwei Jahre und die durch Satzung bestimmten
Werte für die Heizung mindestens jährlich überprüfen und gegebenenfalls neu
festsetzen.

§ 23 Besonderheiten beim Sozialgeld

Beim Sozialgeld gelten ergänzend folgende Maßgaben:

1. Der Regelbedarf beträgt bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres 213 Euro,
bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 242 Euro und im 15. Lebensjahr 275 Euro;

2. Mehrbedarfe nach § 21 Absatz 4 werden auch bei behinderten Menschen, die
das 15. Lebensjahr vollendet haben, anerkannt, wenn Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Zwölften Buches erbracht
werden;
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3. § 21 Absatz 4 Satz 2 gilt auch nach Beendigung der in § 54 Absatz 1 Nummer 1
und 2 des Zwölften Buches genannten Maßnahmen;

4. bei nicht erwerbsfähigen Personen, die voll erwerbsgemindert nach dem
Sechsten Buch sind, wird ein Mehrbedarf von 17 Prozent der nach § 20 maß -
gebenden Regelbedarfe anerkannt, wenn sie Inhaberin oder Inhaber eines
 Ausweises nach § 69 Absatz 5 des Neunten Buches mit dem Merkzeichen G
sind; dies gilt nicht, wenn bereits ein Anspruch auf einen Mehrbedarf wegen
 Behinderung nach § 21 Absatz 4 oder nach den vorstehenden Nummern 2 oder
3 besteht.

Unterabschnitt 3
Abweichende Leistungserbringung und weitere Leistungen

§ 24 Ab wei chen de Er brin gung von Leis tun gen

(1) Kann im Ein zel fall ein vom Re gelbedarf zur Si che rung des Le bens un ter halts  
um fass ter und nach den Um stän den un ab weis ba rer Be darf nicht ge deckt wer den,
 er bringt die Agen tur für Ar beit bei ent spre chen dem Nach weis den Be darf als Sach -
leis tung oder als Geld leis tung und ge währt der oder dem Leistungsberechtigten ein  
ent spre chen des Dar lehen. Bei Sach leis tun gen wird das Dar le hen in Höhe des für die
Agen tur für Ar beit ent stan de nen An schaf fungs wer tes gewährt. Wei ter ge hen de
Leis tun gen sind aus geschlos sen.

(2) So lan ge sich Leistungsberechtigte, ins be son de re bei Dro gen- oder Alkohol ab hän -
gig keit sowie im Falle un wirt schaft li chen Ver hal tens, als un ge eignet er weisen, mit
den Leistungen für den Re gelbedarf nach § 20 ihren Be darf zu de cken, kann das
 Arbeitslosengeld II bis zur Höhe des Regelbedarfs für den Lebensunterhalt in  voller
Höhe oder an tei lig in Form von Sach leis tun gen er bracht wer den.

(3) Nicht vom Regelbedarf nach § 20 umfasst sind Bedarfe für

1. Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräten,
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2. Erstausstattungen für Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft
und Geburt sowie

3. Anschaffung und Reparaturen von orthopädischen Schuhen, Reparaturen von
therapeutischen Geräten und Ausrüstungen sowie die Miete von therapeutischen
Geräten.

Leistungen für diese Bedarfe werden gesondert erbracht. Leistungen nach Satz 2
werden auch erbracht, wenn Leistungsberechtigte keine Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts einschließlich der angemessenen Kosten für Unterkunft und
Heizung benötigen, den Bedarf nach Satz 1 jedoch aus eigenen Kräften und Mitteln
nicht voll decken können. In diesem Fall kann das Einkommen berücksichtigt wer-
den, das Leistungsberechtigte innerhalb eines Zeitraumes von bis zu sechs Monaten
nach Ablauf des Monats erwerben, in dem über die Leistung entschieden wird. Die
Leistungen für Bedarfe nach Satz 1 Nummer 1 und 2 können als Sachleistung oder
Geldleistung, auch in Form von Pauschalbeträgen, erbracht werden. Bei der Bemes-
sung der Pauschalbeträge sind geeignete Angaben über die erforderlichen Aufwen-
dungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu berücksichtigen.

(4) Leis tun gen zur Si che rung des Le bens un ter halts kön nen als Dar le hen erbracht
wer den, so weit in dem Monat, für den die Leis tun gen er bracht wer den, vo raus sicht -
lich Ein nah men an fal len.

(5) So weit Leistungsberechtigten der so for ti ge Ver brauch oder die so for ti ge Ver wer -
tung von zu be rück sich ti gen dem Ver mö gen nicht mög lich ist oder für sie eine be son -
de re Härte be deu ten würde, sind Leis tun gen als Dar le hen zu er brin gen. Die Leistun-
gen kön nen davon ab hän gig ge macht wer den, dass der An spruch auf Rück zah lung
ding lich oder in an de rer Weise ge si chert wird.

(6) In Fäl len des § 22 Absatz 5 wer den Leis tun gen für Erst aus stat tun gen für die Woh -
nung nur er bracht, wenn der kom mu na le Trä ger die Über nah me der Leistun gen für
Un ter kunft und Hei zung zu ge si chert hat oder vom Er for der nis der Zu si che rung ab-
ge se hen wer den konn te.
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§ 25 Leis tun gen bei me di zi ni scher Re ha bi li ta ti on der Ren ten ver siche rung
und bei An spruch auf Ver letz ten geld aus der Un fall ver si che rung

Haben Leistungsberechtigte dem Grun de nach An spruch auf Über gangs  geld bei
me di zi ni schen Leis tun gen der ge setz li chen Ren ten ver si che rung, er brin gen die  
Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch die bis he ri gen Leistun gen als Vor schuss
auf die Leis tun gen der Ren ten ver si che rung wei ter; dies gilt ent spre chend bei einem
An spruch auf Ver letz ten geld aus der ge setz lichen Un fall ver si che rung. Wer den  
Vor schüs se län ger als einen Monat ge leistet, er hal ten die Trä ger der Leis tun gen
nach die sem Buch von den zur Leistung ver pflich te ten Trä gern mo nat  li che Ab schlags -
zah lun gen in Höhe der Vorschüs se des je weils ab ge lau fe nen Mo nats. § 102 des
Zehn ten Bu ches gilt entspre chend.

§ 26 Zu schuss zu Ver si che rungs bei trä gen

(1) Für Bezieherinnen und Be zie her von Ar beits lo sen geld II oder Sozialgeld, die in
der gesetzlichen Krankenversicherung weder versicherungspflichtig familien -
versichert sind und die für den Fall der Krankheit

1. bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, gilt
§ 12 Absatz 1c Satz 5 und 6 des Versicherungsaufsichtsgesetzes,

2. freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, wird für die
Dauer des Leistungsbezugs der Beitrag übernommen; für Personen, die allein
durch den Beitrag zur freiwilligen Versicherung hilfebedürftig würden, wird
der Beitrag im notwendigen Umfang übernommen.

Der Beitrag wird ferner für Personen im notwendigen Umfang übernommen, die in
der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungspflichtig sind und die allein
durch den Krankenversicherungsbeitrag hilfebedürftig würden.
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(2) Für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die in
der sozialen Pflegeversicherung weder versicherungspflichtig noch familienversi-
chert sind, werden für die Dauer des Leistungsbezugs die Aufwendungen für eine
angemessene private Pflegeversicherung im notwendigen Umfang übernommen.
Satz 1 gilt entsprechend, soweit Personen allein durch diese Aufwendungen hilfe -
bedürftig würden. Für Personen, die in der sozialen Pflegeversicherung versicherungs-
pflichtig sind und die allein durch den Pflegeversicherungsbeitrag hilfebedürftig
würden, wird der Beitrag im notwendigen Umfang übernommen.

(3) Die Bundesagentur zahlt den Zusatzbeitrag zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 242 des Fünften Buches für Personen, die allein durch diese Aufwen-
dungen hilfebedürftig würden, in der erforderlichen Höhe.

(4) Der Zuschuss nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sowie nach Absatz 2 Satz 1 und 2 ist an das
Versicherungsunternehmen zu zahlen, bei dem die leistungsberechtigte Person
versichert ist.

§ 27 Leistungen für Auszubildende

(1) Auszubildende im Sinne des § 7 Absatz 5 erhalten Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach Maßgabe der folgenden Absätze. Die Leistungen für Auszu-
bildende gelten nicht als Arbeitslosengeld II.

(2) Leistungen werden in Höhe der Mehrbedarfe nach § 21 Absatz 2, 3, 5 und 6 und in
Höhe der Leistungen nach § 24 Absatz 3 Nummer 2 erbracht, soweit die Mehrbedarfe
nicht durch zu berücksichtigendes Einkommen oder Vermögen gedeckt sind.

(3) Erhalten Auszubildende Berufsausbildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld nach
dem Dritten Buch oder Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz
oder erhalten sie diese nur wegen der Vorschriften zur Berücksichtigung von Ein-
kommen und Vermögen nicht und bemisst sich deren Bedarf nach § 61 Absatz 1,  
§ 62 Absatz 2, § 116 Absatz 3, § 123 Absatz 1 Nummer 1 und 4, § 124 Absatz 1 Nummer 2
des Dritten Buches oder nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2, § 13 Absatz 1  
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in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes,
erhalten sie einen Zuschuss zu ihren angemessenen Aufwendungen für Unterkunft
und Heizung (§ 22 Absatz 1 Satz 1), soweit der Bedarf in entsprechender Anwendung
des § 19 Absatz 3 ungedeckt ist. Satz 1 gilt nicht, wenn die Berücksichtigung des
 Bedarfs für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 5 ausgeschlossen ist.

(4) Leistungen können als Darlehen für Regelbedarfe, Bedarfe für Unterkunft und
Heizung und notwendige Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung erbracht
werden, sofern der Leistungsausschluss nach § 7 Absatz 5 eine besondere Härte
 bedeutet. Für den Monat der Aufnahme einer Ausbildung können Leistungen ent-
sprechend § 24 Absatz 4 erbracht werden. Leistungen nach den Sätzen 1 und 2 sind
gegenüber den Leistungen nach den Absätzen 2 und 3 nachrangig.

(5) Unter den Voraussetzungen des § 22 Absatz 8 können Auszubildenden auch
 Leistungen für die Übernahme von Schulden erbracht werden.

Unterabschnitt 4
Leistungen für Bildung und Teilhabe

§ 28 Bedarfe für Bildung und Teilhabe

(1) Bedarfe für Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der
 Gemeinschaft werden bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen neben
dem Regelbedarf nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7 gesondert berücksichtigt.
 Bedarfe für Bildung werden nur bei Personen berücksichtigt, die das 25. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen
und keine Ausbildungsvergütung erhalten (Schülerinnen und Schüler).

(2) Bei Schülerinnen und Schülern werden die tatsächlichen Aufwendungen
 anerkannt für
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1. Schulausflüge und

2. mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen.

Für Kinder, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf werden bei Schülerinnen  
und Schülern 70 Euro zum 1. August und 30 Euro zum 1. Februar eines jeden Jahres
berücksichtigt.

(4) Bei Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schule
des gewählten Bildungsgangs auf Schülerbeförderung angewiesen sind, werden
die dafür erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen berücksichtigt, soweit sie
nicht von Dritten übernommen werden und es der leistungsberechtigten Person
nicht zugemutet werden kann, die Aufwendungen aus dem Regelbedarf zu bestreiten.

(5) Bei Schülerinnen und Schülern wird eine dem schulischen Angebot ergänzende
 angemessene Lernförderung berücksichtigt, soweit diese geeignet und zusätzlich
erforderlich ist, um die nach den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten
 wesentlichen Lernziele zu erreichen.

(6) Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung werden die
 entstehenden Mehraufwendungen berücksichtigt für 

1. Schülerinnen und Schüler und

2. Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege
 geleistet wird.

Für Schülerinnen und Schüler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittags-
verpflegung in schulischer Verantwortung angeboten wird. In den Fällen des Satzes 2
ist für die Ermittlung des monatlichen Bedarfs die Anzahl der Schultage in dem
Land zugrunde zu legen, in dem der Schulbesuch stattfindet.
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(7) Bei Leistungsberechtigten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres wird ein
 Bedarf zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft in Höhe
von insgesamt 10 Euro monatlich berücksichtigt für

1. Mitgliedsbeiträge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit,

2. Unterricht in künstlerischen Fächern (zum Beispiel Musikunterricht) und
 vergleichbare angeleitete Aktivitäten der kulturellen Bildung und

3. die Teilnahme an Freizeiten.

§ 29 Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe

(1) Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 werden erbracht
durch Sach- und Dienstleistungen, insbesondere in Form von personalisierten
 Gutscheinen oder Direktzahlungen an Anbieter von Leistungen zur Deckung dieser
Bedarfe (Anbieter); die kommunalen Träger bestimmen, in welcher Form sie die
Leistungen erbringen. Die Bedarfe nach § 28 Absatz 3 und 4 werden jeweils durch
Geldleistungen gedeckt. Die kommunalen Träger können mit Anbietern pauschal
abrechnen.

(2) Werden die Bedarfe durch Gutscheine gedeckt, gelten die Leistungen mit Aus -
gabe des jeweiligen Gutscheins als erbracht. Die kommunalen Träger gewährleis-
ten, dass Gutscheine bei geeigneten vorhandenen Anbietern oder zur Wahrneh-
mung ihrer eigenen Angebote eingelöst werden können. Gutscheine können für
den gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus ausgegeben werden. Die Gültigkeit
von Gutscheinen ist angemessen zu befristen. Im Fall des Verlustes soll ein Gutschein
erneut in dem Umfang ausgestellt werden, in dem er noch nicht in Anspruch genom-
men wurde.

(3) Werden die Bedarfe durch Direktzahlungen an Anbieter gedeckt, gelten die
 Leistungen mit der Zahlung als erbracht. Eine Direktzahlung ist für den gesamten
Bewilligungszeitraum im Voraus möglich.
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(4) Im begründeten Einzelfall kann ein Nachweis über eine zweckentsprechende
Verwendung der Leistung verlangt werden. Soweit der Nachweis nicht geführt
wird, soll die Bewilligungsentscheidung widerrufen werden.

§ 30 (weggefallen)

Unterabschnitt 5
Sanktionen

§ 31 Pflichtverletzungen

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie trotz
schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis

1. sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzen-
den Verwaltungsakt nach § 15 Absatz 1 Satz 6 festgelegte Pflichten zu erfüllen,
insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen nachzuweisen,

2. sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit nach  
§ 16d oder eine nach § 16e gefördertes Arbeitsverhältnis aufzunehmen, fort -
zuführen oder deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern,

3. eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten,
 abbrechen oder Anlass für den Abbruch gegeben haben.

Dies gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund
für ihr Verhalten darlegen und nachweisen.

(2) Eine Pflichtverletzung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ist auch
 anzunehmen, wenn

Gesetzestext 163



1. sie nach Vollendung des 18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermögen in  
der Absicht vermindert haben, die Voraussetzungen für die Gewährung oder
Erhöhung des Arbeitslosengeldes II herbeizuführen,

2. sie trotz Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis ihr unwirtschaft-
liches Verhalten fortsetzen, 

3. ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht oder erloschen ist, weil die Agentur für
Arbeit das Eintreten einer Sperrzeit oder das Erlöschen des Anspruchs nach den
Vorschriften des Dritten Buches festgestellt hat, oder

4. sie die im Dritten Buch genannten Voraussetzungen für das Eintreten einer
Sperrzeit erfüllen, die das Ruhen oder Erlöschen eines Anspruchs auf Arbeits -
losengeld begründen.

§ 31a Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen

(1) Bei einer Pflichtverletzung nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld II in einer
ersten Stufe um 30 Prozent des für die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person
nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Bei der ersten wiederholten Pflichtverletzung
nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld II um 60 Prozent des für die erwerbs -
fähige leistungsberechtigte Person nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Bei jeder
weiteren wiederholten Pflichtverletzung nach § 31 entfällt das Arbeitslosengeld II
vollständig. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nur vor, wenn bereits zuvor
eine Minderung festgestellt wurde. Sie liegt nicht vor, wenn der Beginn des voran-
gegangenen Minderungszeitraums länger als ein Jahr zurückliegt. Erklären sich
 erwerbsfähige Leistungsberechtigte nachträglich bereit, ihren Pflichten nachzu-
kommen, kann der zuständige Träger die Minderung der Leistungen nach Satz 3  ab
diesem Zeitpunkt auf 60 Prozent des für sie nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs
begrenzen.
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(2) Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, ist das Arbeitslosengeld II bei einer Pflichtverletzung nach § 31 auf
die für die Bedarfe nach § 22 zu erbringenden Leistungen beschränkt. Bei wieder-
holter Pflichtverletzung nach § 31 entfällt das Arbeitslosengeld II vollständig. Absatz 1
Sätze 4 und 5 gelten entsprechend. Erklären sich erwerbsfähige Leistungsberech -
tigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nachträglich bereit, ihren
Pflichten nachzukommen, kann der Träger unter Berücksichtigung aller Umstände
des Einzelfalles ab diesem Zeitpunkt wieder die für die Bedarfe nach § 22 zu erbrin-
genden Leistungen gewähren.

(3) Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 Prozent des nach  
§ 20 maßgebenden Regelbedarfs kann der Träger auf Antrag in angemessenem Um-
fang ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbringen. Der Träger
hat Leistungen nach Satz 1 zu erbringen, wenn Leistungsberechtigte mit minderjäh-
rigen Kindern in einem Haushalt leben. Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II
um mindestens 60 Prozent des für den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach
§ 20 maßgebenden Regelbedarfs soll das Arbeitslosengeld II, soweit es für den Bedarf
für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 1 erbracht wird, an den Vermieter
oder andere Empfangsberechtigte gezahlt werden.

(4) Für nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte gilt Absatz 1 und 3 bei Pflichtverlet-
zungen nach § 31 Absatz 2 Nummer 1 und 2 entsprechend.
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§ 31b Beginn und Dauer der Minderung

(1) Der Auszahlungsanspruch mindert sich mit Beginn des Kalendermonats, der auf
das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den
Umfang der Minderung der Leistung feststellt. In den Fällen des § 31 Absatz 2 Num-
mer 3 tritt die Minderung mit Beginn der Sperrzeit oder mit dem Erlöschen des An-
spruchs nach dem Dritten Buch ein. Der Minderungszeitraum beträgt drei Monate.
Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, kann der Träger die Minderung des Auszahlungsanspruchs in Höhe
der Bedarfe nach den §§ 20 und 21 unter Berücksichtigung aller Umstände des
 Einzelfalls auf sechs Wochen verkürzen. Die Feststellung der Minderung ist nur
 innerhalb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulässig.

(2) Während der Minderung des Auszahlungsanspruchs besteht kein Anspruch auf
ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften des Zwölften Buches.

§ 32 Meldeversäumnisse

(1) Kommen Leistungsberechtigte trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfol-
gen oder deren Kenntnis einer Aufforderung des zuständigen Trägers, sich bei ihm
zu melden oder bei einem ärztlichen oder psychologischen Untersuchungstermin
zu erscheinen, nicht nach, mindert sich das Arbeitslosengeld II oder das Sozialgeld
jeweils um 10 Prozent des für sie nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Dies gilt
nicht, wenn Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund für ihr Verhalten darlegen
und nachweisen.

(2) Die Minderung nach dieser Vorschrift tritt zu einer Minderung nach § 31a hinzu.
§ 31a Absatz 3 und § 31b gelten entsprechend.
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Unterabschnitt 6
Verpflichtungen Anderer

§ 33 Über gang von An sprü chen

(1) Haben Personen, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beziehen
für die Zeit, für die Leistungen erbracht werden, einen Anspruch gegen einen ande-
ren, der nicht Leistungsträger ist, geht der Anspruch bis zur Höhe der geleisteten
Aufwendungen auf die Träger der Leistungen nach diesem Buch über, wenn bei
rechtzeitiger Leistung des anderen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nicht erbracht worden wären. Satz 1 gilt auch, soweit Kinder unter Berücksichtigung
von Kindergeld nach § 11 Absatz 1 Satz 4 keine Leistungen empfangen haben und bei
rechtzeitiger Leistung des Anderen keine oder geringere Leistungen an die Mitglie-
der der Haushaltsgemeinschaft erbracht worden wären. Der Übergang wird nicht
 dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht übertragen, verpfändet oder
 gepfändet werden kann. Unterhaltsansprüche nach bürgerlichem Recht gehen
 zusammen mit dem unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch auf die Träger der
Leistungen nach diesem Buch über.

(2) Ein Un ter halts an spruch nach bür ger li chem Recht geht nicht über, wenn die
 unter halts be rech tig te Per son

1. mit der oder dem Ver pflich te ten in einer Be darfs ge mein schaft lebt,

2. mit der oder dem Ver pflich te ten ver wandt ist und den Un ter halts an spruch
nicht  geltend macht; dies gilt nicht für Un ter halts an sprü che

a) min der jäh ri ger Leistungsberechtigter,

b) von Leistungsberechtigten, die das 25. Le bens jahr noch nicht voll en det
und die Erst aus bil dung noch nicht ab ge schlos sen haben, gegen ihre  
El tern,
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3. in einem Kind schafts ver hält nis zur oder zum Ver pflich te ten steht und

a) schwan ger ist oder

b) ihr leib li ches Kind bis zur Voll en dung sei nes sechs ten Le bens jah res
 betreut.

Der Über gang ist auch aus ge schlos sen, so weit der Un ter halts an spruch durch  
lau fen de Zah lung er füllt wird. Der An spruch geht nur über, so weit das Einkom men
und Ver mö gen der un ter halts ver pflich te ten Per son das nach den §§ 11 bis 12 zu
 berück sich ti gen de Ein kom men und Ver mö gen über steigt.

(3) Für die Ver gan gen heit kön nen die Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch
außer unter den Vor aus set zun gen des bür ger li chen Rechts nur von der Zeit an
den An spruch gel tend ma chen, zu wel cher sie der oder dem Ver pflich te ten die
 Erbringung der Leis tung schrift lich mit ge teilt haben. Wenn die Leis tung vo raus -
sicht lich auf län ge re Zeit er bracht wer den muss, kön nen die Trä ger der Leis tun gen
nach die sem Buch bis zur Höhe der bis he ri gen mo nat li chen Auf wendun gen auch
auf künf ti ge Leis tun gen kla gen.

(4) Die Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch kön nen den auf sie über gegan ge -
nen An spruch im Ein ver neh men mit der Empfängerin oder dem Emp fän ger der
Leis tun gen auf diese oder diesen zur ge richt li chen Gel tend ma chung rück über tra gen
und sich den gel tend ge mach ten An spruch ab tre ten las sen. Kos ten, mit denen die
Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger da durch selbst be las tet wird, sind
zu über neh men. Über die An sprü che nach Ab satz 1 Satz 3 ist im Zi vil rechts weg zu
ent schei den.

(5) Die §§ 115 und 116 des Zehn ten Bu ches gehen der Re ge lung des Ab sat zes 1 vor.
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§ 34 Er satz an sprü che bei sozialwidrigem Verhalten

(1) Wer nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsätzlich oder grob fahrlässig die
Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch an sich
oder an Personen, die mit ihr oder ihm in einer Bedarfsgemeinschaft leben, ohne
wichtigen Grund herbeigeführt hat, ist zum Ersatz der deswegen gezahlten Leistun-
gen verpflichtet. Der Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten Beiträge zur
Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung. Von der Geltendmachung des Ersatzan-
spruchs ist abzusehen, soweit sie eine Härte bedeuten würde.

(2) Eine nach Ab satz 1 ein ge tre te ne Ver pflich tung zum Er satz der Leis tun gen geht
auf den Erben über. Sie ist auf den Nach lass wert zum Zeit punkt des Erbfal les be grenzt.

(3) Der Er satz an spruch er lischt drei Jahre nach Ab lauf des Jah res, in dem die Leis -
tung er bracht wor den ist. Die Be stim mun gen des Bür ger li chen Ge setzbuchs über
die Hem mung, die Ab lauf hem mung, den Neu be ginn und die Wir kung der Ver -
jährung gel ten sinn ge mäß; der Er he bung der Klage steht der Er lass eines Leis tungs -
be schei des gleich.

§ 34a Ersatzansprüche für rechtswidrig erhaltene Leistungen

(1) Zum Ersatz rechtswidrig erbrachter Leistungen nach diesem Buch ist verpflichtet,
wer diese durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten an Dritte herbei -
geführt hat. Der Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten Beiträge zur Kranken,
Renten- und Pflegeversicherung entsprechend § 335 Absatz 1, 2 und 5 des Dritten
Buches. 

(2) Der Ersatzanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem der Verwaltungsakt, mit dem die Erstattung nach § 50 des Zehnten Buches
festgesetzt worden ist, unanfechtbar geworden ist. Soweit gegenüber einer rechts-
widrig begünstigten Person ein Verwaltungsakt nicht aufgehoben werden kann,
beginnt die Frist nach Satz 1 mit dem Zeitpunkt, ab dem die Behörde Kenntnis von
der Rechtswidrigkeit der Leistungserbringung hat. § 34 Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend. § 52 des Zehnten Buches bleibt unberührt.
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(3) § 34 Absatz 2 gilt entsprechend. Auf den Ersatzanspruch gegenüber einem Erben
ist § 35 Absatz 3 entsprechend anwendbar.

(4) Zum Ersatz nach Absatz 1 und zur Erstattung nach § 50 des Zehnten Buches
 Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§ 34b Ersatzansprüche nach sonstigen Vorschriften

Bestimmt sich das Recht des Trägers nach diesem Buch, Ersatz seiner Aufwendungen
von einem anderen zu verlangen, gegen den die Leistungsberechtigten einen
 Anspruch haben, nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften, die dem § 33 vorgehen,
gelten als Aufwendungen auch solche Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts, die an die nicht getrennt lebende Ehegattin oder Lebenspartnerin oder den
nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner der leistungsberechtigten
Person erbracht wurden sowie an deren oder dessen unverheiratete Kinder, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten.

§ 35 Er ben haf tung

(1) Der Erbe einer Person, die Leis tun gen nach diesem Buch erhalten hat, ist zum  
Er satz der Leis tun gen ver pflich tet, so weit diese in ner halb der letz ten zehn Jahre vor
dem Erb fall er bracht wor den sind und 1 700 Euro über stei gen. Der Ersatzanspruch
umfasst auch die geleisteten Beiträge zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung.
Die Er satz pflicht ist auf den Nach lass wert zum Zeit punkt des Erb fal les be grenzt.

(2) Der Er satz an spruch ist nicht gel tend zu ma chen,

1. so weit der Wert des Nach las ses unter 15 500 Euro liegt, wenn der Erbe der Part -
ner der Person, die  die Leistungen empfangen hat war oder mit die sem ver wandt
war und nicht nur vo rü ber ge hend bis zum Tode der Person, die die Leistungen
empfangen hat, mit die ser in häus licher Ge mein schaft ge lebt und sie ge pflegt
hat,
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2. so weit die In an spruch nah me des Erben nach der Be son der heit des Ein zelfal les
eine be son de re Härte be deu ten würde.

(3) Der Er satz an spruch er lischt drei Jahre nach dem Tod der Person, die die Leistungen
empfangen hat, § 34 Absatz 3 Satz 2 gilt sinn ge mäß.

Ka pi tel 4
Ge mein sa me Vor schrif ten für Leis tun gen

Ab schnitt 1
Zu stän dig keit und Ver fah ren

§ 36 Ört li che Zu stän dig keit

Für die Leis tun gen nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 ist die Agen tur für Ar beit zu stän dig,
in deren Be zirk die er werbs fä hi ge leistungsberechtigte Person ihren ge wöhn lichen
Auf ent halt hat. Für die Leis tun gen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ist der kom -
mu na le Trä ger zu stän dig, in des sen Gebiet die er werbs fä hi ge leistungsberechtigte
 Person ihren ge wöhn li chen Auf ent halt hat. Für Leistungen nach den Sätzen 1 und 2
an Minderjährige, die Leistungen für die Zeit der Ausübung des Umgangsrechts nur
für einen kurzen Zeitraum beanspruchen, ist der jeweilige Träger an dem Ort zu-
ständig, an dem die umgangsberechtigte Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt
hat. Kann ein gewöhnlicher Aufenthaltsort nicht festgestellt werden, so ist der
 Träger nach diesem Buch örtlich zuständig, in dessen Bereich sich die oder der
 erwerbsfähige Leistungsberechtigte tatsächlich aufhält. Für nicht erwerbsfähige
Personen, deren Leistungsberechtigung sich aus § 7 Absatz 2 Satz 3 ergibt, gelten
die Sätze 1 bis 4 entsprechend.
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§ 36a Kos ten er stat tung bei Auf ent halt im Frau en haus

Sucht eine Per son in einem Frau en haus Zu flucht, ist der kom mu na le Trä ger am bis -
he ri gen ge wöhn li chen Auf ent halts ort ver pflich tet, dem durch die Auf nah me im
Frau en haus zu stän di gen kom mu na len Trä ger am Ort des Frau en hau ses die Kos ten
für die Zeit des Auf ent hal tes im Frau en haus zu er stat ten.

§ 37 An trags er for der nis

(1) Leis tun gen nach diesem Buch wer den auf An trag er bracht. Leistungen nach § 24
Absatz 1 und 3 und Leistungen für die Bedarfe nach § 28 Absatz 2, Absatz 4 bis 7 sind
gesondert zu beantragen.

(2) Leis tun gen nach diesem Buch wer den nicht für Zeiten vor der An trag stel lung  
er bracht. Der Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts wirkt auf
den Ersten des Monats zurück.

§ 38 Ver tre tung der Be darfs ge mein schaft

(1) Soweit Anhaltspunkte dem nicht entgegenstehen, wird ver mu tet, dass die oder
der er werbs fähige Leistungsberechtigte be voll mäch tigt ist, Leis tun gen nach die -
sem Buch auch für die mit ihm in einer Be darfs ge mein schaft le ben den Per so nen zu
be an tragen und ent ge gen zu neh men. Leben meh re re er werbs fä hi ge Leistungs -
berechtigte in einer Be darfs ge mein schaft, gilt diese Ver mu tung zu guns ten der
 antragstellenden Person.

(2) Für Leistungen an Kinder im Rahmen der Ausübung des Umgangsrechts hat die
umgangsberechtigte Person die Befugnis, Leistungen nach diesem Buch zu bean-
tragen und entgegenzunehmen, soweit das Kind dem Haushalt angehört.
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§ 39 So for ti ge Voll zieh bar keit

Keine aufschiebende Wirkung haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen
einen Verwaltungsakt,

1. der Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende aufhebt, zurücknimmt,
widerruft, die Pflichtverletzung und die Minderung des Auszahlungsanspruchs
feststellt oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder Pflichten erwerbs -
fähiger Leistungsberechtigter bei der Eingliederung in Arbeit regelt,

2. der den Übergang eines Anspruchs bewirkt,

3. mit dem zur Beantragung einer vorrangigen Leistung aufgefordert wird oder

4. mit dem nach § 59 in Verbindung mit § 309 des Dritten Buches zur persön -
lichen Meldung bei der Agentur für Arbeit aufgefordert wird.

§ 40 An wen dung von Ver fah rens vor schrif ten

(1) Für das Verfahren nach diesem Buch gilt das Zehnte Buch. Abweichend von Satz 1
gilt § 44 Absatz 4 Satz 1 des Zehnten Buches mit der Maßgabe, dass anstelle des Zeit-
raums von vier Jahren ein Zeitraum von einem Jahr tritt.

(2) Entsprechend anwendbar sind die Vorschriften des Dritten Buches über

1. die vorläufige Entscheidung (§ 328) mit der Maßgabe, dass auch dann vorläufig
entschieden werden kann, wenn die Gültigkeit einer Satzung oder einer ande-
ren im Rang unter einem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, die nach  
§ 22a Absatz 1 und dem dazu ergangenen Landesgesetz erlassen worden ist,
 Gegenstand eines Verfahrens bei einem Landessozialgericht, dem Bundessozial-
gericht oder einem Verfassungsgericht ist; 
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2. die Aufhebung von Verwaltungsakten nach § 330 Absatz 1 mit der Maßgabe,
dass bei der Unwirksamkeit einer Satzung oder einer anderen im Rang unter
einem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, die nach § 22a Absatz 1 und
dem dazu ergangenen Landesgesetz erlassen worden ist, auf die Zeit nach der
Entscheidung des Landessozialgerichts abgestellt wird;

3. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Absatz 2, 3 Satz 1 und 4); 

4. die vorläufige Zahlungseinstellung nach § 331 mit der Maßgabe, dass die Träger
auch zur teilweisen Zahlungseinstellung berechtigt sind, wenn sie von Tat -
sachen Kenntnis erhalten, die zu einem geringeren Leistungsanspruch führen;

5. die Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung  
(§ 335 Absatz 1, 2 und 5). 

(3) § 50 Absatz 1 des Zehnten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass Gutscheine
in Geld zu erstatten sind. Die leistungsberechtigte Person kann die Erstattungs -
forderung auch durch Rückgabe des Gutscheins erfüllen, soweit dieser nicht in
 Anspruch genommen wurde. Eine Erstattung der Leistungen nach § 28 erfolgt
nicht, soweit eine Aufhebungsentscheidung allein wegen dieser Leistungen zu
 treffen wäre.

(4) Ab wei chend von § 50 des Zehn ten Bu ches sind 56 Prozent der bei der Berech-
nung des Arbeislosengeldes II und des Sozialgeldes berücksichtigten Bedarf für  
Un ter kunft nicht zu er stat ten. Satz 1 gilt nicht in den Fäl len des § 45 Absatz 2 Satz 3
des Zehn ten Bu ches, des § 48 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 4 des Zehn ten Bu ches
sowie in Fäl len, in denen die Be wil li gung le dig lich teil wei se aufgehoben wird.

(5) § 28 des Zehn ten Bu ches gilt mit der Maß ga be, dass der An trag un ver züglich
nach Ab lauf des Mo nats, in dem die Ab leh nung oder Er stat tung der anderen Leis -
tung bin dend ge wor den ist, nach zu ho len ist.
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(6) Für die Vollstreckung von Ansprüchen der in gemeinsamen Einrichtungen
 zusammenwirkenden Träger nach diesem Buch gilt das Verwaltungs-Vollstreckungs-
gesetz des Bundes; im Übrigen gilt § 66 des Zehnten Buches.

§ 41 Be rech nung der Leis tun gen

(1) Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts besteht für jeden
Kalendertag. Der Monat wird mit 30 Tagen berechnet. Stehen die Leistungen nicht
für einen vollen Monat zu, wird die Leistung anteilig erbracht. Die Leistungen sollen
jeweils für sechs Monate bewilligt und monatlich im Voraus erbracht werden. Der
Bewilligungszeitraum kann auf bis zu zwölf Monate bei Leistungsberechtigten ver-
längert werden, bei denen eine Veränderung der Verhältnisse in diesem Zeitraum
nicht zu erwarten ist. 

(2) Berechnungen werden auf zwei Dezimalstellen durchgeführt, wenn nichts Abwei-
chendes bestimmt ist. Bei einer auf Dezimalstellen durchgeführten Berechnung
wird die letzte Dezimalstelle um eins erhöht, wenn sich in der folgenden Dezimal-
stelle eine der Ziffern 5 bis 9 ergeben würde.

§ 42 Aus zah lung der Geld leis tun gen

Geld leis tun gen nach die sem Buch wer den auf das im An trag an ge ge be ne inländis che
Konto bei einem Geld in sti tut über wie sen. Wer den sie an den Wohn sitz oder  
ge wöhn li chen Auf ent halt der Leistungsbe rech tig ten über mit telt, sind die da durch
ver an lass ten Kos ten ab zu zie hen. Dies gilt nicht, wenn Leistungsbe rech tig te nach-
weisen, dass ihnen die Ein rich tung eines Kon tos bei einem Geld in sti tut ohne ei ge nes
Ver schul den nicht mög lich ist.
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§ 42a Darlehen

(1) Darlehen werden nur erbracht, wenn ein Bedarf weder durch Vermögen nach 
§ 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 1a und 4 noch auf andere Weise gedeckt werden
kann. Darlehen können an einzelne Mitglieder von Bedarfsgemeinschaften oder an
mehrere gemeinsam vergeben werden. Die Rückzahlungsverpflichtung trifft die
Darlehensnehmer.

(2) Solange Darlehensnehmer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bezie-
hen, werden Rückzahlungsansprüche aus Darlehen ab dem Monat, der auf die Aus-
zahlung folgt, durch monatliche Aufrechnung in Höhe von 10 Prozent des maßge-
benden Regelbedarfs getilgt. Die Aufrechnung ist gegenüber den Darlehens -
nehmern schriftlich durch Verwaltungsakt zu erklären. Satz 1 gilt nicht, soweit
 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach § 24 Absatz 5 oder § 27 Absatz
4 erbracht werden.

(3) Rückzahlungsansprüche aus Darlehen nach § 24 Absatz 5 sind nach erfolgter
Verwertung sofort in voller Höhe und Rückzahlungsansprüche aus Darlehen nach  
§ 22 Absatz 6 bei Rückzahlung durch den Vermieter sofort in Höhe des noch nicht
getilgten Darlehensbetrages fällig. Deckt der erlangte Betrag den noch nicht getilgten
Darlehensbetrag nicht, soll eine Vereinbarung über die Rückzahlung des ausste-
henden Betrags unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Dar-
lehensnehmer getroffen werden.

(4) Nach Beendigung des Leistungsbezuges ist der noch nicht getilgte Darlehens -
betrag sofort fällig. Über die Rückzahlung des ausstehenden Betrags soll eine
 Vereinbarung unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Darle-
hensnehmer getroffen werden.

(5) Rückzahlungsansprüche aus Darlehen nach § 27 Absatz 4 sind abweichend von
Absatz 4 Satz 1 erst nach Abschluss der Ausbildung fällig. Absatz 4 Satz 2 gilt entspre-
chend.
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(6) Sofern keine abweichende Tilgungsbestimmung getroffen wird, werden Zahlun-
gen, die zur Tilgung der gesamten fälligen Schuld nicht ausreichen, zunächst auf
das zuerst erbrachte Darlehen angerechnet.

§ 43 Auf rech nung

(1) Die Träger von Leistungen nach diesem Buch können gegen Ansprüche von Leis-
tungsberechtigten auf Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts aufrech-
nen mit ihren

1. Erstattungsansprüchen nach § 42 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 2 Satz 1 des Ersten
Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 50 des Zehnten Buches
oder

2. Ersatzansprüchen nach den §§ 34 oder 34a.

(2) Die Höhe der Aufrechnung beträgt bei Erstattungsansprüchen, die auf den §§ 42
und 43 des Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 48 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3 in Verbindung mit § 50 des Zehnten Buches beruhen, 10 Prozent
des für den Leistungsberechtigten maßgebenden Regelbedarfs, in den übrigen Fäl-
len 30 Prozent. Die Höhe der monatlichen Aufrechnung ist auf insgesamt 30 Prozent
des maßgebenden Regelbedarfs begrenzt. Soweit die Erklärung einer späteren Auf-
rechnung zu einem höheren monatlichen Aufrechnungsbetrag als 30 Prozent füh-
ren würde, erledigen sich die vorherigen Aufrechnungserklärungen.

(3) Sind in einem Monat Aufrechnungen nach Absatz 1 und § 42a Absatz 2 zu vollzie-
hen, gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend.Würden die Aufrechnungen nach § 42a Ab-
satz 2 und nach Absatz 1 den in Absatz 2 Satz 2 genannten Betrag übersteigen, erle-
digt sich die nach § 42a Absatz 2 erklärte Aufrechnung, soweit sie der Aufrechnung
nach Absatz 1 entgegensteht.

Gesetzestext 177



(4) Die Aufrechnung ist gegenüber der leistungsberechtigten Person schriftlich
durch Verwaltungsakt zu erklären. Sie endet spätestens drei Jahre nach dem Monat,
der auf die Bestandskraft der in Absatz 1 genannten Entscheidungen folgt. Zeiten, in
denen die Aufrechnung nicht vollziehbar ist, verlängern den Aufrechnungszeit-
raum entsprechend.

§ 43a Verteilung von Teilzahlungen

Teilzahlungen auf Ersatz- und Erstattungsansprüche der Träger nach diesem Buch
gegen Leistungsberechtigte oder Dritte mindern die Aufwendungen der Träger der
Aufwendungen im Verhältnis des jeweiligen Anteils an der Forderung zueinander.

§ 44 Ver än de rung von An sprü chen

Die Trä ger von Leis tun gen nach die sem Buch dür fen An sprü che er las sen, wenn
deren Ein zie hung nach Lage des ein zel nen Fal les un bil lig wäre.

Abschnitt 2
Einheitliche Entscheidung

§ 44a Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit

(1) Die Agen tur für Ar beit stellt fest, ob die oder der Ar beit su chen de er werbs  fä hig
ist. Der Entscheidung können widersprechen:

1. der kom mu na le Trä ger,

2. ein an de rer Trä ger, der bei vol ler Er werbs min de rung zu stän dig wäre oder

3. die Kran ken kas se, die bei Er werbs fä hig keit Leis tun gen der Kran ken ver siche rung
zu er brin gen hätte. 
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Der Wi der spruch ist zu be grün den. Im Widerspruchsfall entscheidet die Agentur
für Arbeit, nachdem sie eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt hat. Die gut-
achterliche Stellungnahme erstellt der nach § 109a Absatz 2 des Sechsten Buches
 zuständige Träger der Rentenversicherung. Die Agentur für Arbeit ist bei der Ent-
scheidung über den Widerspruch an die gutachterliche Stellungnahme nach Satz 5
gebunden. Bis zu der Entscheidung über den Widerspruch erbringen die Agentur
für Arbeit und der kommunale Träger bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende.

(1a) Der Einholung einer gutachterlichen Stellungnahme nach Absatz 1 Satz 4
 bedarf es nicht, wenn der zuständige Träger der Rentenversicherung bereits nach  
§ 109a Absatz 2 Satz 2 des Sechsten Buches eine gutachterliche Stellungnahme
 abgegeben hat. Die Agentur für Arbeit ist an die gutachterliche Stellungnahme
 gebunden.

(2) Die gutachterliche Stellungnahme des Rentenversicherungsträgers zur Erwerbs-
fähigkeit ist für alle gesetzlichen Leistungsträger nach dem Zweiten, Dritten, Fünf-
ten, Sechsten und Zwölften Buch bindend; § 48 des Zehnten Buches bleibt unbe-
rührt.

(3) Entscheidet die Agentur für Arbeit, dass ein Anspruch auf Leistungen der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende nicht besteht, stehen ihr und dem kommunalen
 Träger Erstattungsansprüche nach § 103 des Zehnten Buches zu, wenn der oder dem
Leistungsberechtigten eine andere Sozialleistung zuerkannt wird. § 103 Absatz 3
des Zehnten Buches gilt mit der Maßgabe, dass Zeitpunkt der Kenntnisnahme der
Leistungsverpflichtung des Trägers der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge und der
Jugendhilfe der Tag des Widerspruchs gegen die Feststellung der Agentur für Arbeit
ist.
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(4) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob und in welchem Umfang die erwerbsfähige
Person und die dem Haushalt angehörenden Personen hilfebedürftig sind. Sie ist
dabei und bei den weiteren Entscheidungen nach diesem Buch an die Feststellung
der Angemessenheit der Kosten für Unterkunft und Heizung durch den kommuna-
len Träger gebunden. Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob die oder der erwerbsfähige
Leistungsberechtigte oder die dem Haushalt angehörenden Personen vom Bezug
von Leistungen nach diesem Buch ausgeschlossen sind.

(5) Der kommunale Träger stellt die Höhe der in seiner Zuständigkeit zu erbringen-
den Leistungen fest. Er ist dabei und bei den weiteren Entscheidungen nach diesem
Buch an die Feststellungen der Agentur für Arbeit nach Absatz 4 gebunden. Satz 2
gilt nicht, sofern der kommunale Träger zur vorläufigen Zahlungseinstellung berech-
tigt ist und dies der Agentur für Arbeit vor dieser Entscheidung mitteilt.

(6) Der kommunale Träger kann einer Feststellung der Agentur für Arbeit nach
 Absatz 4 Satz 1 oder 3 innerhalb eines Monats schriftlich widersprechen, wenn er
aufgrund der Feststellung höhere Leistungen zu erbringen hat. Der Widerspruch ist
zu begründen; er befreit nicht von der Verpflichtung, die Leistungen entsprechend
der Feststellung der Agentur für Arbeit zu gewähren. Die Agentur für Arbeit über-
prüft ihre Feststellung und teilt dem kommunalen Träger innerhalb von zwei Wochen
ihre endgültige Feststellung mit. Hält der kommunale Träger seinen Widerspruch
aufrecht, sind die Träger bis zu einer anderen Entscheidung der Agentur für Arbeit
oder einer gerichtlichen Entscheidung an die Feststellung der Agentur für Arbeit
gebunden.
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§ 44b Gemeinsame Einrichtung

(1) Zur einheitlichen Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende bilden
die Träger im Gebiet jedes kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
eine gemeinsame Einrichtung. Die gemeinsame Einrichtung nimmt die Aufgaben
der Träger nach diesem Buch wahr; die Trägerschaft nach § 6 sowie nach den §§ 6a
und 6b bleibt unberührt. Die gemeinsame Einrichtung ist befugt, Verwaltungsakte
und Widerspruchsbescheide zu erlassen. Die Aufgaben werden von Beamtinnen
und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wahrgenommen,
denen entsprechende Tätigkeiten zugewiesen worden sind.

(2) Die Träger bestimmen den Standort sowie die nähere Ausgestaltung und Organi-
sation der gemeinsamen Einrichtung durch Vereinbarung. Die Ausgestaltung und
Organisation der gemeinsamen Einrichtung sollen die Besonderheiten der beteilig-
ten Träger, des regionalen Arbeitsmarktes und der regionalen Wirtschaftsstruktur
berücksichtigen. Die Träger können die Zusammenlegung mehrerer gemeinsamer
Einrichtungen zu einer gemeinsamen Einrichtung vereinbaren.

(3) Den Trägern obliegt die Verantwortung für die rechtmäßige und zweckmäßige
Erbringung ihrer Leistungen. Sie haben in ihrem Aufgabenbereich nach § 6 Absatz 1
Nummer 1 oder 2 gegenüber der gemeinsamen Einrichtung ein Weisungsrecht;
dies gilt nicht im Zuständigkeitsbereich der Trägerversammlung nach § 44c. Die
Träger sind berechtigt, von der gemeinsamen Einrichtung die Erteilung von Aus-
kunft und Rechenschaftslegung über die Leistungserbringung zu fordern, die
Wahrnehmung der Aufgaben in der gemeinsamen Einrichtung zu prüfen und die
gemeinsame Einrichtung an ihre Auffassung zu binden. Vor Ausübung ihres Wei-
sungsrechts in Angelegenheiten grundsätzlicher Bedeutung befassen die Träger
den Kooperationsausschuss nach § 18b. Der Kooperationsausschuss kann innerhalb
von zwei Wochen nach Anrufung eine Empfehlung abgeben.

(4) Die gemeinsame Einrichtung kann einzelne Aufgaben auch durch die Träger
wahrnehmen lassen.
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(5) Die Bundesagentur stellt der gemeinsamen Einrichtung Angebote an Dienstleis-
tungen zur Verfügung.

(6) Die Träger teilen der gemeinsamen Einrichtung alle Tatsachen und Feststellungen
mit, von denen sie Kenntnis erhalten und die für die Leistungen erforderlich sind.

§ 44c Trägerversammlung

(1) Die gemeinsame Einrichtung hat eine Trägerversammlung. In der Trägerver-
sammlung sind Vertreterinnen und Vertreter der Agentur für Arbeit und des kom-
munalen Trägers je zur Hälfte vertreten. In der Regel entsenden die Träger je drei
Vertreterinnen oder Vertreter. Jede Vertreterin und jeder Vertreter hat eine Stim-
me. Die Vertreterinnen und Vertreter wählen eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden für eine Amtszeit von bis zu fünf Jahren. Kann in der Trägerversammlung
keine Einigung über die Person der oder des Vorsitzenden erzielt werden, wird die
oder der Vorsitzende von den Vertreterinnen und Vertretern der Agentur für Arbeit
und des kommunalen Trägers abwechselnd jeweils fü�r zwei Jahre bestimmt; die
erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreterinnen und Vertreter der Agen-
tur für Arbeit. Die Trägerversammlung entscheidet durch Beschluss mit Stimmen-
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzen-
den; dies gilt nicht für Entscheidungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 4 und 8.  
Die Beschlüsse sind von der oder Vorsitzenden schriftlich niederzulegen. Die
Träger versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Die Trägerversammlung entscheidet über organisatorische, personalwirtschaft-
liche, personalrechtliche und personalvertretungsrechtliche Angelegenheiten der
gemeinsamen Einrichtung. Dies sind insbesondere

1. die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers,

2. der Verwaltungsablauf und die Organisation,

3. die Änderung des Standorts der gemeinsamen Einrichtung,
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4. die Entscheidungen nach § 6 Absatz 1 Satz 2 und § 44b Absatz 4, ob einzelne
Aufgaben durch die Träger oder durch Dritte wahrgenommen werden,

5. die Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäf-
tigten, 

6. die Arbeitsplatzgestaltung,

7. die Genehmigung von Dienstvereinbarungen mit der Personalvertretung,

8. die Aufstellung des Stellenplans und der Richtlinien zur Stellenbewirtschaftung,

9. die grundsätzlichen Regelungen der innerdienstlichen, sozialen und persön -
lichen Angelegenheiten der Beschäftigten.

(3) Die Trägerversammlung nimmt in Streitfragen zwischen Personalvertretung
und Geschäftsführerin oder Geschäftsführer die Aufgaben einer übergeordneten
Dienststelle und obersten Dienstbehörde nach den §§ 69 bis 72 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes wahr.

(4) Die Trägerversammlung berät zu gemeinsamen Betreuungsschlüsseln. Sie hat
dabei die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel zu berücksichtigen. Bei der
Personalbedarfsermittlung sind im Regelfall folgende Anteilsverhältnisse zwischen
eingesetztem Personal und Leistungsberechtigten nach diesem Buch zu berück-
sichtigen:

1. 1:75 bei der Gewährung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit von er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres,

2. 1:150 bei der Gewährung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit von er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr vollendet und die
Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht haben.
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(5) Die Trägerversammlung stellt einheitliche Grundsätze der Qualifizierungsplanung
und Personalentwicklung auf, die insbesondere der individuellen Entwicklung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dienen und ihnen unter Beachtung ihrer persön-
lichen Interessen und Fähigkeiten die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforder-
liche Qualifikation vermitteln sollen. Die Trägerversammlung stimmt die Grundsät-
ze der Personalentwicklung mit den Personalentwicklungskonzepten der Träger
ab. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer berichtet der Trägerversamm-
lung regelmäßig über den Stand der Umsetzung.

(6) In der Trägerversammlung wird das örtliche Arbeitsmarkt- und Integrationspro-
gramm der Grundsicherung für Arbeitsuchende unter Beachtung von Zielvorgaben
der Träger abgestimmt.

§ 44d Geschäftsführerin, Geschäftsführer

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt hauptamtlich die Geschäf-
te der gemeinsamen Einrichtung, soweit durch Gesetz nichts Abweichendes be-
stimmt ist. Sie oder er vertritt die gemeinsame Einrichtung gerichtlich und außer-
gerichtlich. Sie oder er hat die von der Trägerversammlung in deren Aufgaben -
bereich beschlossenen Maßnahmen auszuführen und nimmt an deren Sitzungen
beratend teil.

(2) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird für fünf Jahre bestellt. Für
die Ausschreibung der zu besetzenden Stelle findet § 4 der Bundeslaufbahnverord-
nung entsprechende Anwendung. Kann in der Trägerversammlung keine Einigung
über die Person der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers erzielt werden,
 unterrichtet die oder der Vorsitzende der Trägerversammlung den Kooperations-
ausschuss. Der Kooperationsausschuss hört die Träger der gemeinsamen Einrich-
tung an und unterbreitet einen Vorschlag. Können sich die Mitglieder des Koopera-
tionsausschusses nicht auf einen Vorschlag verständigen oder kann in der Träger -
versammlung trotz Vorschlags keine Einigung erzielt werden, wird die Geschäfts-
führerin oder der Geschäftsführer von der Agentur für Arbeit und dem kommuna-
len Träger abwechselnd jeweils für zweieinhalb Jahre bestimmt. Die erstmalige
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 Bestimmung erfolgt durch die Agentur für Arbeit; abweichend davon erfolgt die
erstmalige Bestimmung durch den kommunalen Träger, wenn die Agentur für
 Arbeit erstmalig die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Trägerversammlung
bestimmt hat. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer kann auf Beschluss
der Trägerversammlung vorzeitig abberufen werden. Bis zur Bestellung einer neuen
Geschäftsführerin oder eines neuen Geschäftsführers führt sie oder er die Geschäfte
der  gemeinsamen Einrichtung kommissarisch.

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist Beamtin, Beamter, Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer eines Trägers und untersteht dessen Dienstaufsicht. Soweit
sie oder er Beamtin, Beamter, Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer einer nach § 6
Absatz 2 Satz 1 herangezogenen Gemeinde ist, untersteht sie oder er der Dienstauf-
sicht ihres oder seines Dienstherrn oder Arbeitgebers.

(4) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer übt über die Beamtinnen und
Beamten sowie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, denen in der gemein -
samen Einrichtung Tätigkeiten zugewiesen worden sind, die dienst-, personal- und
arbeitsrechtlichen Befugnisse der Bundesagentur und des kommunalen Trägers
und die Dienstvorgesetzten- und Vorgesetztenfunktion, mit Ausnahme der Befug-
nisse zur Begründung und Beendigung der mit den Beamtinnen und Beamten
sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bestehenden Rechtsverhältnisse,
aus.

(5) Die Geschäftsführerin ist Leiterin, der Geschäftsführer ist Leiter der Dienststelle
im personalvertretungsrechtlichen Sinn und Arbeitgeber im Sinne des Arbeits-
schutzgesetzes.

(6) Bei personalrechtlichen Entscheidungen, die in der Zuständigkeit der Träger
 liegen, hat die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ein Anhörungs- und
 Vorschlagsrecht. 
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(7) Bei der besoldungsrechtlichen Einstufung der Dienstposten der Geschäftsführer-
innen und der Geschäftsführer sind Höchstgrenzen einzuhalten. Die Besoldungs-
gruppe A 16 der Bundesbesoldungsordnung A, in Ausnahmefällen die Besoldungs-
gruppe B 3 der Bundesbesoldungsordnung B, oder die entsprechende landes recht  -
liche Besoldungsgruppe darf nicht überschritten werden. Das Entgelt für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer darf die für Beamtinnen und Beamte geltende
 Besoldung nicht übersteigen.

§ 44e  Verfahren bei Meinungsverschiedenheit über die 
Weisungs zuständigkeit

(1) Zur Beilegung einer Meinungsverschiedenheit über die Zuständigkeit nach § 44b
Absatz 3 und § 44c Absatz 2 können die Träger oder die Trägerversammlung den
 Kooperationsausschuss anrufen. Stellt die Geschäftsführerin oder der Geschäfts -
führer fest, dass sich Weisungen der Träger untereinander oder mit einer Weisung
der Trägerversammlung widersprechen, unterrichtet sie oder er unverzüglich die
Träger, um diesen Gelegenheit zur Überprüfung der Zuständigkeit zum Erlass der
Weisungen zu geben. Besteht die Meinungsverschiedenheit danach fort, kann die
Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer den Kooperationsausschuss anrufen.

(2) Der Kooperationsausschuss entscheidet nach Anhörung der Träger und der
 Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers durch Beschluss mit Stimmenmehr-
heit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die
Beschlüsse des Ausschusses sind von der Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden
schriftlich niederzulegen. Die oder der Vorsitzende teilt den Trägern, der Trägerver-
sammlung sowie der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer die Beschlüsse
mit.

(3) Die Entscheidung des Kooperationsausschusses bindet die Träger. Soweit nach
anderen Vorschriften der Rechtsweg gegeben ist, wird er durch die Anrufung des
Kooperationsausschusses nicht ausgeschlossen.
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§ 44f Bewirtschaftung von Bundesmitteln

(1) Die Bundesagentur überträgt der gemeinsamen Einrichtung die Bewirtschaf-
tung von Haushaltsmitteln des Bundes, die sie im Rahmen von § 46 bewirtschaftet.
Für die Übertragung und die Bewirtschaftung gelten die haushaltsrechtlichen
 Bestimmungen des Bundes.

(2) Zur Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes bestellt die Geschäftsführerin
oder der Geschäftsführer eine Beauftragte oder einen Beauftragten für den Haus-
halt. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer und die Trägerversammlung
haben die Beauftragte oder den Beauftragten für den Haushalt an allen Maßnahmen
von finanzieller Bedeutung zu beteiligen.

(3) Die Bundesagentur hat die Übertragung der Bewirtschaftung zu widerrufen,
wenn die gemeinsame Einrichtung bei der Bewirtschaftung wiederholt oder erheb-
lich gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstoßen hat und durch die Be-
stellung einer oder eines anderen Beauftragten für den Haushalt keine Abhilfe zu
erwarten ist.

(4) Näheres zur Übertragung und Durchführung der Bewirtschaftung von Haus-
haltsmitteln des Bundes kann zwischen der Bundesagentur und der gemeinsamen
Einrichtung vereinbart werden. Der kommunale Träger kann die gemeinsame Ein-
richtung auch mit der Bewirtschaftung von kommunalen Haushaltsmitteln beauf-
tragen.

(5) Auf Beschluss der Trägerversammlung kann die Befugnis nach Absatz 1 auf die
Bundesagentur zurückübertragen werden.
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§ 44g Zuweisung von Tätigkeiten bei der gemeinsamen Einrichtung

(1) Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der
Träger und der nach § 6 Absatz 2 Satz 1 herangezogenen Gemeinden und Gemein-
deverbände, die bis zum 31. Dezember 2010 in einer Arbeitsgemeinschaft nach  
§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung Aufgaben nach diesem
Buch durchgeführt haben, werden mit Wirkung zum 1. Januar 2011 Tätigkeiten bei
der gemeinsamen Einrichtung, die die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft weiter-
führt, für die Dauer von fünf Jahren zugewiesen. Wenn keine Arbeitsgemeinschaf-
ten nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung eingerichtet
waren, werden Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, die am 31. Dezember 2010 die Aufgaben dieses Buches in Agenturen für
Arbeit und Kommunen durchgeführt haben, mit Wirkung zum 1. Januar 2011 für die
Dauer von fünf Jahren Tätigkeiten bei der gemeinsamen Einrichtung zugewiesen.

(2) Spätere Zuweisungen erfolgen im Einzelfall mit Zustimmung der Geschäftsfüh-
rerin oder des Geschäftsführers der gemeinsamen Einrichtung nach den tarif- und
beamtenrechtlichen Regelungen.

(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und der Beamten bleibt unberührt. Ihnen ist
eine ihrem Amt entsprechende Tätigkeit zu übertragen.

(4) Die mit der Bundesagentur, dem kommunalen Träger oder einer nach § 6 Absatz 2
Satz 1 herangezogenen Gemeinde oder einem Gemeindeverband bestehenden
 Arbeitsverhältnisse bleiben unberührt. Werden einer Arbeitnehmerin oder einem
Arbeitnehmer aufgrund der Zuweisung Tätigkeiten übertragen, die einer niedrigeren
Entgeltgruppe oder Tätigkeitsebene zuzuordnen sind, bestimmt sich die Eingruppie-
rung nach der vorherigen Tätigkeit.

(5) Die Zuweisung kann

1. aus dienstlichen Gründen mit einer Frist von drei Monaten,
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2. auf Verlangen der Beamtin, des Beamten, der Arbeitnehmerin oder des
 Arbeitnehmers aus wichtigem Grund jederzeit

beendet werden. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer kann der Beendi-
gung nach Nummer 2 aus zwingendem dienstlichem Grund widersprechen.

§ 44h Personalvertretung

(1) In den gemeinsamen Einrichtungen wird eine Personalvertretung gebildet. Die
Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes gelten entsprechend.

(2) Die Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
der gemeinsamen Einrichtung besitzen für den Zeitraum, für den ihnen Tätigkeiten
in der gemeinsamen Einrichtung zugewiesen worden sind, ein aktives und passives
Wahlrecht zu der Personalvertretung.

(3) Der Personalvertretung der gemeinsamen Einrichtung stehen alle Rechte ent-
sprechend den Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes zu, soweit der
Trägerversammlung oder der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer Ent-
scheidungsbefugnisse in personalrechtlichen, personalwirtschaftlichen, sozialen
oder die Ordnung der Dienststelle betreffenden Angelegenheiten zustehen.

(4) Zur Erörterung und Abstimmung gemeinsamer personalvertretungsrechtlich
relevanter Angelegenheiten wird eine Arbeitsgruppe der Vorsitzenden der Perso-
nalvertretungen der gemeinsamen Einrichtungen eingerichtet. Die Arbeitsgruppe
hält bis zu zwei Sitzungen im Jahr ab. Sie beschließt mit der Mehrheit der Stimmen
ihrer Mitglieder eine Geschäftsordnung, die Regelungen über den Vorsitz, das Ver-
fahren zur internen Willensbildung und zur Beschlussfassung enthalten muss. Die
Arbeitsgruppe kann Stellungnahmen zu Maßnahmen der Träger, die Einfluss auf
die Arbeitsbedingungen aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beam-
tinnen und Beamten in den gemeinsamen Einrichtungen haben können, an die
 zuständigen Träger abgeben.
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(5) Die Rechte der Personalvertretungen der abgebenden Dienstherren und Arbeit-
geber bleiben unberührt, soweit die Entscheidungsbefugnisse bei den Trägern ver-
bleiben.

§ 44i Schwerbehindertenvertretung; Jugend- und Auszubildendenver-
tretung

Auf die Schwerbehindertenvertretung und Jugend- und Auszubildendenvertretung
ist § 44h entsprechend anzuwenden.

§ 44j Gleichstellungsbeauftragte

In der gemeinsamen Einrichtung wird eine Gleichstellungsbeauftragte bestellt. Das
Bundesgleichstellungsgesetz gilt entsprechend. Der Gleichstellungsbeauftragten
stehen die Rechte entsprechend den Regelungen des Bundesgleichstellungsgesetzes
zu, soweit die Trägerversammlung und die Geschäftsführer entscheidungsbefugt
sind.

§ 44k Stellenbewirtschaftung

(1) Mit der Zuweisung von Tätigkeiten nach § 44g Absatz 1 und 2 übertragen die
 Träger der gemeinsamen Einrichtung die entsprechenden Planstellen und Stellen
sowie Ermächtigungen für die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern mit befristeten Arbeitsverträgen zur Bewirtschaftung.

(2) Der von der Trägerversammlung aufzustellende Stellenplan bedarf der Geneh-
migung der Träger. Bei Aufstellung und Bewirtschaftung des Stellenplanes unter-
liegt die gemeinsame Einrichtung den Weisungen der Träger.

§ 45 (aufgehoben)
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Kapitel 5
Finanzierung und Aufsicht

§ 46 Fi nan zie rung aus Bun des mit teln

(1) Der Bund trägt die Auf wen dun gen der Grund si che rung für Ar beit su chen de ein -
schließ lich der Ver wal tungs kos ten, so weit die Leis tun gen von der Bun des agen tur
er bracht wer den. Der Bun des rech nungs hof prüft die Leis tungs ge wäh rung. Dies gilt
auch, so weit die Auf ga ben von gemeinsamen Einrichtungen nach § 44b wahr ge -
nom men wer den. Eine Pau scha lie rung von Ein glie de rungs leis tun gen und Ver wal -
tungs kos ten ist zu läs sig. Die Mit tel für die Er brin gung von Ein glie de rungs leis tun gen
und Ver wal tungs kos ten wer den in einem Ge samt bud get ver an schlagt.

(2) Der Bund kann fest le gen, nach wel chen Maß stä ben die Mit tel nach Ab satz 1 Satz 4
auf die Agen tu ren für Ar beit zu ver tei len sind. Bei der Zu wei sung wird die Zahl der
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach diesem Buch zugrunde gelegt. Für
Leistungen nach den §§ 16e und 16f kann die Agentur für Arbeit insgesamt bis zu
20 Prozent der auf sie entfallenen Eingliederungsmittel einsetzen. Das Bun des -
 minis te ri um für Ar beit und So zia les kann im Ein ver neh men mit dem Bun des -
ministe ri um der Fi nan zen durch Rechts ver ord nung ohne Zu stim mung des Bun des -
ra tes an de re oder er gän zen de Maß stä be für die Ver tei lung der Mit tel nach Ab satz 1
Satz 4 fest le gen.

(3) Der Anteil des Bundes an den Gesamtverwaltungskosten der gemeinsamen Ein-
richtungen beträgt 84,8 Prozent. Durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen festlegen, nach welchen Maßstäben 

1. kommunale Träger die Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de bei der Bundesagentur abrechnen, soweit sie Aufgaben nach § 6 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 wahrnehmen,

2. die Gesamtverwaltungskosten, die der Berechnung des Finanzierungsanteils
nach Satz 1 zugrunde liegen, zu bestimmen sind.
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(4) Die Bun des agen tur leis tet an den Bund einen Ein glie de rungs bei trag in Höhe 
der Hälf te der jähr li chen, vom Bund zu tra gen den Auf wen dun gen für Leis tun gen
zur Ein glie de rung in Ar beit und Ver wal tungs kos ten nach Ab satz 1 Satz 5 und § 6b 
Absatz 2. Jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November leistet die
 Bundesagentur an den Bund Abschlagszahlungen in Höhe von einem Achtel des im
Bundeshaushaltsplan veranschlagten Betrags für Leistungen zur Eingliederung in
Ar beit und Ver wal tungs kos ten nach Ab satz 1 Satz 5 und § 6b Absatz 2. Abweichend
von Satz 2 kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen der Bundesagentur die Abschlagszahlun-
gen bis zum letzten Bankarbeitstag des jeweiligen Jahres stunden, soweit dies zur
Vermeidung von Liquiditätshilfen nach § 364 Absatz 1 des Dritten Buches erforder-
lich ist. Bis zum 30. Ja nu ar des Fol ge jah res sind die ge leis te ten Ab schlags zah lun gen
den hälf ti gen tat säch  li chen Auf wen dun gen des Bundes für Ein glie de rungs leis tun -
gen und Ver wal tungs kos ten des Vor jah res gegenüber zu stel len. Ein zu hoch ge zahl -
ter Ein glie de rungs beitrag ist mit der Zahlung zum 15. Feb ru ar des Fol ge jah res zu
ver rech nen, ein zu ge ring ge zahl ter Ein glie de rungs bei trag ist mit der Zah lung zum
15. Feb ru ar des  Folge jah res zu sätz lich an den Bund ab zu füh ren. Ist der Haus halts -
plan des Bun des noch nicht in Kraft ge tre ten, sind die Ab schlags zah lun gen nach
Satz 2 auf der Grund la ge des Haus halts plans des Vor jah res zu be mes sen.

(5) Der Bund be tei ligt sich zweck ge bun den an den Leis tun gen für Un ter kunft und
Hei zung nach § 22 Absatz 1. Diese Beteiligung beträgt in den Jahren 2011 bis 2013 im
Land Baden-Württemberg 34,4 vom Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 40,4 vom
Hundert und in den übrigen Ländern 30,4 vom Hundert der Leistungen nach Satz 1.
Ab dem Jahr 2014 beträgt diese Beteiligung im Land Baden-Württemberg 31,6 vom
Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 37,6 vom Hundert und in den übrigen Ländern
27,6 vom Hundert der Leistungen nach Satz 1.

(6) Die in Absatz 5 Satz 2 und 3 genannten Prozentsätze erhöhen sich jeweils um
einen Wert in Prozentpunkten. Dieser entspricht den Gesamtausgaben für die Leis-
tungen nach § 28 sowie nach § 6b des Bundeskindergeldgesetzes des abgeschlosse-
nen Vorjahres geteilt durch die Gesamtausgaben für die Leistungen nach Absatz 5
Satz 1 des abgeschlossenen Vorjahres multipliziert mit 100. Bis zum Jahr 2013 beträgt
dieser Wert 5,4 Prozentpunkte; Absatz 7 bleibt unberührt.
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(7) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, den Wert nach
Absatz 6 Satz 1 erstmalig im Jahr 2013 jährlich durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates für das Folgejahr festzulegen und für das laufende Jahr rück-
wirkend anzupassen. Dabei legt es jeweils den Wert nach Absatz 6 Satz 2 für das
 abgeschlossene Vorjahr zugrunde. Für die rückwirkende Anpassung wird die Differ -
enz zwischen dem Wert nach Satz 2 und dem für das abgeschlossene Vorjahr fest -
gelegten Wert nach Absatz 6 Satz 1 im laufenden Jahr zeitnah ausgeglichen. Die
Höhe der Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 Satz 1 genannten Leistungen
beträgt höchstens 49 vom Hundert.

(8) Der Anteil des Bundes an den in Absatz 5 Satz 1 genannten Leistungen wird den
Ländern erstattet. Der Abruf der Erstattungen ist zur Monatsmitte und zum Monats-
ende zulässig. Soweit eine Bundesbeteiligung für Zahlungen geltend gemacht wird,
die wegen des fristgerechten Eingangs beim Empfänger bereits am Ende eines
Haushaltsjahres geleistet wurden, aber erst im folgenden Haushaltsjahr fällig wer-
den, ist die für das folgende Haushaltsjahr geltende Bundesbeteiligung maßgeblich.
Die Gesamtausgaben für die Leistungen nach § 28 sowie nach § 6b des Bundeskin-
dergeldgesetzes sind durch die Länder bis zum 31. März des Folgejahres zu ermit-
teln und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales mitzuteilen. Die Länder
gewährleisten, dass geprüft wird, dass die Ausgaben der kommunalen Träger
 begründet und belegt sind und den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit entsprechen.

§ 47 Auf sicht

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales führt die Rechts- und Fachauf-
sicht über die Bundesagentur, soweit dieser nach § 44b Absatz 3 ein Weisungsrecht
gegenüber den gemeinsamen Einrichtungen zusteht. Das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur Weisungen erteilen und sie an seine
Auffassung binden; es kann organisatorische Maßnahmen zur Wahrung der Inte-
ressen des Bundes an der Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende treffen.
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(2) Die zuständigen Landesbehörden führen die Aufsicht über die kommunalen
 Träger, soweit diesen nach § 44b Absatz 3 ein Weisungsrecht gegenüber den
 gemeinsamen Einrichtungen zusteht. Im Übrigen bleiben landesrechtliche Rege-
lungen unberührt.

(3) Im Aufgabenbereich der Trägerversammlung führt das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales die Rechtsaufsicht über die gemeinsamen Einrichtungen im
Einvernehmen mit der zuständigen obersten Landesbehörde. Kann ein Einverneh-
men nicht hergestellt werden, gibt der Kooperationsausschuss eine Empfehlung ab.
Von der Empfehlung kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales nur aus
wichtigem Grund abweichen. Im Übrigen ist der Kooperationsausschuss bei Auf-
sichtsmaßnahmen zu unterrichten.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates die Wahrnehmung seiner Aufgaben nach den
Absätzen 1 und 3 auf eine Bundesoberbehörde übertragen.

(5) Die aufsichtführenden Stellen sind berechtigt, die Wahrnehmung der Aufgaben
bei den gemeinsamen Einrichtungen zu prüfen.

§ 48 Aufsicht über die zugelassenen kommunalen Träger

(1) Die Aufsicht über die zugelassenen kommunalen Träger obliegt den zuständigen
Landesbehörden.

(2) Die Rechtsaufsicht über die obersten Landesbehörden übt die Bundesregierung
aus, soweit die zugelassenen kommunalen Träger Aufgaben anstelle der Bundes-
agentur erfüllen. Zu diesem Zweck kann die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften zu grundsätzlichen Rechtsfragen
der Leistungserbringung erlassen. Die Bundesregierung kann die Ausübung der
Rechtsaufsicht auf das Bundesministerium für Arbeit und Soziales übertragen.
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(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung des
 Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften für die Abrechnung der Auf -
wendungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende erlassen.

§ 48a Vergleich der Leistungsfähigkeit

(1) Zur Feststellung und Förderung der Leistungsfähigkeit der örtlichen Aufgaben-
wahrnehmung der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende erstellt das
 Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf der Grundlage der Kennzahlen nach
§ 51b Absatz 3 Nummer 3 Kennzahlenvergleiche und veröffentlicht die Ergebnisse
vierteljährlich.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die für die Vergleiche erforderlichen
Kennzahlen sowie das Verfahren zu deren Weiterentwicklung und die Form der
Veröffentlichung der Ergebnisse festzulegen.

§ 48b Zielvereinbarungen

(1) Zur Erreichung der Ziele nach diesem Buch schließen

1. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
 Bundesministerium der Finanzen mit der Bundesagentur,

2. die Bundesagentur und die kommunalen Träger mit den Geschäftsführerinnen
und Geschäftsführern der gemeinsamen Einrichtungen,

3. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit der zuständigen Landes -
behörde sowie

4. die zuständige Landesbehörde mit den zugelassenen kommunalen Trägern
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Vereinbarungen ab. Die Vereinbarungen nach Satz 1 Nummer 2 bis 4 umfassen alle
Leistungen dieses Buches. Die Beratungen über die Vereinbarung nach Satz 1 Num-
mer 3 führen die Kooperationsausschüsse nach § 18b. Im Bund-Länder-Ausschuss
nach § 18c wird für die Vereinbarungen nach diesem Absatz über einheitliche
Grundlagen beraten.

(2) Die Vereinbarungen werden nach Beschlussfassung des Bundestages über das
jährliche Haushaltsgesetz abgeschlossen.

(3) Die Vereinbarungen umfassen insbesondere die Ziele der Verringerung der
 Hilfebedürftigkeit, Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit und Vermei-
dung von langfristigem Leistungsbezug. Die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 bis 4 umfassen zusätzlich das Ziel der Verbesserung der sozialen Teilhabe.

(4) Die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 sollen sich an den Verein -
barungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 orientieren.

(5) Für den Abschluss der Vereinbarungen und die Nachhaltung der Zielerreichung
sind die Daten nach § 51b und die Kennzahlen nach § 48a Absatz 2 maßgeblich.

(6) Die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 können

1. erforderliche Genehmigungen oder Zustimmungen des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales ersetzen,

2. die Selbstbewirtschaftung von Haushaltsmitteln für Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit sowie für Verwaltungskosten zulassen.
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§ 49 In nen re vi si on

(1) Die Bun des agen tur stellt durch or ga ni sa to ri sche Maß nah men si cher, dass in
allen Dienst stel len und gemeinsamen Einrichtungen durch ei ge nes, nicht der
Dienst stel le an ge hö ren des Per so nal ge prüft wird, ob von ihr Leistun gen nach die -
sem Buch unter Be ach tung der ge setz li chen Be stim mun gen nicht hät ten er bracht
wer den dür fen oder zweck mä ßi ger oder wirt schaft li cher hätten ein ge setzt wer den
kön nen. Mit der Durch füh rung der Prü fun gen kön nen Drit te be auf tragt wer den.

(2) Das Prüf per so nal der Bun des agen tur ist für die Zeit sei ner Prüf tä tigkeit fach lich
un mit tel bar der Lei tung der Dienst stel le un ter stellt, in der es be schäf tigt ist.

(3) Der Vor stand legt die Be rich te nach Ab satz 1 un ver züg lich dem Bun des minis te rium
für Ar beit und So zia les vor.

Ka pi tel 6
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung, 
datenschutzrechtliche Verantwortung

§ 50 Da ten über mitt lung

(1) Die Bun des agen tur, die kom mu na len Trä ger, die zu ge las se nen kom mu na len  
Trä ger, gemeinsame Einrichtungen, die für die Be kämp fung von Leis tungs miss -
brauch und il le ga ler Beschäf ti gung zu stän di gen Stel len und mit der Wahr neh -
mung von Auf ga ben beauftrag te Drit te sol len sich ge gen sei tig So zi al da ten über -
mit teln, so weit dies zur Er fül lung ihrer Auf ga ben nach die sem Buch oder dem
Drit ten Buch erforder lich ist.

(2) Die gemeinsame Einrichtung ist verantwortliche Stelle für die Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung von Sozialdaten nach § 67 Absatz 9 des Zehnten Buches sowie
Stelle im Sinne des § 35 Absatz 1 des Ersten Buches.
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(3) Die gemeinsame Einrichtung nutzt zur Erfüllung ihrer Aufgaben durch die Bun-
desagentur zentral verwaltete Verfahren der Informationstechnik. Sie ist verpflich-
tet, auf einen auf dieser Grundlage erstellten gemeinsamen zentralen Datenbestand
zuzugreifen. Verantwortliche Stelle für die zentral verwalteten Verfahren der Infor-
mationstechnik nach § 67 Absatz 9 des Zehnten Buches ist die Bundesagentur.

(4) Die Zulässigkeit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von personenbezo -
genen Sozialdaten durch die gemeinsame Einrichtung richtet sich nach dem Daten-
schutzrecht des Bundes, soweit nicht in diesem Buch und im Zweiten Kapitel des
Zehnten Buches vorrangige Regelungen getroffen sind. Der Anspruch auf Zugang
zu amtlichen Informationen gegenüber der gemeinsamen Einrichtung richtet sich
nach dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes. Die Datenschutzkontrolle und
die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften über die Informationsfreiheit bei der
gemeinsamen Einrichtung sowie für die zentralen Verfahren der Informationstech-
nik obliegen nach § 24 des Bundesdatenschutzgesetzes der oder dem Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit.

§ 51 Er he bung, Ver ar bei tung und Nut zung von So zi al da ten
durch nicht öf fent li che Stel len

Die Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch dür fen ab wei chend von § 80 Absatz 5
des Zehn ten Bu ches zur Er fül lung ihrer Auf ga ben nach die sem Buch einschließ lich
der Er brin gung von Leis tun gen zur Ein glie de rung in Ar beit und Be kämp fung von
 Leis tungs miss brauch nicht öf fent li che Stel len mit der Erhebung, Ver ar bei tung und
 Nut zung von So zi al da ten be auf tra gen, auch so weit die Spei che rung der Daten den
 gesam ten Da ten be stand um fasst.
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§ 51a Kun den num mer

Jeder Per son, die Leis tun gen nach die sem Ge setz be zieht, wird ein ma lig eine ein -
deu ti ge, von der Bun des agen tur oder im Auf trag der Bun des agen tur von den
 zugelas se nen kom mu na len Trä gern ver ge be ne Kun den num mer zu ge teilt. Die Kun-
den num mer ist vom Trä ger der Grund si che rung für Ar beit su chen de als Iden tifi ka  ti -
ons merk mal zu nut zen und dient aus schließ lich die sem Zweck sowie den Zwe cken
nach § 51b Absatz 3. So weit vor han den, ist die schon beim Vor be zug von Leis tun gen
nach dem Drit ten Buch ver ge be ne Kun den num mer der Bun des agentur zu ver wen -
den. Die Kun den num mer bleibt der je wei li gen Per son auch zugeord net, wenn sie
den Trä ger wech selt. Bei er neu ter Leis tung nach län ge rer Zeit ohne In an spruch nah -
me von Leis tun gen nach die sem Buch oder nach dem Drit ten Buch wird eine neue
Kun den num mer ver ge ben. Diese Re ge lun gen gel ten ent spre chend auch für Be darfs -
ge mein schaf ten. Als Bedarfsgemeinschaft im Sinne dieser Vorschrift gelten auch
ein oder mehrere Kinder eines Haushalts, die nach § 7 Absatz 2 Satz 3 Leistungen
 erhalten. Bei der Über mitt lung der Daten ver wen den die Trä ger eine ein deu ti ge,
von der Bun des agen tur ver ge be ne Träger num mer.

51b Da ten er he bung und -ver ar bei tung durch die Trä ger
der Grundsi che rung für Ar beit su chen de

(1) Die zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende erheben laufend
die für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende erforderlichen
Daten. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die nach Satz 1 zu erhebenden
Daten, die zur Nutzung für die in Absatz 3 genannten Zwecke erforderlich sind, ein-
schließlich des Verfahrens zu deren Weiterentwicklung festzulegen.

(2) Die kommunalen Träger und die zugelassenen kommunalen Träger übermitteln
der Bundesagentur die Daten nach Absatz 1 unter Angabe eines eindeutigen Identi-
fikationsmerkmals, personenbezogene Datensätze unter Angabe der Kundennum-
mer sowie der Nummer der Bedarfsgemeinschaft nach § 51a.
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(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 erhobenen und an die Bundesagentur über -
mittelten Daten dürfen nur – unbeschadet auf sonstiger gesetzlicher Grundlagen
bestehender Mitteilungspflichten – für folgende Zwecke verarbeitet und genutzt
werden:

1. die zukünftige Gewährung von Leistungen nach diesem und dem Dritten Buch
an die von den Erhebungen betroffenen Personen,

2. Überprüfungen der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf korrek-
te und wirtschaftliche Leistungserbringung,

3. die Erstellung von Statistiken, Kennzahlen für die Zwecke nach § 48a Absatz 2
und § 48b Absatz 5, Eingliederungsbilanzen und Controllingberichten durch
die Bundesagentur, der laufenden Berichterstattung und der Wirkungsfor-
schung nach den §§ 53 bis 55,

4. die Durchführung des automatisierten Datenabgleichs nach § 52,

5. die Bekämpfung von Leistungsmissbrauch.

(4) Die Bundesagentur regelt im Benehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden
auf Bundesebene den genauen Umfang der nach den Absätzen 1 und 2 zu übermit-
telnden Informationen, einschließlich einer Inventurmeldung, sowie die Fristen  für
deren Übermittlung. Sie regelt ebenso die zu verwendenden Systematiken, die Art
der Übermittlung der Datensätze einschließlich der Datenformate sowie Aufbau,
Vergabe, Verwendung und Löschungsfristen von Kunden- und Bedarfsgemeinschafts-
nummern nach § 51a.

§ 51c (aufgehoben)
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§ 52 Au to ma ti sier ter Da ten ab gleich

(1) Die Bun des agen tur und die zu ge las se nen kom mu na len Trä ger über prü fen Per -
sonen, die Leis tun gen nach die sem Buch be zie hen, zum 1. Ja nu ar, 1. April, 1. Juli und
1. Ok to ber im Wege des au to ma ti sier ten Da ten ab gleichs darauf hin,

1. ob und in wel cher Höhe und für wel che Zeit räu me von ihnen Leis tun gen der
Träger der ge setz li chen Un fall- oder Ren ten ver si che rung be zo gen wer den oder
wur den,

2. ob und in wel chem Um fang Zei ten des Leis tungs be zu ges nach die sem Buch
mit Zei ten einer Ver si che rungs pflicht oder Zei ten einer ge ring fü gi gen Beschäf -
ti gung zu sam men tref fen,

3. ob und wel che Daten nach § 45d Absatz 1 und § 45e des Ein kom men steu er geset -
zes an das Bun des zent ral amt für Steu ern über mit telt wor den sind,

4. ob und in wel cher Höhe ein Ka pi tal nach § 12 Absatz 2 Nummer 2 nicht mehr
dem Zweck einer ge för der ten zu sätz li chen Al ters vor sor ge im Sinne des § 10a
oder des Ab schnitts XI des Ein kom men steu er ge set zes dient,

5. ob und in wel cher Höhe und für wel che Zeit räu me von ihnen Leis tun gen der
Trä ger der So zi al hil fe be zo gen wer den oder wur den,

6. ob und in wel cher Höhe und für wel che Zeit räu me von ihnen Leis tun gen der
Bun des agen tur als Trä ger der Ar beits för de rung nach dem Drit ten Buch be zogen
wer den oder wur den,

7. ob und in wel cher Höhe und für wel che Zeit räu me von ihnen Leis tun gen
 anderer Trä ger  der Grund si che rung für Ar beit su chen de be zo gen wer den oder
wur den.
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(2) Zur Durch füh rung des au to ma ti sier ten Da ten ab gleichs dür fen die Trä ger der
Leis tun gen nach die sem Buch die fol gen den Daten einer Per son, die Leistun gen
nach die sem Buch be zieht, an die in Ab satz 1 ge nann ten Stel len übermit teln:

1. Name und Vor na me,

2. Ge burts da tum und -ort,

3. An schrift,

4. Ver si che rungs num mer.

(2a) Die Da ten stel le der Ren ten ver si che rungs trä ger darf als Ver mitt lungsstel le die
nach den Ab sät zen 1 und 2 über mit tel ten Daten spei chern und nutzen, so weit dies
für die Da ten ab glei che nach den Ab sät zen 1 und 2 er for derlich ist. Sie darf die Daten
der Stamm satz da tei (§ 150 des Sechs ten Bu ches) und der bei ihr für die Prü fung bei
den Ar beit ge bern ge führ ten Datei (§ 28p Absatz 8 Satz 2 des Vier ten Bu ches) nut -
zen, so weit die Daten für die Da ten abglei che er for der lich sind. Die nach Satz 1 bei
der Da ten stel le der Ren tenver si che rungs trä ger ge spei cher ten Daten sind un ver -
züg lich nach Ab schluss des Da ten ab gleichs zu lö schen.

(3) Die den in Ab satz 1 ge nann ten Stel len über las se nen Daten und Da ten träger sind
nach Durch füh rung des Ab gleichs un ver züg lich zu rück zu ge ben, zu lö schen oder zu
ver nich ten. Die Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch dürfen die ihnen über mit -
tel ten Daten nur zur Über prü fung nach Ab satz 1 nut zen. Die über mit tel ten Daten
der Per so nen, bei denen die Über prü fung zu kei nen ab wei chen den Fest stel lun gen
führt, sind un ver züg lich zu lö schen.

(4) Das Bun des mi nis te ri um für Ar beit und So zia les wird er mäch tigt, durch Rechts ver -
ord nung das Nä he re über das Ver fah ren des au to ma ti sier ten Da ten ab gleichs und
die Kos ten des Ver fah rens zu re geln; dabei ist vor zu se hen, dass die Zu lei tung an die
Aus kunfts stel len durch eine zent ra le Ver mitt lungs stel le (Kopf stel le) zu er fol gen hat,
deren Zu stän dig keits be reich zu min dest das Ge biet eines Bun des lan des um fasst.
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§ 52a Über prü fung von Daten

(1) Die Agen tur für Ar beit darf bei Per so nen, die Leis tun gen nach die sem Buch
beantragt haben, be zie hen oder be zo gen haben, Aus kunft ein ho len

1. über die in § 39 Absatz 1 Nummer 5 und 11 des Stra ßen ver kehrs ge set zes ange-
führ ten Daten über ein Fahr zeug, für das die Per son als Hal ter ein ge tra gen ist,
bei dem Zent ra len Fahr zeug re gis ter;

2. aus dem Mel de re gis ter nach § 21 des Mel de rechts rah men ge set zes und dem
Aus län der zent ral re gis ter, so weit dies zur Be kämp fung von Leis tungs miss -
brauch er for der lich ist.

(2) Die Agen tur für Ar beit darf Daten von Per so nen, die Leis tun gen nach die sem
Buch be an tragt haben, be zie hen oder be zo gen haben und die Wohn geld be an tragt
haben, be zie hen oder be zo gen haben, an die nach dem Wohn geld gesetz zu stän -
dige Be hör de über mit teln, so weit dies zur Fest stel lung der Voraus set zun gen des
Aus schlus ses vom Wohn geld (§§ 7 und 8  Absatz 1 des Wohn geld ge setzes) er for der -
lich ist. Die Über mitt lung der in § 52 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 genann ten Daten ist
zu läs sig. Die in Ab satz 1 ge nann ten Be hör den füh ren die Über prü fung durch und
tei len das Er geb nis der Über prü fun gen der Agen tur für Ar beit un ver züg lich mit.
Die in Ab satz 1 und Satz 1 ge nann ten Be hör den haben die ihnen über mit tel ten Daten
nach Ab schluss der Über prü fung un ver züglich zu lö schen.
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Ka pi tel 7
Sta tis tik und For schung

§ 53 Sta tis tik und Über mitt lung sta tis ti scher Daten

(1) Die Bun des agen tur er stellt aus den bei der Durch füh rung der Grund si cherung
für Ar beit su chen de von ihr nach § 51b er hal te nen und den ihr von den kom mu na -
len Trä gern und den zu ge las se nen kom mu na len Trä gern nach § 51b übermit tel ten
Daten Sta tis ti ken. Sie über nimmt die lau fen de Be richt er stat tung und be zieht die
Leis tun gen nach die sem Buch in die Ar beits markt- und Berufs for schung ein.

(2) Das Bun des mi nis te ri um für Ar beit und So zia les kann Art und Um fang sowie
 Tatbe stän de und Merk ma le der Sta tis ti ken und der Be richt er stat tung näher  be stim -
men.

(3) Die Bun des agen tur legt die Sta tis ti ken nach Ab satz 1 dem Bun des mi ni sterium
für Ar beit und So zia les vor und ver öf fent licht sie in ge eig ne ter Form. Sie ge währ leis -
tet, dass auch kurz fris ti gem In for ma ti ons be darf des Bun des minis te ri ums für Ar beit
und So zia les ent spro chen wer den kann.

(4) Die Bun des agen tur stellt den sta tis ti schen Stel len der Krei se und kreis frei en Städ -
te die für Zwe cke der Pla nungs un ter stüt zung und für die So zi al be richt er stat tung
er for der li chen Daten und Ta bel len der Ar beits markt- und Grund si che rungs sta tis tik
zur Ver fü gung.

(5) Die Bun des agen tur kann dem Sta tis ti schen Bun des amt und den sta tis tischen
Äm tern der Län der für Zwe cke der Pla nungs un ter stüt zung und für die So zi al  ber icht -
er stat tung für ihren Zu stän dig keits be reich Daten und Ta bel len der Ar beits markt-
und Grund si che rungs sta tis tik zur Ver fü gung stel len. Sie ist be rech tigt, dem Sta tis ti -
schen Bun des amt und den sta tis ti schen Äm tern der Län der für er gän zen de Aus wer -
tun gen ano ny mi sier te und pseu do ny mi sier te Ein zel da ten zu über mit teln. Bei der
Über mitt lung von pseu do ny mi sier ten Einzel da ten sind die Namen durch  jeweils
neu zu ge ne rie ren de Pseu do ny me zu er set zen. Nicht pseu do ny mi sier te  Anschrif ten
dür fen nur zum Zwe cke der Zuord nung zu sta tis ti schen Blö cken über mit telt wer -
den.
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(6) Die Bun des agen tur ist be rech tigt, für aus schließ lich sta tis ti sche Zwecke den zur
Durch füh rung sta tis ti scher Auf ga ben zu stän di gen Stel len der Ge mein den und Ge -
mein de ver bän de für ihren Zu stän dig keits be reich Daten und Ta bel len der Ar beits -
markt- und Grund si che rungs sta tis tik sowie ano ny mi sier te und pseu do ny mi sier te
Ein zel da ten zu über mit teln, so weit die Vor aus set zun gen nach § 16 Absatz 5 Satz 2
des Bun des sta tis tik ge set zes ge ge ben sind. Bei der Über mitt lung von pseu do ny mi -
sier ten Ein zel da ten sind die Namen durch je weils neu zu ge ne rie ren de Pseu do ny -
me zu er set zen. Dabei dür fen nur An ga ben zu klein räu mi gen Ge biets ein hei ten,
nicht aber die ge nau en An schrif ten über mittelt wer den.

(7) Die §§ 280 und 281 des Drit ten Bu ches gel ten ent spre chend. § 282a des Drit ten
Bu ches gilt mit der Maß ga be, dass Daten und Ta bel len der Ar beitsmarkt- und
Grund si che rungs sta tis tik auch den zur Durch füh rung sta tis ti scher Auf ga ben zu -
stän di gen Stel len der Krei se und kreis frei en Städ te sowie der Ge mein den und
 Gemein de ver bän den über mit telt wer den dür fen, so weit die Voraus set zun gen nach
§ 16 Absatz 5 Satz 2 des Bun des sta tis tik ge set zes ge ge ben sind.

§ 53a Ar beits lo se

(1) Ar beits lo se im Sinne die ses Ge set zes sind er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte,
die die Vor aus set zun gen des § 16 des Drit ten Bu ches in sinn ge mä ßer Anwen dung
er fül len.

(2) Er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte, die nach Voll en dung des 58. Le bens jah res
min des tens für die Dauer von zwölf Mo na ten Leis tun gen der Grund si che rung für
Ar beit su chen de be zo gen haben, ohne dass ihnen eine so zi al ver si che rungspflich ti -
ge Be schäf ti gung an ge bo ten wor den ist, gel ten nach Ab lauf die ses Zeit raums für
die Dauer des je wei li gen Leis tungs be zugs nicht als ar beitslos.
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§ 54 Ein glie de rungs bi lanz und Eingliederungsbericht

Jede Agen tur für Ar beit er stellt für die Leis tun gen zur Ein glie de rung in Ar beit eine
Ein glie de rungs bi lanz. § 11 des Drit ten Bu ches gilt ent sprechend. So weit ein zel ne
Maß nah men nicht un mit tel bar zur Ein glie de rung in Ar beit füh ren, sind von der
Bun des agen tur an de re In di ka to ren zu ent wi ckeln, die den In teg ra ti ons fort schritt
der er werbs fä hi gen Leistungsberechtigten in geeig ne ter Weise ab bil den. Auf
 Bundesebene erstellt die Bundesagentur einen Eingliederungsbericht; § 11 Absatz 4
und 5 des Dritten Buches gilt entsprechend.

§ 55 Wir kungs for schung

(1) Die Wir kun gen der Leis tun gen zur Ein glie de rung und der Leis tun gen zur Siche -
rung des Le bens un ter halts sind re gel mä ßig und zeit nah zu un ter su chen und in die
Ar beits markt- und Be rufs for schung nach § 282 des Drit ten Bu ches einzube zie hen.
Das Bun des mi nis te ri um für Ar beit und So zia les und die Bun des agentur kön nen in
Ver ein ba run gen Ein zel hei ten der Wir kungs for schung fest le gen. So weit zweck mäßig,
kön nen Drit te mit der Wir kungs for schung be auf tragt werden.

2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales untersucht vergleichend die
 Wirkung der örtlichen Aufgabenwahrnehmung durch die Träger der Leistungen
nach diesem Buch.
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Ka pi tel 8
Mit wir kungs pflich ten

§ 56 An zei ge- und Be schei ni gungs pflicht bei Ar beits un fä hig keit

(1) Er werbs fä hi ge  Leistungsberechtigte, die Leis tun gen zur Si che rung des Le bens -
unter halts be an tragt haben oder be zie hen, sind ver pflich tet, der Agen tur für Ar beit 

1. eine ein ge tre te ne Ar beits un fä hig keit und deren vo raus sicht li che Dauer un ver -
züg lich an zu zei gen und

2. spä tes tens vor Ab lauf des drit ten Ka len der ta ges nach Ein tritt der Arbeits un fähig -
keit eine ärzt li che Be schei ni gung über die Ar beits un fä hig keit und deren vo raus -
sicht li che Dauer vor zu le gen.

Die Agen tur für Ar beit ist be rech tigt, die Vor la ge der ärzt li chen Besch eini gung
früher zu ver lan gen. Dau ert die Ar beits un fä hig keit län ger als in der Be schei ni gung
an ge ge ben, so ist der Agen tur für Ar beit eine neue ärzt li che Be schei ni gung vor zu -
legen. Die Be schei ni gun gen müs sen einen Ver merk des behan deln den Arz tes
 darüber ent hal ten, dass dem Trä ger der Kran ken ver si cherung un ver züg lich eine
 Beschei ni gung über die Ar beits un fä hig keit mit Angaben über den Be fund und die
vo raus sicht li che Dauer der Ar beits un fä hig keit über sandt wird. Zweifelt die Agentur
für Arbeit an der Arbeitsunfähigkeit der oder des Leistungsberechtigten, so gilt
§ 275 Absatz 1 Nummer 3b und Absatz 1a des Fünften Buches entsprechend.

(2) Die Bundesagentur erstattet den Krankenkassen die Kosten für die Begutachtung
durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung nach Absatz 1 Satz 5. Die
Bundesagentur und der Spitzenverband Bund der Krankenkassen vereinbaren das
Nähere über das Verfahren und die Höhe der Kostenerstattung; der Medizinische
Dienst des Spitzenverbands Bund der Krankenkassen ist zu beteiligen. In der Verein-
barung kann auch eine pauschale Abgeltung der Kosten geregelt werden.
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§ 57 Aus kunfts pflicht von Ar beit ge bern

Ar beit ge ber haben der Agen tur für Ar beit auf deren Ver lan gen Aus kunft über solche
Tat sa chen zu geben, die für die Ent schei dung über einen An spruch auf Leis tun gen
nach die sem Buch er heb lich sein kön nen; die Agen tur für Ar beit kann hier für die
Be nut zung eines Vor drucks ver lan gen. Die Aus kunfts pflicht er streckt sich auch auf
An ga ben über das Ende und den Grund für die Be en digung des Be schäf ti gungs ver -
hält nis ses.

§ 58 Ein kom mens be schei ni gung

(1) Wer je man den, der lau fen de Geld leis tun gen nach die sem Buch be an tragt hat
oder be zieht, gegen Ar beits ent gelt be schäf tigt, ist ver pflich tet, diesem un ver züg -
lich Art und Dauer die ser Er werbs tä tig keit sowie die Höhe des Ar beits ent gelts oder
der Ver gü tung für die Zei ten zu be schei ni gen, für die diese Leis tung be an tragt wor -
den ist oder be zo gen wird. Dabei ist der von der Agen tur für Ar beit vor ge se he ne
Vor druck zu be nut zen. Die Be schei ni gung ist der- oder dem je ni gen, die oder der die
Leis tung be antragt hat oder be zieht, un ver züg lich aus zu hän di gen.

(2) Wer eine lau fen de Geld leis tung nach die sem Buch be an tragt hat oder bezieht
und gegen Ar beits ent gelt be schäf tigt wird, ist ver pflich tet, dem Arbeit ge ber den
für die Be schei ni gung des Ar beits ent gelts vor ge schrie be nen Vor druck un ver züg -
lich vor zu le gen.

§ 59 Mel de pflicht

Die Vor schrif ten über die all ge mei ne Mel de pflicht, § 309 des Drit ten Buches, und
über die Mel de pflicht bei Wech sel der Zu stän dig keit, § 310 des Drit ten Bu ches, sind
ent spre chend an zu wen den.
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§ 60 Aus kunfts pflicht und Mit wir kungs pflicht Drit ter

(1) Wer je man dem, der Leis tun gen nach die sem Buch be an tragt hat oder bezieht,
Leis tun gen er bringt, die ge eig net sind, diese Leis tun gen nach die sem Buch aus -
zuschlie ßen oder zu min dern, hat der Agen tur für Ar beit auf Ver langen hier über
Aus kunft zu er tei len, so weit es zur Durch füh rung der Auf ga ben nach die sem Buch
er for der lich ist.

(2) Wer je man dem, der eine Leis tung nach die sem Buch be an tragt hat oder be zieht,
zu Leis tun gen ver pflich tet ist, die ge eig net sind, Leis tun gen nach die sem Buch aus -
zu schlie ßen oder zu min dern, oder wer für ihn Gut ha ben führt oder Ver mö gens -
gegen stän de ver wahrt, hat der Agen tur für Ar beit auf Ver langen hier über sowie
über damit im Zu sam men hang ste hen des Ein kom men oder Vermögen Aus kunft zu
er tei len, so weit es zur Durch füh rung der Auf ga ben nach die sem Buch er for der lich
ist. § 21 Absatz 3 Satz 4 des Zehn ten Bu ches gilt ent spre chend. Für die Fest stel lung
einer Un ter halts ver pflich tung ist § 1605 Absatz 1 des Bür ger li chen Ge setz buchs an -
zuwen den.

(3) Wer je man den, der

1. Leis tun gen nach die sem Buch be an tragt hat oder be zieht oder des sen Partnerin
oder Partner oder

2. nach Ab satz 2 zur Aus kunft ver pflich tet ist,

be schäf tigt, hat der Agen tur für Ar beit auf Ver lan gen über die Be schäf tigung,  
ins be son de re über das Ar beits ent gelt, Aus kunft zu er tei len, so weit es zur Durch -
führung der Auf ga ben nach die sem Buch er for der lich ist.

(4) Sind Ein kom men oder Ver mö gen der Partnerin oder des Part ners zu be rück sich -
ti gen, haben

1. die ser Part ner,
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2. Drit te, die für diese Partnerin oder die sen Part ner Gut ha ben füh ren oder  
Ver mö gens ge gen stän de ver wah ren,

der Agen tur für Ar beit auf Ver lan gen hier über Aus kunft zu erteilen, so weit es zur
Durch füh rung der Auf ga ben nach die sem Buch er for der lich ist. § 21 Absatz 3 Satz 4
 des Zehn ten Bu ches gilt ent spre chend.

(5) Wer je man den, der Leis tun gen nach die sem Buch be an tragt hat, be zieht oder
be zo gen hat, be schäf tigt, hat der Agen tur für Ar beit auf Ver lan gen Einsicht in
 Geschäfts bü cher, Ge schäfts un ter la gen und Be le ge sowie in Lis ten, Ent gelt ver zeich -
nis se und Ent gelt be le ge für Heim ar bei terinnen oder Heimarbeiter zu ge wäh ren,  
so weit es zur Durch füh rung der Auf ga ben nach die sem Buch er for der lich ist.

§ 61 Aus kunfts pflich ten bei Leis tun gen zur Ein glie de rung in Arbeit

(1) Trä ger, die eine Leis tung zur Ein glie de rung in Ar beit er bracht haben oder er brin -
gen, haben der Agen tur für Ar beit un ver züg lich Aus künf te über Tat sa chen zu er tei -
len, die Auf schluss da rü ber geben, ob und in wie weit Leistun gen zu Recht er bracht
wor den sind oder wer den. Sie haben Än de run gen, die für die Leis tun gen er heb lich
sind, un ver züg lich der Agen tur für Ar beit mitzu tei len.

(2) Die Teil neh merinnen und Teilnehmer an Maß nah men zur Ein glie de rung sind
ver pflich tet,

1. der Agen tur für Ar beit auf Ver lan gen Aus kunft über den Ein glie de rungs erfolg
der Maß nah me sowie alle wei te ren Aus künf te zu er tei len, die zur Qualitäts -
prüfung be nö tigt wer den, und

2. eine Be ur tei lung ihrer Leis tung und ihres Ver hal tens durch den Maß nah me -
träger zu zu las sen.

Die Maß nah me trä ger sind ver pflich tet, ihre Be ur tei lun gen der Teilnehmerin oder
des Teil neh mers unver züg lich der Agen tur für Ar beit zu über mit teln.
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§ 62 Scha den er satz

Wer vor sätz lich oder fahr läs sig

1. eine Ein kom mens be schei ni gung nicht, nicht rich tig oder nicht voll stän dig
aus füllt,

2. eine Aus kunft nach § 57 oder § 60 nicht, nicht rich tig oder nicht vollstän dig
erteilt, 

ist zum Er satz des da raus ent ste hen den Scha dens ver pflichtet.

Ka pi tel 9
Buß geld vor schrif ten

§ 63 Buß geld vor schrif ten

(1) Ord nungs wid rig han delt, wer vor sätz lich oder fahr läs sig

1. ent ge gen § 57 Satz 1 eine Aus kunft nicht, nicht rich tig, nicht voll ständig oder
nicht recht zei tig er teilt,

2. ent ge gen § 58 Absatz 1 Satz 1 oder 3 Art oder Dauer der Er werbs tä tig keit oder
die Höhe des Ar beits ent gelts oder der Ver gü tung nicht, nicht rich tig, nicht voll -
stän dig oder nicht recht zei tig be schei nigt oder eine Be schei nigung nicht oder
nicht recht zei tig aus hän digt,

3. ent ge gen § 58 Absatz 2 einen Vor druck nicht oder nicht recht zei tig vorlegt,

4. ent ge gen § 60 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 oder 4 Satz 1 oder als pri va ter Trä ger
ent gegen § 61 Absatz 1 Satz 1 eine Aus kunft nicht, nicht rich tig, nicht voll stän dig
oder nicht recht zei tig er teilt,

5. ent ge gen § 60 Absatz 5 Ein sicht nicht oder nicht recht zei tig ge währt oder
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6. ent ge gen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ers ten Bu ches eine Än de rung in
den Ver hält nis sen, die für einen An spruch auf eine lau fen de Leis tung er heb lich
ist, nicht, nicht rich tig, nicht voll stän dig oder nicht recht zei tig mitteilt.

(2) Die Ord nungs wid rig keit kann in den Fäl len des Ab sat zes 1 Nummer 6 mit einer
Geld buße bis zu fünf tau send Euro, in den üb ri gen Fäl len mit einer Geldbuße bis zu
zweitau send Euro ge ahn det wer den.

Ka pi tel 10
Be kämp fung von Leis tungs miss brauch

§ 64 Zu stän dig keit

(1) Für die Be kämp fung von Leis tungs miss brauch gilt § 319 des Drit ten Buches ent -
spre chend.

(2) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen

1. des § 63 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 die gemeinsame Einrichtung oder der nach  
§ 6a zugelassene kommunale Träger,

2. des § 63 Absatz 1 Nummer 6

a) die gemeinsame Einrichtung oder der nach § 6a zugelassene  kommunale
Träger sowie

b) die Behörden der Zollverwaltung jeweils für ihren Geschäftsbereich.

(3) Soweit die gemeinsame Einrichtung Verwaltungsbehörde nach Absatz 2 ist,
 fließen die Geldbußen in die Bundeskasse. § 66 des Zehnten Buches gilt entspre-
chend. Die Bundeskasse trägt abweichend von § 105 Absatz 2 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen. Sie ist auch ersatzpflichtig im Sinne
des § 110 Absatz 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.
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Ka pi tel 11
Über gangs- und Schluss vor schrif ten

§ 65 All ge mei ne Über gangs vor schrif ten

(1) (aufgehoben)

(2) (aufgehoben)

(3) (aufgehoben)

(4) Ab wei chend von § 2 haben auch er werbs fä hi ge Leistungsberechtigte An spruch
auf Leis tun gen zur Si che rung des Le bens un ter hal tes, die das 58. Le bens jahr voll en -
det haben und die Re gel vor aus set zun gen des An spruchs auf Leis tun gen zur Si che -
rung des Le bens un ter halts al lein des halb nicht er fül len, weil sie nicht ar beits be reit
sind und nicht alle Mög lich kei ten nut zen und nut zen wol len, ihre Hil fe be dürf tig -
keit durch Auf nah me einer Ar beit zu be en den. Vom 1. Ja nu ar 2008 an gilt Satz 1 nur
noch, wenn der An spruch vor dem 1. Ja nu ar 2008 ent stan den ist und der er werbs -
fähi ge Leistungsberechtigte vor die sem Tag das 58. Le bens jahr voll en det hat. § 428
des Drit ten Bu ches gilt ent sprechend. Satz 1 gilt ent spre chend für er werbs fä hi ge
Per sonen, die be reits vor dem 1. Ja nu ar 2008 unter den Vor aus set zun gen des § 428
Absatz 1 des Drit ten Bu ches Ar beits lo sen geld be zo gen haben und erst mals nach
dem 31. De zem ber 2007 hil fe be dürf tig wer den.

(5) § 12 Absatz 2 Nummer 1 gilt mit der Maß ga be, dass für die in § 4 Absatz 2 Satz 2
der Ar beits losen hil fe-Ver ord nung vom 13. De zem ber 2001 (BGBl. I S. 3734) in der
 Fassung vom 31. De zem ber 2004 ge nann ten Per so nen an die Stel le des Grund frei -
 betrags in Höhe von 150 Euro je voll en de tem Le bens jahr ein Frei betrag von
520 Euro, an die Stel le des Höchst frei be trags in Höhe von je weils 9 750 Euro ein
Höchst frei be trag in Höhe von 33 800 Euro tritt.

(6) (aufgehoben)
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§ 65a (aufgehoben)

§ 65b (aufgehoben)

§ 65c (aufgehoben)

§ 65d Über mitt lung von Daten

(1) Der Trä ger der So zi al hil fe und die Agen tur für Ar beit ma chen dem zustän di gen
Leis tungs trä ger auf Ver lan gen die bei ihnen vor han de nen Un ter lagen über die
 Gewäh rung von Leis tun gen für Per so nen, die Leis tun gen der Grund si che rung für
Ar beit su chen de be an tragt haben oder be zie hen, zu gänglich, so weit deren Kennt -
nis im Ein zel fall für die Er fül lung der Auf ga ben nach die sem Buch er for der lich ist.

(2) Die Bun des agen tur er stat tet den Trä gern der So zi al hil fe die Sach kos ten, die
ihnen durch das Zu gäng lich ma chen von Un ter la gen ent ste hen; eine Pauscha lie -
rung ist zu läs sig.

§ 65e Über gangs re ge lung zur Auf rech nung

Der zu stän di ge Trä ger der Leis tun gen nach die sem Buch kann mit Zu stim mung des
Trä gers der So zi al hil fe des sen An sprü che gegen den Leistungsberechtigten mit
Geld leis tun gen zur Si che rung des Le bens un ter halts nach den Vor aus set zun gen des
§ 43 Absatz 2, 3 und 4 Satz 1 auf rech nen. Die Auf rech nung wegen eines An spruchs
nach Satz 1 ist auf die ers ten zwei Jahre der Leis tungs er brin gung nach die sem Buch
be schränkt.
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§ 66 Rechtsänderungen bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

(1) Wird dieses Gesetzbuch geändert, so sind, soweit nichts Abweichendes bestimmt
ist, auf Leistungen zur Eingliederung in Arbeit bis zum Ende der Leistungen oder
der Maßnahme die Vorschriften in der vor dem Tag des Inkrafttretens der Änderung
geltenden Fassung weiter anzuwenden, wenn vor diesem Tag

1. der Anspruch entstanden ist,

2. die Leistung zuerkannt worden ist oder

3. die Maßnahme begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der Maßnahme
beantragt worden ist.

(2) Ist eine Leistung nur für einen begrenzten Zeitraum zuerkannt worden, richtet
sich eine Verlängerung nach den zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Verlän-
gerung geltenden Vorschriften.

§ 67 Frei be trags neu re ge lungs ge setz

Die §§ 11 und 30 in der bis zum 30. Sep tem ber 2005 gel ten den Fas sung sind wei ter -
hin an zu wen den für Be wil li gungs zeit räu me (§ 41 Absatz 1 Satz 4), die vor dem 1. Ok -
to ber 2005 be gin nen, längs tens je doch bis zur Auf nah me einer Er werbs tä tig keit.

§ 68 Ge setz zur Än de rung des Zwei ten Bu ches So zi al ge setz buch und
an de rer Ge set ze

(1) Die §§ 7, 9, 11 und 20 Absatz 1, 3 und 4 in der bis zum 30. Juni 2006 gel ten den Fas -
sung sind wei ter hin an zu wen den für Be wil li gungs zeit räu me (§ 41 Absatz 1 Satz 4),
die vor dem 1. Juli 2006 be gin nen.
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(2) § 22 Absatz 2a Satz 1 gilt nicht für Per so nen, die am 17. Feb ru ar 2006 nicht mehr
zum Haus halt der El tern oder eines El tern teils ge hö ren.

§ 69 Ge setz zur Fort ent wick lung der Grund si che rung für
Ar beit suchen de

(1) § 28 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 in der bis zum 31. Juli 2006 gel ten den Fas sung ist  
wei ter hin an zu wen den für Be wil li gungs zeit räu me, die vor dem 1. Au gust 2006  
be gin nen.

(2) § 31 Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt mit der Maßgabe, dass Pflichtverletzungen vor dem
1. Januar 2007 keine Berücksichtigung finden.

§ 70 Über gangs re ge lung zum Ge setz zur Um set zung auf ent halts-
und asyl recht li cher Richt li ni en der Eu ro pä i schen Union

Für Ausländerinnen und Aus län der, die einen Auf ent halts ti tel nach § 104a Absatz 1
Satz 1 des Auf ent halts geset zes er hal ten, am 1. März 2007 leis tungs be rech tigt nach  
§ 1 Absatz 1 des Asyl bewer ber leis tungs ge set zes waren und Sach leis tun gen er hal ten
haben, kann durch Lan des ge setz be stimmt wer den, dass sie wei ter hin Sachleis tun gen
ent spre chend den Vor schrif ten des Asyl be wer ber leis tungs ge set zes vom Land er hal -
ten. In so weit er hal ten diese Per so nen keine Leis tun gen zur Si che rung des Le bens -
un ter halts nach die sem Buch.

§ 71 Zwei tes Ge setz zur Än de rung des Zwei ten Bu ches So zi al -
 gesetzbuch – Per spek ti ven für Lang zeit ar beits lo se mit  
be son de ren Vermitt lungs hemm nis sen – Job Per spek ti ve

(1) § 16e ist bis zum 31. März 2008 mit der Maß ga be an zu wen den, dass als Ar beit -
geber nur Trä ger im Sinne des § 21 des Drit ten Bu ches und nur Arbeiten im Sinne
des § 260 Absatz 1 Nummer 2 und 3 des Drit ten Bu ches ge för dert werden kön nen.
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(2) § 16e Absatz 1 Nummer 2 gilt mit der Maß ga be, dass der Zeit raum von sechs Mo na -
ten nach dem 30. Sep tem ber 2007 liegt. In be son ders be grün de ten Ein zelfäl len
kann der Zeit raum von sechs Mo na ten auch vor dem 1. Ok to ber 2007 lie gen.

§ 72  Sieb tes Ge setz zur Än de rung des Drit ten Bu ches So zi al ge setzbuch
und an de rer Ge set ze

Abweichend von § 11 Absatz 1 Satz 1 ist an erwerbsfähige Leistungsberechtigte
 geleistetes Arbeitslosengeld nicht als Einkommen zu berücksichtigen, soweit es auf-
grund des § 440 des Dritten Buches für einen Zeitraum geleistet wird, in dem sie
und die mit ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen Leistungen nach
 diesem Buch ohne Berücksichtigung des Arbeitslosengeldes erhalten haben.

§ 73 Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen
 Instrumente

§ 28 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung
 ist weiterhin anzuwenden für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. Januar 2009 be-
ginnen.

§ 74 (aufgehoben)

§ 75 Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der
 Grundsicherung für Arbeitsuchende – Anwendbarkeit  
des § 6a Absatz 7, des § 44d und des § 51b 

(1) § 51b Absatz 1 bis 3a in der bis zum 10. August 2010 geltenden Fassung ist anstelle
des § 51b Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 weiterhin anzuwenden, solange das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales keine Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 1
Satz 2 erlassen hat.
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(2) Abweichend von § 6a Absatz 7 Satz 3 kann der Antrag nach § 6a Absatz 7 Satz 1 im
Jahr 2010 bis zum 1. September mit Wirkung zum 1. Januar 2011 gestellt werden.

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer einer Arbeitsgemeinschaft nach
§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung nimmt die Aufgaben der
Geschäftsführung in der gemeinsamen Einrichtung bis zum Ablauf der laufenden
Amtsperiode wahr. § 44d Absatz 2 Satz 7 bleibt unberührt. Endet die Amtsperiode
der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers einer Arbeitsgemeinschaft nach  
§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung vor Bildung der gemein-
samen Einrichtung oder läuft ihre oder seine Amtsperiode nach Satz 1 ab, bevor die
Trägerversammlung nach § 44c Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 eine neue Geschäftsfüh-
rerin oder einen neuen Geschäftsführer bestellt hat, bestimmt die Anstellungskörper-
schaft der bisherigen Geschäftsführerin oder des bisherigen Geschäftsführers eine
kommissarische Geschäftsführerin oder einen kommissarischen Geschäftsführer,
die oder der die Geschäfte führt, bis die Trägerversammlung eine Geschäftsführerin
oder einen Geschäftsführer bestellt hat.

§ 76 Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der
 Grundsicherung für Arbeitsuchende

(1) Abweichend von § 44b Absatz 1 können die Aufgaben nach diesem Buch bis zum
31. Dezember 2011 getrennt wahrgenommen werden, wenn am 31. März 2010 in
dem Bereich eines kommunalen Trägers keine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b
 bestanden hat. Mit der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung erfolgt eine § 44g
Absatz 1 Satz 2 entsprechende Zuweisung.

(2) Nimmt im Gebiet eines kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
mehr als eine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 gel-
tenden Fassung die Aufgaben nach diesem Buch wahr, kann insoweit abweichend
von § 44b Absatz 1 Satz 1 mehr als eine gemeinsame Einrichtung gebildet werden.
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(3) Bei Wechsel der Trägerschaft oder der Organisationsform tritt der zuständige
Träger oder die zuständige Organisationsform an die Stelle des bisherigen Trägers
oder der bisherigen Organisationsform; dies gilt auch für laufende Verwaltungs-
und Gerichtsverfahren. Die Träger teilen sich alle Tatsachen mit, die zur Vorberei-
tung eines Wechsels der Organisationsform erforderlich sind. Sie sollen sich auch
die zu diesem Zweck erforderlichen Sozialdaten in automatisierter und standardi-
sierter Form übermitteln.

(4) Besteht in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember
2010 geltenden Fassung ein Personal- oder Betriebsrat, nimmt dieser ab dem Zeit-
punkt, zu dem Beamten und Arbeitnehmern in einer gemeinsamen Einrichtung
 Tätigkeiten zugewiesen werden, die Aufgaben der Personalvertretung als Über-
gangspersonalrat bis zur Konstituierung einer neuen Personalvertretung nach den
Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes wahr, längstens jedoch bis
zum 30. Juni 2012. Satz 1 gilt entsprechend für die Jugend- und Auszubildendenver-
tretung sowie die Schwerbehindertenvertretung.

(5) Bestehen in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember
2010 geltenden Fassung Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, gelten diese bis zu
einer Neuregelung für die jeweilige gemeinsame Einrichtung als Dienstvereinba-
rungen fort, längstens jedoch bis zum 30. Juni 2012.

(6) Abweichend von § 44g Absatz 2 bedarf es keiner Zustimmung der Geschäftsfüh-
rerin oder des Geschäftsführers, soweit einer gemeinsamen Einrichtung auf Veran-
lassung eines Trägers Beschäftigte Dritter zugewiesen werden, die bis zum Tag vor
der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung in einer Arbeitsgemeinschaft nach  
§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung oder in Agenturen für
 Arbeit und Kommunen Aufgaben nach diesem Buch durchgeführt haben.
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§ 77 Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des
Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

(1) § 7 Absatz 4a in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung gilt weiter bis
zum Inkrafttreten einer nach § 13 Absatz 3 erlassenen Rechtsverordnung.

(2) Abweichend von § 11a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 sind bis zum 31. Dezember 2011
die Leistungen nach § 23 des Achten Buches als Einkommen zu berücksichtigen

1. für das erste und zweite Pflegekind nicht,

2. für das dritte Pflegekind zu 75 Prozent und

3. für das vierte und jedes weitere Pflegekind vollständig.

(3) § 30 in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung ist für Einkommen aus
Erwerbstätigkeit, das im Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum 31. März 2011 zu-
fließt, weiter anzuwenden und gilt anstelle des § 11b Absatz 3 weiter für Bewilli-
gungszeiträume (§ 41 Satz 4), die vor dem 1. Juli 2011 beginnen, längstens jedoch
bis zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ab dem 1. Juli 2011.

(4) Für die Regelbedarfe nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und § 23 Nummer 1 tritt
an die Stelle der Beträge nach

1. § 20 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 der Betrag von 287 Euro,

2. § 23 Nummer 1 für Leistungsberechtigte bis zur Vollendung des sechsten
 Lebensjahres der Betrag von 215 Euro,

3. § 23 Nummer 1 für Leistungsberechtigte vom Beginn des siebten bis zur
 Vollendung des 14. Lebensjahres der Betrag von 251 Euro,

4. § 23 Nummer 1 für Leistungsberechtigte im 15. Lebensjahr der Betrag von  
287 Euro,
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solange sich durch die Fortschreibung der Beträge nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 und § 23 Nummer 1 nach § 20 Absatz 5 jeweils kein höherer Betrag ergibt.

(5) § 21 ist bis zum 31. Dezember 2011 mit der Maßgabe anzuwenden, dass Beträge,
die nicht volle Euro-Beträge ergeben, bei einem Betrag von unter 0,50 Euro abzu-
runden und von 0,50 Euro an aufzurunden sind.

(6) Sofern Leistungen ohne Berücksichtigung der tatsächlichen Aufwendungen für
die Erzeugung von Warmwasser festgesetzt wurden, weil sie nach den §§ 20 und 28
in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung mit der Regelleistung zur Siche-
rung des Lebensunterhalts abgegolten waren, ist der Verwaltungsakt, auch nach-
dem er unanfechtbar geworden ist, bis zum Ablauf eines Monats nach dem Ende
des Bewilligungszeitraums zurückzunehmen und die Nachzahlung zu erbringen.

(7) Der Bedarf nach § 28 Absatz 3 wird erstmals zum 1. August 2011 anerkannt.

(8) Werden Leistungen für Bedarfe nach § 28 Absatz 2, 4 bis 7 für den Zeitraum vom
1. Januar bis 31. Mai 2011 bis zum 30. Juni 2011 rückwirkend beantragt, gilt dieser
 Antrag abweichend von § 37 Absatz 2 Satz 2 als zum 1. Januar 2011 gestellt.

(9) In den Fällen des Absatzes 8 sind Leistungen für die Bedarfe nach § 28 Absatz 2
Satz 1 Nummer 1, Satz 2 und Absatz 5 für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum
31. Mai 2011 abweichend von § 29 Absatz 1 Satz 1 durch Direktzahlung an den
 Anbieter zu erbringen, wenn bei der leistungsberechtigten Person noch keine Auf-
wendungen zur Deckung dieser Bedarfe entstanden sind. Soweit die leistungs -
berechtigte Person in den Fällen des Absatzes 8 nachweist, dass ihr bereits Aufwen-
dungen zur Deckung der in Satz 1 genannten Bedarfe entstanden sind, werden
diese Aufwendungen abweichend von § 29 Absatz 1 Satz 1 durch Geldleistung an die
leistungsberechtigte Person erstattet.

(10) Auf Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen, an denen
Schülerinnen und Schüler in der Zeit vom 1. Januar bis zum 29. März 2011 teilge -
nommen haben, ist § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und Satz 2 bis 4 in der bis zum
31. Dezember 2010 geltenden Fassung anstelle des § 19 Absatz 3 Satz 3 und des § 28
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 anzuwenden.
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(11) Für Schülerinnen und Schüler, die eine Schule besuchen, an der eine gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in schulischer Verantwortung angeboten wird,
sowie für Kinder, für die Kindertagespflege geleistet wird oder die eine Tagesein-
richtung besuchen, an der eine gemeinschaftliche Mittagsverpflegung angeboten
wird, werden die entstehenden Mehraufwendungen abweichend von § 28 Absatz 6
für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 2011 in Höhe von monatlich 26 Euro
berücksichtigt. Bei Leistungsberechtigten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
denen für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 2011 Aufwendungen für Teilhabe
am sozialen und kulturellen Leben entstanden sind, werden abweichend von § 28
Absatz 7 als Bedarf monatlich 10 Euro berücksichtigt. Die im Zeitraum vom 1. Januar
bis zum 31. März 2011 nach den Sätzen 1 und 2 zu berücksichtigenden Bedarfe
 werden abweichend von § 29 Absatz 1 Satz 1 durch Geldleistung gedeckt; die im
Zeitraum vom 1. April bis zum 31. Mai 2011 nach den Sätzen 1 und 2 zu berücksich -
tigenden Bedarfe können in den Fällen des Absatzes 8 abweichend von § 29 Absatz 1
Satz 1 auch durch Geldleistung gedeckt werden.Bis zum 31. Dezember 2013 gilt § 28
Absatz 6 Satz 2 mit der Maßgabe, dass die Mehraufwendungen auch berücksichtigt
werden, wenn Schülerinnen und Schüler das Mittagessen in einer Einrichtung nach
§ 22 des Achten Buches einnehmen.

(12) § 31 in der bis zum 31. März 2011 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden
für Pflichtverletzungen, die vor dem 1. April 2011 begangen worden sind.

(13) § 40 Absatz 1 Satz 2 ist nicht anwendbar auf Anträge nach § 44 des Zehnten
 Buches, die vor dem 1. April 2011 gestellt worden sind.

(14) § 41 Absatz 2 Satz 2 ist bis zum 31. Dezember 2011 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass bei einer auf zwei Dezimalstellen durchzuführenden Berechnung weitere sich
ergebende Dezimalstellen wegfallen.
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§ 78 Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am
Arbeitsmarkt

Bei der Ermittlung der Zuweisungshöchstdauer nach § 16d Absatz 6 werden Zuwei-
sungsdauern, die vor dem 1. April 2012 liegen, nicht berücksichtigt.

Anlage 1 (aufgehoben)
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Bundesgesetzblatt Jahrgang 2012 Teil I Nr. 49, ausgegeben zu Bonn
am 24. Oktober 2012

Bekanntmachung
über die Höhe der Regelbedarfe nach § 20 Absatz 5 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für die Zeit ab 1. Januar 2013

Vom 18. Oktober 2012

Nach § 20 Absatz 5 Satz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Grund -
sicherung für Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), wird hiermit Folgendes bekannt gemacht:

Als Regelbedarfe nach § 20 Absatz 2 bis 4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB II) sowie nach § 23 Nummer 1 SGB II werden für die Zeit ab 1. Januar 2013
anerkannt:

für eine Person, die alleinstehend oder alleinerziehend ist oder deren Partnerin
oder Partner minderjährig ist, monatlich 382 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz 1 SGB II);

für sonstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft, sofern sie das
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, monatlich 289 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 SGB II);

für sonstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft, sofern sie das
18. Lebensjahr noch vollendet haben, sowie für Personen, die das 25. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben und ohne Zusicherung des zuständigen kommunalen
Trägers nach § 22 Absatz 5 SGB II umziehen, bis zur Vollendung des 25. Lebens -
jahres, monatlich 306 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 SGB II und § 20 Absatz 3
SGB II);

für zwei Partner der Bedarfsgemeinschaft, die das 18. Lebensjahr vollendet haben,
für jede dieser Personen ein Betrag in Höhe von monatlich 345 Euro (§ 20 Absatz 4
SGB II);
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für eine Person bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres monatlich 224 Euro
(§ 23 Nummer 1 erste Alternative SGB II);

für eine Person vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres
 monatlich 255 Euro (§ 23 Nummer 1 zweite Alternative SGB II);

für Leistungsberechtigte im 15. Lebensjahr monatlich 289 Euro (§ 23 Nummer 1
 dritte Alternative SGB II).

Berlin, den 18. Oktober 2012

Bundesministerium
für Arbeit und Soziales

Im Auftrag
Joschka Schneider



226 Zugelassene kommunale Träger

Baden-Württemberg
Landkreis Biberach
Bodenseekreis
Enzkreis*
Landkreis Ludwigsburg*
Ortenaukreis
Ostalbkreis*
Stadt Pforzheim*
Landkreis Ravensburg*
Landeshauptstadt Stuttgart*
Landkreis Tuttlingen
Landkreis Waldshut

Bayern
Landkreis Ansbach*
Stadt Erlangen
Landkreis Günzburg*
Stadt Ingolstadt*
Stadt Kaufbeuren*
Landkreis Miesbach
Landkreis München*
Landkreis Oberallgäu*
Stadt Schweinfurt
Landkreis Würzburg

Brandenburg
Landkreis Havelland*
Landkreis Oberhavel
Landkreis Oder-Spree
Landkreis Ostprignitz-Ruppin
Landkreis Potsdam-Mittelmark*
Landkreis Spree-Neiße
Landkreis Uckermark

Hessen
Kreis Bergstraße
Landkreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Fulda
Kreis Groß-Gerau*
Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Hochtaunuskreis
Lahn-Dill-Kreis*
Main-Kinzig-Kreis
Main-Taunus-Kreis
Landkreis Marburg-Biedenkopf
Odenwaldkreis
Kreis Offenbach
Stadt Offenbach am Main*
Rheingau-Taunus-Kreis
Vogelsbergkreis
Landeshauptstadt Wiesbaden*

Mecklenburg-
Vorpommern
Landkreis Mecklenburg-Strelitz*
Landkreis Nordvorpommern*
Landkreis Ostvorpommern

Niedersachsen
Landkreis Ammerland
Landkreis Aurich*
Landkreis Emsland
Landkreis Friesland*
Landkreis Göttingen
Landkreis Grafschaft Bentheim
Landkreis Leer
Landkreis Oldenburg
Landkreis Osnabrück
Landkreis Osterholz
Landkreis Osterode am Harz
Landkreis Peine
Landkreis Rotenburg (Wümme)
Landkreis Schaumburg*
Landkreis Soltau-Fallingboste,
Landkreis Verden
Landkreis Wittmund*

Nordrhein-Westfalen
Kreis Borken
Kreis Coesfeld
Kreis Düren
Ennepe-Ruhr-Kreis
Stadt Essen*
Kreis Gütersloh*
Stadt Hamm
Hochsauerlandkreis
Kreis Kleve
Kreis Lippe*
Kreis Minden-Lübbecke
Stadt Mülheim a. d. Ruhr
Stadt Münster*
Kreis Recklinghausen*
Kreis Steinfurt
Stadt Solingen*
Kreis Warendorf*
Stadt Wuppertal*

Rheinland-Pfalz
Landkreis Kusel*
Landkreis Mainz-Bingen, *
Landkreis Mayen-Koblenz*
Landkreis Südwestpfalz
Landkreis Vulkaneifel

Saarland
Landkreis Saarlouis*
Saarpfalz-Kreis*
Landkreis St. Wendel

Sachsen
Landkreis Bautzen
Erzgebirgskreis*
Landkreis Görlitz Änderung aufgrund
Erweiterung der Zulassung durch
Gebietsreform zum 1.1.12, unabhängig
von Neuzulassung der 41
Landkreis Leipzig Änderung aufgrund
Erweiterung der Zulassung durch
Gebietsreform zum 1.1.12, unabhängig
von Neuzulassung der 41
Landkreis Meißen
Landkreis Mittelsachsen für das in der
Kommunalträger-Zulassungs verord -
nung vom 24. September 2004 
(BGBl. I S. 2349) zugelassene Gebiet des
Landkreises Döbeln

Sachsen-Anhalt
Altmarkkreis Salzwedel*
Landkreis Anhalt-Bitterfeld
Burgenlandkreis*
Landkreis Harz
Saalekreis
Salzlandkreis

Schleswig-Holstein
Kreis Nordfriesland
Kreis Schleswig-Flensburg

Thüringen
Landkreis Greiz*
Landkreis Eichsfeld
Stadt Jena
Landkreis Schmalkalden-Meiningen*

Die mit einem „*“ versehenen Kommunen
nehmen die Aufgaben der Grundsicher -
ung für Arbeitsuchende ab dem 1. Jan -
uar 2012 eigenverantwortlich wahr. Die
Zulassung der Landkreise Görlitz und
Leipzig werden ab dem 1. Januar 2012
auf das gesamte Kreisgebiet ausgedehnt,
um die Grundsicherung für Arbeit -
suchende nach erfolgter Kreisgebiets -
reform in Sachsen im Landkreis in einer
Organisationsform durchzuführen.
Bisher war im Landkreis Görlitz nur das
Gebiet des ehemaligen Landkreises
Löbau-Zittau und im Landkreis Leipzig
das Gebiet des ehemaligen Muldental -
kreises zur alleinigen Aufgabenwahr -
nehmung zugelassen.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat 108 Kommunen zur 
alleinigen Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende
zugelassen. Die Kommunen nehmen im Rahmen der Zulassung Aufgaben der
Bundesagentur für Arbeit eigenverantwortlich wahr:
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Weitere Publikationen zum Thema „Soziale Sicherung“

Soziale Sicherung im Überblick

Bestell-Nr.: A 721 (deutsch)  |  Stand: Januar 2011

Bestell-Nr.: A 998 (englisch)  |  Bestell-Nr.: A 982 (italienisch)

Bestell-Nr.: A 985 (türkisch)  |  Bestell-Nr.: A 996 (französisch)

Bestell-Nr.: A 997 (spanisch)  |  Bestell-Nr.: C 721 (mit allen Sprachen)

Die Broschüre ermöglicht einen Überblick über das System der sozialen Sicherung
in der Bundesrepublik Deutschland. Behandelt werden unter anderem die Renten-,
Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung, die Rehabilitation Behinderter, Wohn-
geld und Sozial hilfe, Arbeitsrecht und -förderung. Die CD beinhaltet alle Broschüren.

Sozialhilfe und Grundsicherung
Bestell-Nr.: A 207  |  Stand: Januar 2013

Diese Broschüre gibt einen umfassenden Überblick über die Leistungen der Sozial-
hilfe. Darüber hinaus informiert sie über weitere Hilfen, die Sozialhilfeempfängern
zustehen.

Darlehensanspruch – Heimbewohner
Bestell-Nr.: A 819  |  Stand: Juni 2011

Der Flyer informiert über die Möglichkeiten des Darlehenszuges von Heimbewoh-
nern, die auf Sozialhilfe angewiesen sind.

Hilfe für Opfer von Gewalttaten
Bestell-Nr.: A 719 (Broschüre)  |  Stand: Juni 2011
Bestell-Nr.: A 720 (Flyer)  |  Stand: August 2012

In dieser Broschüre werden die Hilfsmöglichkeiten und Leistungen des Opferent-
schädigungsgesetzes dargestellt, auf die Opfer von Verbrechen in der Bundes -
republik Deutschland Anspruch haben.



228 Weitere Publikationen zum Thema „Soziale Sicherung“

CD Armut + Reichtumsbericht
Bestell-Nr.: C 332  |  Stand: September 2008

Die CD beinhaltet den 3. Armuts- und Reichtumsbericht.

Kriegsopferfürsorge
Bestell-Nr.: A 105  |  Stand: Juli 2012

Die Kriegsopferfürsorge als Teil des sozialen Entschädigungsrechts basiert auf dem
Bundesversorgungsgesetz. Hierin geregelt sind alle Fürsorgeleistungen im sozialen
Entschädigungsrecht. Neben Kriegsopfern erhalten auch weitere Personen und
deren Hinterbliebene im Falle einer Schädigung Leistungen der Kriegsopferfürsorge,
so z.B. Zivildienstleistende, Opfer von Gewalttaten, Impfgeschädigte, politische
Häftlinge in der ehemaligen DDR, etc.

CD Bundesversorgungsgesetz
Bestell-Nr.: C 752   |  Stand: Juli 2012

Die CD beinhaltet: Bundesversorgungsgesetz (BVG), Soldatenversorgungsgesetz
(SVG), Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (KOVVfG), Zivildienst -
gesetz (ZDG), Opferentschädigungsgesetz (OEG), Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG),
Häftlingsgesetz (HHG) und Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG).
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Bestellung der Publikationen

Vorname, Name:

Straße, Hausnummer:

PLZ, Ort:

Bestell-Nr. Titel (Kurzform) Anzahl

Datum, Unterschrift
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Umfrage

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt eine Vielzahl unterschiedlicher

Publikationen heraus, die sich an verschiedene Leserinnen und Leser wenden.

Einige Publikationen sind Erstausgaben, andere sind schon über zehnmal aktualisiert

nachgedruckt worden, also regelrechte „Klassiker“. Das heißt aber nicht, dass sie

perfekt sind bzw. durch Verbesserungen nicht noch perfekter werden könnten.

Dafür brauchen wir Ihre Hilfe, um die Publikationen noch 'leserspezifischer' zu 

gestalten. Aus diesem Grund bitten wir Sie, den abgedruckten Fragebogen auszu-

füllen und ihn per Fax, Mail oder Brief zurück zu schicken. Folgende Wege sind

möglich:

Post: BMAS - Ref. KS 4

Rochusstr. 1

53123 Bonn

Fax: 0228 99 527 2254

Mail: KS4@bmas.bund.de

Die Angabe zu Ihnen als Nutzer ist freiwillig. Wenn Sie diese nicht ausfüllen möchten,

lassen Sie die Felder einfach frei. Selbstverständlich werden Ihre anderen Angaben

dennoch berücksichtigt.

Vielen Dank im voraus für Ihre Mühe.
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Als wie hilfreich schätzen Sie die Publikation ein?

1 2 3 4 5 6

Ist die Publikation eine konkrete Hilfe für Sie?

Ja, hinsichtlich 

Nein, weil

Die Publikation besteht aus mehreren Teilen. Wie beurteilen Sie die Kombination?

Mehr inhaltlich beschreibend Gut so

Künftig nur inhaltlich beschreibend Mehr Gesetze

Mehr Fragen und Antworten Künftig nur Gesetze

Mehr Beispiele 

Wie verständlich finden Sie die Sprache im inhaltlich beschreibenden Teil 

(nicht im Gesetzestext)?

1 2 3 4 5 6

Stellen Sie sich vor, Sie könnten diese Publikation hinsichtlich Ihrer Anforderungen

anders gestalten. Was würden Sie generell ändern, was würden Sie so lassen? 

Hätten Sie gestalterische Vorschläge?

(Freiwillige Angaben)

Nutzen Sie die Publikation als Betroffener 

als Multiplikator (z. B. Lehrer)

oder

allgemein Interessierter

Fragebogen zur Publikation (Name der Publikation)
Bitte nach den Schulnoten bewerten.
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Montag bis Donnerstag von 8 bis 20 Uhr

Sie fragen – wir antworten

Rente: 030 221 911-001

Unfallversicherung/Ehrenamt: 030 221 911-002

Arbeitsmarktpolitik und - förderung: 030 221 911-003

Arbeitsrecht: 030 221 911-004

Teilzeit, Altersteilzeit, Minijobs: 030 221 911-005

Infos für behinderte Menschen: 030 221 911-006

Europäischer Sozialfonds/Soziales Europa: 030 221 911-007

Mitarbeiterkapitalbeteiligung: 030 221 911-008

Information zum Bildungspaket 030 221 911-009

Gehörlosen/Hörgeschädigten-Service:
info.gehoerlos@bmas.bund.de
Schreibtelefon: 030 221 911-016
Fax: 030 221 911-017
Gebärdentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de

Bürgertelefon
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	18. Wird das Einkommen meines Ehepartners auf mein Arbeitslosengeld II angerechnet?
	19. Ich lebe mit meiner Partnerin/meinem Partner ohne Trauschein zusammen. Wird ihr/sein Einkommen auf mein Arbeitslosengeld II angerechnet?
	20. Ich lebe mit einer Partnerin und ihren Kindern aus erster Ehe zusammen. Muss ich auch für diese Kinder aufkommen, wenn meine Partnerin Arbeitslosengeld II beantragt?
	21. Meine Eltern bekommen Arbeitslosengeld II. Muss ich für sie aufkommen?

	Einkommen | Vermögen
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